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Der zweite Parteiputsch

I N H A LT

Offenbar gibt es in der PDS eine „fünfte 
Kolonne“, die immer dann blockierend ein-
greift, wenn die realen Möglichkeiten der 
Partei zunehmen, als sozialistische Kraft 
in die gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen einzugreifen. Angesichts des De-
bakels der Politik Schröders, dessen Regie-
rung jeden Tag neue Offenbarungseide lei-
stet und vom vielgepriesenen „Sozialstaat“ 
der BRD keinen Stein auf dem anderen 
läßt, besteht objektiv eine Situation, in der 
die PDS mehr denn je gefordert wäre. Eine 
zielklare sozialistische Partei, die auf den 
Firlefanz ohnmächtiger Regierungsbetei-
ligung auf Landesebene verzichtet und zur 
wirklichen Systemopposition wird, ist ein 
Erfordernis der Zeit. Eine Partei, die gegen 
den Kapitalismus Front macht. Niemals 
seit 1990 waren die Chancen für eine PDS, 
die solche Prioritäten setzte, so groß wie 
heute. Der deutschen Bourgeoisie und ih-
rer sozialdemokratischen Regierung steht 
das Wasser am Hals. Jeder Schritt der 
Schröder, Clement, Eichel und Schmidt ist 
ein weiterer Schritt auf der abschüssigen 
Bahn ins soziale Aus. 
Doch was tut sich bei der PDS? Sie bietet 
keine Alternative an, sondern befindet 
sich gerade wieder einmal in einer ihrer 
inszenierten und inzwischen zur Serie 
gewordenen Krisen. Sie durchlebt den 
lähmenden Putsch des sogenannten Kü-
chenkabinetts aus Veteranen des rechten 
Parteiflügels. Das ND ist dabei zur Kla-
gemauer geworden. Ausgerechnet Gregor 
Gysi, ein Meister des Metiers, beschwert 
sich dort am 8. Mai 2003 über „Scharlata-
nerie und Schaumschlägerei“ von Dehm 
und Hiksch. Auf die Frage, worin diese 
denn konkret bestehe, wirft er Dehm u. a. 
vor, im badischen Lörrach für das Amt des 
Oberbürgermeisters kandidiert zu haben. 
Die dort errungenen 17,6 Prozent zählten 
nicht. Alles sei reine Spielerei gewesen. 
So als spreche er mit sich selbst, redet 
Gysi von „Theatralischem“ und einem 

„Zug zum Peinlichen“. Dehm und Hiksch 
– zum linken Parteiflügel gezählt und auf 
der Abschußliste des Küchenkabinetts 

– seien „eiserne Machttaktiker“, moniert 
der versierte Trickser. Anfang der 90er 
Jahre hatte er seinen Standort durch die 
Bemerkung ausgeleuchtet, er sei „nur 
in zwei Fragen vom Marxismus weg: 
bei Macht und Eigentum“. Mit anderen 
Worten: in allem, was die Substanz der 
Marxschen Lehre ausmacht. So hat die als 
Krise bezeichnete Auseinandersetzung in 
der PDS ernste politische und ideologische 
Hintergründe. Was da als Personenka-
russell, Machtgerangel, Schlagabtausch 

und Zurschaustellen von wechselseitigen 
Antipathien erscheint, ist in Wirklichkeit 
ein tiefer inhaltlicher Konflikt zwischen 
echten Sozialisten und auf die Seite der 
Herrschenden Übergelaufenen.
Nach dem Geraer Parteitag, auf dem sich 
Gabi Zimmer kurzfristig in die „linke 
Ecke“ geflüchtet hatte, war in der PDS 
ein gewisser Optimismus aufgekeimt. 
Viele hatten gehofft, die Partei werde sich 
endlich „fangen“ und der Zimmer-Parole 

„Keinen Frieden mit dieser Gesellschaft!“ 
Rechnung tragen. Doch dann rührte die 
Parteivorsitzende, die ihren alten Platz 
an der Seite der Bries, Gysis und Biskys  
wieder eingenommen hatte, verstärkt die 
Programmtrommel. Noch vor dem Pro-
grammparteitag im Oktober wollte sie die 
PDS auf den überarbeiteten Entwurf, des-
sen DDR-feindliche Passagen sogar noch 
prononciert worden sind, festlegen. 
Dafür gab es jedoch ein Hindernis: Der 
in Gera gewählte Parteivorstand bot 
mehrheitlich nicht die Gewähr, den Pro-
grammparteitag mit dem gewünschten 
Resultat abzuschließen. Als Gabi Zimmer 
in diesem Gremium schließlich in die Min-
derheit geriet, entschieden sich die Rech-
ten, „reinen Tisch“ zu machen. Sie lösten 
den zweiten Parteiputsch aus, indem sie 
statutenwidrig eine aus den ostdeutschen 
Landesvorsitzenden bestehende parallele 
Leitung schufen. Diese entmachtete den 
Parteivorstand. Die Erfahrungen des Kü-
chenkabinetts vom ersten Parteiputsch 
im November/Dezember 1989 wurden 
also genutzt.
Ohne Zweifel: Es muß in der PDS eine 

„fünfte Kolonne“ bestehen, die diese poten-
tiell so wichtige linke Partei systematisch 
daran hindert, jene oppositionelle Rolle 
zu übernehmen, für die sich Teile ihrer 
Basis seit Jahr und Tag aufopferungsvoll 
engagieren. Eine PDS nämlich, die ledig-
lich als sozial verbrämte Hilfstruppe der 
Herrschenden agiert, wäre gesellschaft-
lich überflüssig. 
Auf ihrem Sonderparteitag in Berlin, den 
die PDS-Rechte zur Bartholomäusnacht 
für den linken Flügel um Hiksch und Dehm 
machen will, stehen die Sozialisten am 
Scheideweg: Sie können ihre Chance nut-
zen und zu einer einflußreicheren Kraft im 
linken Spektrum der Gesellschaft werden 
oder Kopf und Kragen verlieren. 
Was uns betrifft, so werden wir weiterhin 
für die Zusammenführung von Kommuni-
sten und Sozialisten mit und ohne Partei-
buch auf marxistischer Grundlage wirken 
und allen eine politische Heimat bieten, 
die das gleiche wollen. Klaus Steiniger
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Schröders „Agenda 2010“ – eine Kriegserklärung nach innen

 Wer in der SPD mit dem Feuer spielt

Expertenrunde zur Rentenproblematik

 Angst im Alter?
Was im Herbst 2002 noch unglaubhaft 
schien, wird heute immer mehr Wirklich-
keit. Nach nur neun Monaten Amtszeit 
kredenzen SPD und Grüne den „kleinen 
Leuten“ mit ihrer „Agenda 2010“ das ge-
naue Gegenteil dessen, was sie ihnen zur 
Bundestagswahl versprochen hatten. Daß 
sich die Mehrheit der Deutschen gegen
Bushs Irak-Krieg wandte und damit auch 
die ablehnende Haltung der Bundesregie-
rung zu direkter Beteiligung an dieser Ag-
gression stützte, soll jetzt offensichtlich 
als Blankoscheck für die Innenpolitik der 
rot-grünen Koalition genutzt werden. Was 
die Zweifler an Schröders Politik schon 
länger befürchteten, hat er gelassen aus-
geplaudert: „Der Emanzipationsprozeß 
nach außen muß im Innern durch Reform-
maßnahmen ... ergänzt werden.“ Das hört 
sich nicht nur wie eine Kriegserklärung 
gegen das eigene Volk an, es ist auch eine. 
Nach der noch ungebremsten deutschen 
Teilnahme am vom Pentagon dirigierten 
Jugoslawienfeldzug der NATO scheint 
von den Regierenden vor allem deshalb 
auf eine Unterstützung des USA-Überfalls 
auf Irak verzichtet worden zu sein, um im 
eigenen Land freie Hand zu bekommen. 
Der Feldzug für einen bisher beispiellosen 
Sozialabbau richtet sich nämlich gegen die 
gleiche Mehrheit der Bevölkerung, die den 
Regierenden eben noch Rückhalt gab. Mit 
dem Massenprotest der Deutschen gegen 
den Irak-Krieg, an dem sogar Kabinetts-
mitglieder pro forma teilnahmen, konnte 
sich Schröder vor aller Welt moralisch 
schmücken und zugleich den Eindruck 
massiver Unterstützung im eigenen Land 
erwecken. Nun soll der SPD und ihrer 
Wählerschaft auch die Zustimmung für 
tiefe Einschnitte in die Sozialsysteme ab-
gepreßt werden.
Es klingt wie bitterer Hohn, wenn der 
Kanzler die „Rechte und Pflichten“ der fast 
fünf Millionen Bundesbürger ohne Arbeit 
durch rigorose Kürzung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes und die Reduzie-
rung der Arbeitslosenhilfe auf Sozial-
hilfeniveau „in ein neues Gleichgewicht“ 
bringen will. Nicht minder zynisch ist es, 
die Arbeitsplatzbesitzer durch Lockerung 

des Kündigungsschutzes und Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit „zu diszipli-
nieren“. Die geplante „Nachjustierung“ der 
Renten, die beabsichtigte Erhebung von 
Eintrittsgeld bei Arztbesuchen, die „Pri-
vatisierung“ des Krankengeldes und die 
Abschaffung des Sterbegeldes – das alles 
zusammen kennzeichnet nach DGB-Chef 
Sommer nur eines: „Weniger Netto für 
Arbeitnehmer und Milliardenentlastung 
für die Arbeitgeber.“ Ungeschoren bleiben 
bei dem geplanten Sozialmassaker der 
rot-grünen Regierung nur die Großen in 
der Wirtschaft, parasitärer Reichtum 
und Spitzenverdiener. Politiker, Minister, 
hohe Beamte und postengeile Sonderbe-
auftragte, die in den Kommissionen eifrig 
an jener Agenda werkeln, werden davon 
auf Lebenszeit kaum berührt. Auch der 
scheinheilige Hinweis auf den angeb-
lichen Schutz der „Mittelständler“ und 
Selbständigen zielt auf Täuschung; denn 
während der Pleitegeier allein im letzten 
Jahr mehr als 40 000 ihrer Unternehmen 
heimsuchte, erhöht sich die Anzahl deut-
scher Millionäre und Milliardäre weiter. 
Doch kein Sozialdemokrat oder Grüner 
aus Schröders Kabinett ist bereit, von den 
Superreichen einen Beitrag zur Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben einzufordern. 
So werden allein die sozial Schwachen 
abgezockt. Es wird um Ruhe gebeten, die 
alte Dame Sozialdemokratie gebärt einen 
CDU-Balg.
Die enormen Defizite im Staatshaushalt 
haben übrigens nur eine fundamentale 
Ursache: die Allmacht des Privateigen-
tums an den Produktionsmitteln. Sie führt 
dazu, daß die potentielle Hauptakkumula-
tionsquelle des Staates in den Taschen von 
Profitmachern versickert. Erinnert sei an 
das Beispiel der Budget-Politik der DDR, 
die sich auf das Volkseigentum stützen 
konnte. 
All das, was Schröder als „Reform“ (Un-
wort des Jahres!) anbietet, ist nichts an-
deres, als freie Bahn für eine durch nichts 
mehr zu bremsende kapitalistische Gier 
auf Kosten der Entrechtung der arbei-
tenden Bevölkerung zu schaffen. Die ver-
sprochene Senkung der Arbeitslosigkeit 

bleibt Schall und 
Rauch, weil sie eben 
nicht, wie sozialde-
mokratische Spit-
zenpolitiker ihren 
Wählern einzureden 
suchen, Ursache, 
sondern Folge einer 
dauerhaften Wachs-
tumsschwäche in 
Deutschland ist. Um 
die „Reservearmee“ 
von der Straße zu 
bringen, bedarf es 
nicht des staatlich 
sanktionierten Ta-
schendiebstahls bei 
Arbeitenden und an 

den Rand Gedrängten, sondern zwingen-
der Entscheidungen zu mehr privaten und 
öffentlichen Investitionen, zur Stärkung 
des Massenkonsums, zu regionaler Wirt-
schaftsförderung, zu einer die wirklichen 
Reserven aufdeckenden ökonomischen 
und monetären Politik. Statt dessen be-
dient die Bundesregierung ausschließlich 
Unternehmerinteressen. Die Kritik an ih-
rem Sozialverrat wird mit kalter Schulter 
und einer zum Himmel schreienden Arro-
ganz der Macht abgetan. In Neu-Anspach 
beleidigte Schröder auf der Maikundge-
bung die mit Pfiffen gegen seine Politik 
protestierenden Gewerkschafter. Sie hät-
ten „zwar volle Backen, aber nur wenig im 
Kopf“. Sein sogenannter Superminister 
Clement drohte in Gelsenkirchen den sei-
ne Rede durch laute „Hör auf!“-Rufe unter-
brechenden Demonstranten mit dem Satz: 

„Wenn ich aufhöre, dann geht es Ihnen um 
einiges schlechter!“ 
Die „Union“ indes, die eine noch härtere 
Gangart befürwortet, ist’s zufrieden. Sie 
möchte die unpopulärsten Forderungen 
ihrer eigenen „Sofort-Agenda“ von der SPD 
durchsetzen lassen, um erst nach noch 
totalerer Diskreditierung der Schröder-
Partei selbst wieder die Zügel zu über-
nehmen. Auch die Hundts und Rogowskis 
halten sich mit Kritik zurück und feuern 
Schröder an.
Dessen Stern ist weiter im Sinken. Der 
Vertrauensvorschuß für den „Emanzipa-
tionsprozeß nach außen“ ist aufgebraucht. 
Der Feldzug, mit dem die Regierenden jetzt 
durch „Reformmaßnahmen nach innen“, 
die in mehr als hundert Jahren durch die 
Arbeiterklasse und ihre Gewerkschaften 
erkämpften sozialen Errungenschaften 
abräumen wollen, hat einen auf Dauer 
nur schwer zu brechenden Widerstand 
der Betroffenen ausgelöst. Auch an der 
Basis der SPD brodelt es. Dafür spricht 
nicht nur, daß zum ersten Mal in der 
Geschichte der Sozialdemokratie durch 
ein Fähnlein von Aufrechten zu dem im 
Statut verankerten Mitgliederbegehren 
aufgerufen wurde, um Druck auf „Gerhard 
und seine Genossen“ auszuüben. Auch die 
Tatsache, daß die wichtigsten Gewerk-
schaften ihre Kampfbereitschaft gegen 
den Sozialverderb signalisieren, ist von 
großem Gewicht. Es steht fest, daß die 
Mehrheit der Bürger die Offensive im In-
nern ebenso entschieden ablehnt wie den 
Bush-Krieg gegen Irak. Nicht die sich auf 
das Vermächtnis der beiden Liebknechts, 
auf August Bebel und Rosa Luxemburg 
berufenden Mitglieder der SPD, die gegen 
die Kanzlerpläne opponieren, spielen mit 
dem Feuer, wie Schröder behauptet. Er 
selbst ist es, der mit der Durchsetzung 
seiner antisozialen „Agenda 2010“ einen 
Flächenbrand schürt und damit die Regie-
rungsunfähigkeit seiner Partei unter dem 
Beifall der Reaktion um Merkel, Stoiber 
und Westerwelle demonstriert.

Hans-Dieter Krüger

Die Berliner Renten- und Sozialexperten 
Christel Bednareck und Dr. Erhard Red-
dig gaben dem „RotFuchs“ Auskunft zu
Fragen von brennender Aktualität. 

In letzter Zeit war – im Rahmen der 
umstrittenen Schröderschen „Agenda 
2010“ – häufig von der Absicht zu hören, 
Rentenkürzungen einzuführen. Wie 
ernst ist das gemeint?

DR. E. REDDIG:  Leider sind alle Befürch-
tungen berechtigt. Zwar hat die soge-
nannte Rürup-Kommission noch keine 
abschließenden Vorschläge veröffentlicht, 
aber nach allem, was bisher zu hören war, 
müssen die Rentner mit schlimmen Ein-
bußen rechnen. Konkret geht es um die 
Heraufsetzung des Renteneintrittsalters 
auf 67 Jahre und um die Einführung eines 

„demographischen Faktors“, mit dessen 
Hilfe die zunehmende Lebenserwartung 
durch Rentenkürzungen „ausgeglichen“ 
werden soll. Das würde nicht nur die ost-
deutsche Bevölkerung treffen, jetzt geht es 
allen deutschen Rentnern an den Kragen.
C. BEDNARECK:  In der Alt-BRD wurden 
schon vor Jahren Verschlechterungen 
im Rentensystem damit begründet, daß 
die Menschen immer älter werden. Den 

„demographischen Faktor“ hat Herr Blüm 
erfunden. Aus der bereits von Altkanzler 
H. Kohl getroffenen Entscheidung wurde 
jedoch nichts, weil G. Schröder nach sei-
nem Wahlsieg 1998 die Sache sofort außer 
Kraft setzte. Das war eines seiner Wahl-
versprechen.

Was ist von der Sorge vor der „Überalte-
rung“ der Bevölkerung zu halten?

DR. E. REDDIG: Natürlich, es stimmt schon, 
daß der Anteil der älteren Menschen an 
der Bevölkerung ständig zunimmt: 1950 
betrug er in Deutschland noch 9,7 %, bis 
2000 war er auf 16,3 % gewachsen, und 
für 2050 wird er mit 29,5 % prognostiziert. 
Wenn man das so für sich sieht, könnte 
man auf die Schreckensbilder der Rürup 
& Co. schon hereinfallen. Aber, wovon sie 
nicht sprechen, das ist die Produktivitäts-
erhöhung in diesem Zeitraum. Noch nie in 
der menschlichen Geschichte hat sie sich 
in so kurzer Zeit vervielfacht – was vor 
allem den Großkonzernen eine entspre-
chende Erhöhung der Profite einbrachte. 
Davon etwas mehr an die Rentenkassen 
abzugeben, wäre nur gerecht.
C. BEDNARECK: Das Problem ist nicht 
der wachsende Anteil der Alten, sondern 
der sinkende Anteil der Jungen: 1950 be-
trug er (unter 20jährige) 30,4 % und wird 
sich bis 2050 halbieren. Da könnte man 
wirklich Angst kriegen. Das ist eine Folge 
der Familienpolitik der letzten 30 Jahre. 
Solange man nicht dafür sorgt, daß die 
Geburtenzahlen in Deutschland wieder 
steigen, solange wird das Problem bleiben. 
Die DDR war ein kinderfreundliches Land 
und hat vorgemacht, wie man einen „Baby-
boom“ erreichen kann. Hinzu kommen fast 

5 Millionen Arbeitslose, deren Beiträge 
natürlich auch fast völlig ausfallen.

Und was sind nun die speziellen Proble-
me der ostdeutschen Rentner?

C. BEDNARECK: Da gibt es etliche. Ich 
will zunächst auf das Übergreifende, 
ausnahmslos alle ostdeutschen Rentner 
Betreffende verweisen: Der Wert eines 
Rentenpunktes beträgt im Osten 22,70 Eu-
ro, im Westen jedoch 25,86 Euro. Die damit 
verbundene Diskriminierung wird mit al-
lerlei demagogischen Tricks zu bemänteln 
versucht. Angeblich erhielten die Ostdeut-
schen mehr Rente als die Westdeutschen. 
Aber dahinter stehen ganz andere Arbeits-
jahre: Die ostdeutschen Männer haben im 
Schnitt 46,14 Jahre gearbeitet, die west-
deutschen nur 39,60. Noch gravierender 
ist der Unterschied bei Frauen: Hier stehen 
33,54 Versicherungsjahre 25,29 gegenüber. 
Nimmt man nun die Rentensumme, dann 
ist die Bewertung des einzelnen Renten-
punktes verschwunden. Für Ostdeutsche 
ist die staatliche Rente in aller Regel die 
einzige Quelle für den Lebensunterhalt 
im Alter, während sich die Bezüge eines 
westdeutschen Rentners fast immer aus 
drei Quellen speisen: aus der staatlichen 
Rente, aus der Betriebsrente und aus pri-
vater Altersvorsorge, so daß der Anteil der 
staatlichen Renten in der Regel bei nur 
etwa 60 % liegt. Hinzu kommt, daß es in 
der DDR keine Beamtenpensionen gab; 
deren Bezieher sind mit ihren z. T. mär-
chenhaften Alterseinkommen nicht im 
Rentendurchschnitt enthalten. Wer also 
behauptet, ostdeutsche Rentner bezögen 
mehr als westdeutsche, sagt bewußt die 
Unwahrheit. Und: Mit der Liquidierung 
der Zusatz- und Sonderversorgungssyste-
me der DDR wurden wesentliche Teile des 
Einkommens bei der Rentenberechnung 
nicht berücksichtigt, obwohl dafür nicht 
geringe Beiträge gezahlt wurden. Weite-
re „Überführungslücken“ gibt es z. B. im 
Gesundheitswesen, bei der Post und der 
Eisenbahn, die vor allem Bezieher von 
niedrigen Renten treffen.

DR. E. REDDIG: Trotzdem besteht wenig 
Aussicht, diese Benachteiligung in kurzer 
Zeit auszugleichen. Wir haben vor der 
letzten Bundestagswahl an beide Kanz-
lerkandidaten geschrieben und sie um 
Stellungnahmen gebeten. Die Antworten 
von E. Stoiber und G. Schröder stimmten 
überein: Solange die Löhne und Gehälter 
der Arbeiter und Angestellten nicht an-
geglichen seien, so lange könnte auch die 
Rentenangleichung nicht vorgenommen 
werden. „Die Angleichung der Renten ist 
allein von der tatsächlichen Angleichung 
der Einkommen der aktiv Beschäftigten 
abhängig“, heißt es im Schreiben des Be-
auftragten von G. Schröder. Hier ist also 
der gemeinsame Kampf der Gewerkschaf-
ten mit den Menschenrechtsorganisatio-
nen gefordert.

Gibt es noch weitere Benachteiligungen 
ostdeutscher Rentner?

C. BEDNARECK: Natürlich, vor allem die 
Strafrenten für „staatsnahe“ Mitarbeiter. 
Noch nie in der deutschen Geschichte ist 
jemand, geschweige denn sind ganze Grup-
pen von Menschen dafür bestraft worden, 
daß sie ihre tägliche Arbeit verrichteten 
und sich keine Straftaten zuschulden 
kommen ließen. Aber Mitarbeiter des MfS 
und Bezieher von mehr als 31 000 M der 
DDR Jahreseinkommen werden in Bausch 
und Bogen verurteilt – ohne daß jemals 
eine subjektive Schuld festgestellt wurde 
oder auch nur versucht worden wäre, sie 
nachzuweisen. So kommt es, daß das volle 
monatliche Ruhegehalt eines Hauptfeld-
webels der Bundeswehr 3268,40 DM (1998) 
beträgt, die Rente eines Generals der NVA 
dagegen etwa 2000 DM, eines Generals des 
MfS 1200 DM.  

Nun sind doch aber durch den Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
April 1999 die Weichen anders gestellt?

DR. E. REDDIG: Ja, aber nur zum Teil. Es 
wurde die Eigentumsgarantie des Staates 
für die in der DDR geleisteten Beitrags-
zahlungen angemahnt und Bezieher von 
Intelligenz- und anderen Zusatzrenten der 
DDR erhielten z. T. ansehnliche Nachzah-
lungen. Das aber rief die berufsmäßigen 
Kalten Krieger auf den Plan. „Mehr als 
750 000 Ostdeutsche gehören bereits zum 
privilegierten Kreis der Bezugsberechtig-
ten“, lamentierte der „Spiegel“ in einem 
gehässigen Beitrag. Bei etwas mehr als 
zwei Millionen Rentnern insgesamt ist 
das immerhin ein beträchtlicher Anteil 
der „Privilegierten“. Für unseren stellver-
tretenden Kulturminister Klaus Höpcke 
wird vorgerechnet, daß er nun eine Rente 
von 1179 Euro beziehe. Für diesen Betrag 
würde ein „Spiegel“-Redakteur wohl kaum 
eine Woche arbeiten, meinte die „junge 
Welt“ dazu. 

C. BEDNARECK: Man muß doch sehen, 
daß es sich bei den Beziehern um alte, z. T. 
sehr alte Leute handelt, und die jahrelang 
vorenthaltenen Renten sind vorenthaltene 
Lebensqualität. Mit 80 oder mehr Jahren 
kann man auch mit 10 000 Euro Nachzah-
lung nicht mehr viel anfangen.

Wie kann man die Reaktion der Men-
schen bewerten, die zur Rentenbera-
tung kommen?

C. BEDNARECK: Am Anfang, 1990/91, 
herrschte große Euphorie. Viele glaubten, 
nun sei die Zeit des Schlaraffenlandes 
angebrochen. Die baute sich aber immer 
mehr ab, beginnend schon 1992, als die 
ersten Kürzungen z. B. mit der Einfüh-
rung von „Rentenabschlägen“ verkündet 
wurden. Inzwischen ist die Euphorie 
verflogen und hat Angst vor der Zukunft 
Platz gemacht.
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Worüber sich PDS-Genossen in der Programmdebatte Gedanken machen

 Marxismus nicht entsorgen!

Entweder konsequente Oppositionskraft oder Selbstzerstörung 

 Die Alternativen der PDS
Nicht zufällig wird dem überarbeiteten 
Programmentwurf der PDS von linken 
Kräften Aufmerksamkeit geschenkt. Er 
schildert einige systembedingte Gege-
benheiten, Gebrechen und Verbrechen 
der kapitalistischen Welt in durchaus 
realistischer Weise. Das sollte als Heraus-
forderung verstanden werden, besonders 
die marxistische Imperialismustheorie 
bis zum Programmparteitag nicht zu 
entsorgen, sondern prägnant mit neuen 
Erkenntnissen über den zeitgenössischen 
Imperialismus zu bereichern. Das betrifft 
beispielsweise die Einschätzung der 
Rolle des USA-Imperialismus, die sich 
verschärfenden Widersprüche zwischen 
internationalen Machtblöcken, insbeson-
dere zwischen denen der USA und Europas, 
sowie daraus resultierende Konsequenzen 
für kommunistische und sozialistische 
Parteien.
Konservative „thingtanks“ („Denkfabri-
ken) in den USA propagieren mit dem 
Wohlwollen und entsprechenden Hand-
lungsmaximen der Bush-Administration 
einen robusten „demokratischen“ Impe-
rialismus. Nach ihrer Schablone sind nur 
jene Staaten und Staatengruppierungen 
demokratisch, die die Weltherrschafts-
pläne des USA-Machtzentrums uneinge-
schränkt akzeptieren, die Kompetenzen 
der Vereinten Nationen mehr und mehr 
infrage stellen und völkerrechtswidrige 
Präventivkriege selbst atomarer Natur 
befürworten. 
Im Programmentwurf ist zu Recht von der 
Wahl zwischen „Frieden oder Barbarei“ 
die Rede. Aber die sich daraus ergebenden 
Überlegungen sollten präzisiert werden. 
Die enorme militärische Überlegenheit 
der USA ist eine nicht zu unterschätzende 
Tatsache. Aber ein wie auch immer gearte-
tes europäisches Wettrüsten mit den USA 
würde dazu keine realistische Alternative 
darstellen. Wenn die USA inzwischen bei 
4,5 % der Weltbevölkerung 25 % der glo-
balen Erdölförderung verbrauchen, dann 
sind geistige und materielle Investitionen 
in alternative Energien ein Gebot wirt-
schaftlicher Sachkunde. Nicht Kriege 
und Umweltzerstörung, sondern Frieden 
und, wie Christen sagen, Bewahrung der 
Schöpfung sind Zukunftspfade menschli-
cher Vernunft. 
Der Programmentwurf müßte zum Aus-
druck bringen, daß die Brechung der Pro-
fitdominanz die Beseitigung der Vorherr-
schaft des kapitalistischen Eigentums 
bedingt. Der Sozialismus ist ohne revolu-
tionäre Umwälzungen nicht zu haben.
Theoretischer Tiefgang eines künftigen 
Programms erfordert auch eine Diskussi-
on über den modernen Klassenkampf im 

„Raubtierkapitalismus“ (ein Ausdruck von 
Helmut Schmidt). Der Sozialismus ist mehr 
als der Streit um Werte. Der Klassenkampf 
ist Realität. Die großbürgerliche Propa-
ganda sucht ihn vergeblich als „traditio-
nalistischen Ladenhüter“ abzutun. Nicht 

ohne triftige Gründe ist immer häufiger 
vom „Klassenkampf von oben“ die Rede: 
Sozialabbau durch Reallohnminderung, 
Unterhöhlung des Kündigungsschutzes, 
Zweiklassen-Medizin, Reduzierung der 
Gewährungsdauer des Arbeitslosengeldes, 
Verquickung von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe – das sind nur einige seiner Attri-
bute. Die „Abschaffung“ des Klassenkamp-
fes mag Wunsch vieler Sozialreformisten 
sein. Doch die Wirklichkeit ist eine andere. 
Ansichten führender Gewerkschafter von 
ver.di und der IG Metall sowie Meinungs-
äußerungen linker Sozialdemokraten zur 

„Agenda 2010“ sind da ermutigend.
Auch die im Programmentwurf enthalte-
nen Aussagen über die DDR müssen auf den 
Prüfstand. Angesichts der Entwicklung 
im realen Kapitalismus wird zunehmend 
offensichtlich: Je mehr der Zeitabstand 
zur Liquidierung der DDR wächst, um so 
eindringlicher werden deren Leistungen 
wieder ins Bewußtsein gehoben und an-
erkannt. So sprechen finnische Pädagogen 
davon, Struktur und Methoden der DDR-
Pädagogik hätten ihnen Nutzen gebracht. 
Sozialrichter in den alten Bundesländern 
wissen die Arbeitsgesetzgebung der DDR 
in wesentlichen Fragen zu schätzen. 
Namhafte Verfechter der katholischen 
Soziallehre verhehlen nicht, daß die DDR-
Betriebe bei weitem nicht nur wirtschaft-
liche, sondern auch soziale Einheiten wa-
ren. Das genossenschaftliche Eigentum 
besitzt nicht nur in der Landwirtschaft 
seine Anhänger. Motivation und Jugend-
förderung im DDR-Sport sind trotz aller 
Doping-Kampagnen nicht totzureden. Die 
soziale Grundsicherung ist heute wieder 
in vieler Munde. Gewerkschafter vermis-
sen schmerzlich, daß die DDR nicht mehr 
(unsichtbar) bei Tarifverhandlungen mit 
anwesend ist. Und wer denkt nicht ange-
sichts der schändlichen Aggressionskrie-
ge des Imperialismus an die Worte der 
DDR-Nationalhymne, keine Mutter möge 
mehr ihren Sohn beweinen. 
Aber im überarbeiteten Programmentwurf 
der PDS steht die Verurteilung der DDR 

im Vordergrund. Oder es herrscht kalte 
Distanz. Natürlich wäre es verfehlt, De-
fizite der sozialistischen Demokratie und 
strukturelle Schwächen, auch vereinzeltes 
Unrecht, schönzureden. Erlittene Nieder-
lagen und begangene Fehler müssen im 
Interesse künftiger Erfolge schonungslos 
zugegeben und kritisch-konstruktiv ana-
lysiert werden. Dabei ist unumstritten: 
Der Aufbau des Sozialismus in der DDR 
vollzog sich nicht in einem vor der Öf-
fentlichkeit abgeschirmten Laboratorium. 
Erfordernisse und Ergebnisse  des einge-
schlagenen Kurses wurden ständig und 
heftig von kapitalistischen Gegenkräften 
durchkreuzt und eingeschränkt. Auch die 
Teilhabe der DDR an der Arbeit des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe war für 
uns nicht nur mit Vorteilen verbunden. 
Doch der Deutungshoheit reaktionärer 
Ideologen über das Leben in der DDR sollte 
keinerlei Vorschub geleistet werden. 

Die Sprache des Entwurfs sei durch einen 
zu abgehobenen „intelligenzlerischen“ Stil 
geprägt, meinen viele Genossen. Etliche 
Passagen seien zu abstrakt. Doch hohes Ni-
veau und einfache Sprache schließen sich 
nicht gegenseitig aus. Die Abstraktion ist 
und bleibt ein Vorzug und Bestandteil je-
der Theorie; sie verallgemeinert die Praxis, 
ist also keineswegs mit Lebensfremdheit 
gleichzusetzen. Ohne Abstraktion gäbe es 
z. B. keine Marxsche Mehrwerttheorie. 

Dennoch: Im Programmentwurf sind un-
verständliche Schachtelsätze und schwül-
stige Formulierungen keine Seltenheit. 
Programme linker Parteien sollten sich 
eindeutig gegen manipulierende Sprach-
verstümmelung, wie sie gegenwärtig üb-
lich ist, richten. Da werden in den Medien 

– fast ohne Ausnahme – Kriege als Militär-
schläge, Stagnation als Nullwachstum, 
sinkender Absatz als Minuswachstum 
deklariert. Sozialabbau nennt man heut-
zutage Reform, Pleiten heißen jetzt Insol-
venzen. Deshalb gilt: Die Dinge müssen 
beim wahren Namen genannt werden!

Prof. Dr. habil. Harry Milke

„Ich würde die Wahr-
heit sagen, die ganze 
Wahrheit und nichts als 
die Wahrheit . . ., wenn 
ich das Gefühl hätte, es 
würde mir helfen, ge-
wählt zu werden.“
Aus: „The Guardian“, 
Sydney

Außerordentliches wird den Delegierten 
zugemutet, wenn sie Ende Juni in Berlin 
zur „Außerordentlichen Tagung des 8. 
PDS-Parteitages“ zusammenkommen. In 
einem Akt kollektiver Buße sollen sie sich 
von ihrem „politischen Fehlverhalten“ in 
Gera distanzieren: Sie sollen Beschlüsse 
und Personalentscheidungen annullieren, 
die von ihnen kaum ein Dreivierteljahr 
zuvor gefaßt wurden. Auf eine derartige 

„Korrektur“ zielen die Initiatoren dieses 
Sonderparteitages – überwiegend Anfüh-
rer der (als „Reformlinke“ etikettierten) in 
Gera unterlegenen Parteirechten. Die seien 
entschlossen, so „Neues Deutschland“ am 
6. 5. 03, die Berliner Tagung nur als Sieger 
zu verlassen. Ihre Devise: „Streit bis zur 
Entscheidung“.
Damit dürfte die Partei an dem Punkt 
angelangt sein, wo die grundsätzliche 
Richtungsentscheidung über ihren künf-
tigen Charakter und Weg fällt. Die in der 
PDS gegeneinander agierenden Flügel 

– einerseits die konsequent sozialistischen, 
marxistischen Kräfte, andererseits ihre 
opportunistischen, sozialdemokratisch 
orientierten Gegenspieler – kommen nicht 
mehr umhin, die tiefere Ursache für die 
akut zutage getretene, jedoch seit langem 
schwelende Parteikrise auszuräumen. Bei 
der handelt es sich um eine existentielle 
Krise.
Ein kurzer Rückblick: Seit Jahren macht 
sich zunehmend Widerstand aus der Par-
teibasis gegen die politische Linie der im 
Kapitalismus angekommenen Spitzenpoli-
tiker bemerkbar. Ein aufsehenerregendes 
Signal dafür setzten die Delegierten des 
Münsteraner Parteitages, als sie gegen den 
Willen des Vorstandes die kompromißlose 
Antikriegsresolution beschlossen. Sie fe-
stigte das Ansehen der PDS als Friedens-
partei und brachte ihr weit über die eigene 
Stammwählerschaft hinaus politisches 
Vertrauen ein. Ihre Spitzenleute Gysi und 
Bisky aber reagierten auf ihr Unterliegen 
mit demonstrativem Rückzug „aus der er-
sten Reihe“. Der Nimbus, die Partei trotz 
aller Flügelkonflikte zusammenhalten zu 
können, verhalf Gabriele Zimmer dann 
zum Parteivorsitz. Sie trug der Stimmung 
an der Parteibasis mehr Rechnung und 
legte sich nicht so auf die Position der 
Fundamentalopportunisten fest, denen 
das „Mitregieren“ um jeden Preis als wich-
tigstes politisches Ziel gilt. Sie vertrat ein 
als „Gestaltungsopposition“ deklariertes 
Konzept, ein Gemisch aus Opponieren und 
Mitregieren.
Daß sich beide Varianten nur marginal un-
terscheiden, zeigte sich bei der Debatte um 
ein künftiges Parteiprogramm. Da fechten 
die „Reformer“ aller Schattierungen als 
einheitlicher Block gegen die unbeirrbar 
sozialistischen Kräfte in der PDS. Diese 
Gemeinsamkeit bewahrte G. Zimmer den-
noch nicht vor einer Kampagne, mit der 
um den damaligen Bundesgeschäftsfüh-
rer Bartsch gruppierte innerparteiliche 
Rivalen versuchten, die Vorsitzende zu 
demontieren. Diese Intrige erreichte im 
Vorfeld der Bundestagswahl 2002 ihren 
Höhepunkt. Sie verband sich in den Augen 
der Öffentlichkeit mit einem Bild, das die 

PDS zur bloßen Westentaschenreserve der 
SPD schrumpfen, zur Wahlhelferpartei 
Schröders verkümmern ließ. Mit ihrer 
Wahlniederlage vom 22. September wurde 
der PDS allerdings ein Vertrauensverlust 
attestiert, der keineswegs bloß aus einer 
verfehlten Kampagne erklärt werden 
konnte. Das Debakel war Quittung für 
eine opportunistische Politik, durch die 
der PDS immer mehr sozialistisches Profil 
verlorenging, sie zur angepaßten Beliebig-
keitspartei mutierte. 
Nach dem Wahl-Schock forderte die Basis 
energisch einen Kurswechsel. Der Geraer 
PDS-Parteitag reflektierte dieses Verlan-
gen. Mit Zweidrittelmehrheit nahmen die 
Delegierten den Beschluß „Kein ,Weiter so’:
Zukunft durch Erneuerung“ an. Obwohl 
damit keineswegs eine klare Richtungs-
entscheidung erfolgte, verlagerten sich 
die Akzente nach links: Gesellschaftsver-
ändernder Anspruch und Oppositionsrol-
le wurden betont. Sozialistische Identität 
sei wieder erkennbar zu machen, hieß es. 
Die bisherige Anpassungspolitik erfuhr 
weitreichende Kritik. Deren maßgebliche 
Verfechter kandidierten nicht mehr oder 
wurden abgewählt. Gabriele Zimmer hin-
gegen behielt den Parteivorsitz. Zum Sieg 
über ihre Gegenspieler verhalf ihr eine 
vorgelesene Rede, in der sie mit Aussagen, 
daß die Partei „für die unten, ganz unten“ 
da sein müsse und „kein Frieden mit dieser 
Gesellschaft“ zu schließen sei, eine Rück-
besinnung auf sozialistische Inhalte zu 
verheißen schien. Die Parteilinke stimmte 
für G. Zimmer und den neuen Vorstand. 
Gera galt als Signal, als Chance für einen 
sozialistischen Neuanfang. 
Diejenigen aber, die das als ihre politische 
Niederlage verstanden, gingen sogleich 
zur Gegenoffensive über. Als „Netzwerk 
Reformlinke“ kämpfen sie seitdem um 

„baldige Änderung der Mehrheiten in der 
Partei“. Zu diesem Zweck diffamierten 
sie die neugewählte PDS-Spitze als „Fehl-
besetzung“ (ND 20. 1. 03). Deren „Chefin“ 
aber biederte sich bei den Leuten, die sie 
erst kürzlich hatten stürzen wollen, an 

– eben weil sie deren Grundpositionen teilt. 
Die Parteirechte erfuhr durch Gabriele 
Zimmer Vorzugsbehandlung. Symptoma-
tisch dafür war u. a. die Berufung von 
André Brie zum Wahlkampfleiter 2004 
und von Roland Claus zum Koordinator 
der Strategiedebatte. So ermuntert ließen 
die Verlierer von Gera sogleich verlauten, 
sie würden sich nunmehr anschicken, „die 
Hegemonie in der PDS zurückzugewinnen“ 
(ND 17. 2. 03).
Gegen diese Gefahr einer Kehrtwende 
trat im Januar dieses Jahres eine große 
Gruppe von PDS-Mitgliedern, darunter 
zahlreiche Parteitagsdelegierte und Man-
datsträger, mit einem „Plädoyer für einen 
,Geraer Dialog’“ auf. Es sei höchste Zeit für 
„ein Bündnis all derjenigen in der PDS, die 
bereit sind, den sozialistischen Charakter 
der Partei zu verteidigen“. Außer der un-
wirschen Bemerkung, sie lasse sich durch 
diese Gruppierung „nicht instrumentali-
sieren“, bestand die Antwort von G. Zim-
mer – und leider auch vom  Parteivorstand 

– in Stillschweigen und Untätigkeit. Um 

so aktiver zeigte sich dafür die Anti-Ge-
ra-Connection. Systematisch wurde die 
Polarisierung in der Partei zugespitzt 
und personalisiert. Was mit Intrigen 
gegen „zu links stehende“ Vorstandsmit-
glieder begann (siehe „Wachbuchaffäre“), 
fand seine Fortsetzung mit ultimativen 
Wohlverhaltensforderungen zum nun ge-
fälliger formulierten Programmentwurf, 
bis schließlich im Februar das Reizwort 

„Sonderparteitag“ aufkam. Vom „Arbeits-
ausschuß Reformlinke“ lanciert, fand es 
bei prominenten Parteirechten lebhafte 
Zustimmung. Sie versprachen sich davon 

„politische Klärung und daraus folgenden 
Personalwechsel“ (ND 18. 2. 03). Und 
nachdem Gabriele Zimmer samt einer 
Vorstandsminderheit bei der Abstimmung 
über die Behandlung eines Papiers von 
Dieter Klein unterlegen war, machte auch 
sie einen Sonderparteitag zur „Chefsa-
che“. Kurzerhand erklärte sie den von ihr 
geleiteten Vorstand zu einem Gremium 
ohne Autorität, das zurücktreten müsse. 
Eine Art Schattenkabinett aus durchweg 
rechtsgerichteten PDS-Landesvorsitzen-
den Ost machte den nötigen Druck, um den 
Sonderparteitag zu erzwingen. Im Hinter-
grund standen Leute wie Brie und Gysi, die 
den verschlissenen, aber ambitiösen Bisky 
nach vorne schoben. 
Der Sonderparteitag wird also stattfinden. 
Inhaltlich soll er die PDS so festlegen, wie 
das im neuen Programmentwurf vorgese-
hen ist. Der definiert die Partei nicht mehr 
als antikapitalistisch, sondern nimmt sie 
auf „kapitalismuskritisch“ zurück. Das be-
deutet den prinzipiellen Abschied von der 
Systemopposition! Noch vor ihrem dann 
angekündigten Funktionsverzicht ließ 
G. Zimmer auch wissen, was sie und ihre 
politischen Freunde unter „durchgreifen-
den Reformen in der Partei“ verstehen: Die 
PDS müsse sich „klar von einer marxisti-
schen Partei“ (!) unterscheiden. Und der 
künftige Vorsitzende Bisky soufflierte: 
Sozialistische Reformpolitik dürfe „die 
traditionellen Standards nicht bedienen“ 

– namentlich in der Eigentumsfrage. Marx 
ade ...
Personell soll ein neuer Vorstand aus 

„reformorientierten“ Kräften als „starkes 
Zentrum“ das Zepter übernehmen. „Links-
lastige“ PDS-Politiker wie Diether Dehm 
und Uwe Hiksch müssen weg, aus ihren 
Funktionen –  wenn‘s machbar ist, wohl 
auch aus der Partei. 
Alles in allem: Das Schicksal der PDS 
steht auf dem Spiel. Sie hat nur zwei Mög-
lichkeiten: Entweder profiliert sie sich 
auf dem Sonderparteitag als erkennbare 
Oppositionskraft gegen Schröders Politik 
der sozialen Vernichtung oder sie zerstört 
sich selbst als sozialistische Partei. Das 
würde die Linke in eine schwierige Lage 
bringen. Denn niemand in Deutschland 
wäre gegenwärtig dazu imstande, das ent-
stehende Vakuum zu füllen. Auf dem Ber-
liner Sonderparteitag wird also über die 
Zukunft der PDS entschieden. Im ND las 
man: „Die Frage ist nur, ob die Delegierten 
wissen werden, worum es wirklich geht.“ 

Wolfgang Clausner
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 Wer die marxistische Staatstheorie über Bord wirft ...

Der springende Punkt

Was es mit dem Rummel um den 17. Juni auf sich hat

 Eppelmann als Nachgestalter
Eine Beschäftigung mit dem Entwurf, 
über den im Oktober auf dem Programm-
parteitag der PDS entschieden werden 
soll, wirft die Frage nach dem Charakter 
der Partei auf. In meinen Augen ist die 
PDS eine kleinbürgerliche Partei mit wohl 
gegenwärtig linker sozialdemokratischer 
Ausrichtung, die (nach wie vor) durch den 
sogenannten Reformsozialismus geprägt 
wird. Die Strukturen der kapitalistischen 
Gesellschaft sollen durch Reformen so 
verändert werden, daß dabei die Domi-
nanz der Kapitalverwertung zurückge-
drängt und letztlich überwunden werden 
kann. Das ist „Sozialismus“ durch Kapital-
verwertung auf dem Boden und im Rah-
men des Kapitalismus selbst. Der jetzige 
Programmentwurf, für den sich Zimmer, 
Brie, Klein, Bisky, Gysi und andere stark 
machen, zeugt davon, daß die PDS diesen 
generellen Kurs fortführen und zum Pro-
gramm erheben will. Sie wird versuchen, 
den Platz einzunehmen, den die SPD mit 
ihrem Entwicklungstrend zur neolibe-
ralen Staatspartei des kapitalistischen 
Systems endgültig geräumt hat. Die sozial-

integrierende Funktion eines solchen Ziels 
ist es, das System durch Beschneidung 
seiner extremen Auswüchse zu erhalten. 
Deshalb ist es durchaus folgerichtig, daß 
im Programmentwurf der PDS „politische 
Verantwortung in parlamentarischer Op-
position ebenso wie in Regierungsbeteili-
gungen“ verkündet wird. Meine Sicht: In 
dieser Partei ist der „Anpassungs-Trend“ 
nicht zu stoppen; er ist unaufhaltbar. 
Dies wird auch dadurch deutlich, daß sich 
die PDS mit ihrer Verabschiedung vom 
Marxismus zugleich von einer dialektisch-
materialistischen Staatsbetrachtung ver-
abschiedet hat. Zum Staat ist der PDS 
niemals etwas Gescheites eingefallen. 
Staatstheoretische Aussagen kann man 
mit der Lupe suchen – ohne fündig zu 
werden, obwohl immer angemahnt wird, 
das politische System umzubauen. Im 
Programmentwurf heißt es schließlich 
lapidar: „Unsere Vorstellung von der 
künftigen Rolle des Staates ist die eines 
entbürokratisierten und von einer selbst-
bestimmten Zivilgesellschaft geprägten 
Staates. Demokratie verlangt, daß ein sol-

cher Staat seine Verantwortung für den so-
zialen Zusammenhalt der Gesellschaft, die 
Förderung der sozial Benachteiligten und 
als demokratische Institution gegenüber 
der Macht der nationalen und internatio-
nalen Wirtschaftsakteure wahrnimmt.“ 
Nach Dieter Klein birgt „die moderne bür-
gerliche Gesellschaft der Bundesrepublik 
selbst Tendenzen, Möglichkeiten und An-
satzpunkte für einen emanzipatorischen 
Transformationsprozeß ...“ Ohne sich mit 
diesem Nonsens hier auseinandersetzen 
zu können: Es genügt zu verdeutlichen, 
daß eine solche Positionierung als kapita-
listischer „Sozialismus“ im PDS-Program-
mentwurf durchaus folgerichtig ist. 
Unter diesen Umständen geht es um die 

„Wiederentdeckung“ der marxistischen 
Staatstheorie, ihre Fortentwicklung für 
die Zeit des modernen Imperialismus. 
Warum?
In den großen imperialistischen Zentren 

– ebenfalls in der BRD – sind sozialistische 
Umwälzungen nicht in Sicht. Angesagt ist 
eine Abwehrstrategie (Verteidigung des 
im Grundgesetz proklamierten Sozial-
staatsprinzips); weiter der Kurs auf solche 
radikaldemokratischen Reformen inner-
halb der kapitalistischen Gesellschaft, 
die welthistorisch an den Übergang zum 
Sozialismus heranführen und ihn einlei-
ten könnten. 
Einerseits ist es erforderlich, den Ab-
wehrkampf und die radikaldemokratische 
Reformstrategie damit zu verbinden, sich 
entschieden gegen staatliche Gewaltme-
thoden gegenüber den Werktätigen und 
der Verstärkung des Militarismus zu 
wenden; andererseits ist die Ausnutzung 
des bürgerlichen Staates für Erfolge des 
Abwehrkampfes und das In-Gang-Setzen 
des Ringens um radikaldemokratische 
Reformen von entscheidender Bedeutung. 
Lenin vermerkte in „Staat und Revolution“, 
daß „die Vorbereitung des Proletariats 
auf die Revolution unter Ausnutzung des 
heutigen Staates“ zu erfolgen habe, wobei 
der Staatsbegriff hier in weitem Sinne als 
politische Organisation und Struktur zu 
verstehen ist.
Es ruft keinerlei Zweifel hervor, daß eine 
progressive außerparlamentarische Bewe-
gung zugleich für starke parlamentarische 
Vertretungen auf allen Ebenen kämpft. 
Alles hängt natürlich ab von einer solchen 
marxistischen Parteiform, die sich nicht 
mit dem politischen System im modernen 
Kapitalismus identifiziert, sondern die 
sich vielmehr zum Ziel setzt, dazu beizu-
tragen, ein geschichtsmächtiges Subjekt 
in längeren historischen Fristen zu for-
mieren. Daß hier die PDS nicht gemeint 
sein kann, ist so sicher wie das Amen in 
der Kirche. Hier kann man also nur die hi-
storisch notwendige langfristige Gestal-
tungsformung einer massenwirksamen 
marxistischen Partei im Auge haben.

Prof. Dr. Ingo Wagner

„Linker“ Senf
Die Historische Kommission der PDS drif-
tet durch schlickriges Gewässer. Zum 17. 
Juni hat sie ein Dokument veröffentlicht, 
das schon mit der Überschrift „Der Arbei-
teraufstand ...“ den Kurs auf Anpassung 
an die Positionen der Geschichtsklitterer 
verrät. Wahrheiten, Halbwahrheiten und 
Lügen bilden ein Gemenge, das für Verwir-
rung sorgt und die Absichten geschwore-
ner DDR-Feinde bedient. Die „Bewertung 
der Ereignisse“ sei „umstritten“ gewesen, 
heißt es zunächst ausweichend. In der 
Nachtsitzung des Zentralkomitees der 
SED vom 17. zum 18. Juni 1953 habe Kurt 
Hager von „Arbeitern“ gesprochen, „die auf 
die Straße gegangen waren, nicht weil sie 
Rowdys waren, sondern weil aus ihnen all 
das an Unzufriedenheit herausbrach, was 
sich bei ihnen seit acht Jahren angesam-
melt hatte“. Gemeint ist hier der Zeitraum 
zwischen 1945 und 1953. Es geht also um 
die acht Jahre seit dem Sturz des Faschis-
mus. Unmittelbar nach dem Krieg hatte 
die Sowjetische Militäradministration die 
Mitglieder der Nazi-Partei und die Amts-
träger von NS-Organisationen zum Ent-
trümmern in die Ruinenfelder geschickt. 
Viele Nazi-Beamte waren daraufhin Bau-
arbeiter geworden. 1953 konzentrierten 
sich diese oft ungewandelten Faschisten 
in einigen Bau-Unionen, wie die volksei-
genen Betriebe dieses Wirtschaftssektors 
zunächst hießen. Kein Wunder, daß sich 
bei einem Teil von ihnen „seit acht Jahren 
Unzufriedenheit angesammelt“ hatte.
Im Juni 1953 habe es „oft auch Bestrebun-
gen gegeben, die Partei aus den Betrieben 
zu entfernen“, bemerkt die Historische 
Kommission wertneutral und ohne daraus 
auf einen konterrevolutionären Charakter 
solcher vom RIAS ausgegebenen Losungen 

zu schließen. Interessant ist, daß diese 
Forderung auch im Herbst 1989 – aus 
gleicher Quelle gespeist – als allererste ge-
stellt wurde. Die durch einen Parteiputsch 
ans Ruder gelangte liquidatorische Gysi-
Führung hat sie mit der  Entscheidung, die 
SED-Betriebsgruppen sofort aufzulösen, 
prompt bedient.
Eine Rolle habe am 17. Juni 1953 auch das 
Verlangen nach „Zulassung aller Parteien“, 
vor allem nach „Wiederherstellung und 
Neugründung der SPD in der DDR“ ge-
spielt, weiß die Historische Kommission 
zu berichten. Ist ihr auch bekannt, wer 
diese Parole – abermals via RIAS lanciert 

– erfunden hat? Sie kam vom Ostbüro der 
SPD, das in jener Zeit ein Agent des USA-
Geheimdienstes  CIA leitete.
Bei der Historischen Kommission gibt man 
sich „ausgewogen“. „Zu respektieren sind 
sowohl jene Bürgerinnen und Bürger, die 
gegen das SED-Regime (!) demonstrier-
ten, als auch jene, die es verteidigten ...“, 
heißt es da nicht ohne Heimtücke. Der 
ahistorische Aufguß mündet in dem  Satz: 

„Die Bestrebungen, Partei und Staat zu 
demokratisieren, waren mit der Arbei-
tererhebung gescheitert. Alle, die einen 
demokratischen Sozialismus gefordert 
hatten, wurden so oder so zum Schweigen 
gebracht.“
Nichts Neues also, sondern nur „linker“ 
Senf zu Eppelmanns Hotdog. Aufschluß-
reich ist allein die Tatsache, daß der 
pseudowissenschaftliche Sud uns just 
zum selben Zeitpunkt aus dem ND entge-
genschwappte, zu dem Gysis Küchenkabi-
nett seinen Putsch in Szene setzte, um den 
in Gera frei und demokratisch gewählten 
PDS-Parteivorstand aus dem Wege zu räu-
men. S. R. 

Rudolf Augsteins Bemerkung „Der Erinne-
rung kann man nicht befehlen, man kann 
sie nicht her- und wegzaubern“ gilt auch 
für das offizielle Gedenken in der BRD 
an den 17. Juni 1953. Von 1954 bis 1990 
wurde jenes Tages, der seine Spuren in der 
DDR hinterließ, mit Reden im Bundestag 
gedacht. Der Leser merke auf: Das Ereig-
nis, um das es geht, trug sich in einem 
anderen Staat zu, dessen Souveränität zu 
achten war; durch die BRD spätestens 
mit dem Grundlagenvertrag 1972 und der 
gleichzeitigen Aufnahme beider deutscher 
Staaten in die UNO 1973. Es galt das völ-
kerrechtlich verbindliche Verbot der Ein-
mischung in innere Angelegenheiten ande-
rer Staaten. Warum aber organisierte die 
BRD „staatlich verordnete“ Gedenkfeiern 
am 17. Juni, die zu Ritualen mutierten? 
Dietmar Schiller informiert uns in der 
offiziösen Publikation „Aus Politik und 
Zeitgeschichte“ (1993/25) über das „Ver-
hältnis von öffentlicher Erinnerung und 
politischer Kultur“: „Die wichtigsten 
politischen Funktionen, die nationale 
Feier- und Gedenktage erfüllen sollen, 
sind Staatsintegration, Identifikation mit 
dem politischen System, Konsensstiftung, 
Erschaffung von Massenloyalität und Sta-
bilitätssicherung.“ Die Frage ist also: Wie 
konnten die Feiern im Bundestag und das 
sie begleitende Medienecho die genannten 

„Funktionen“ erfüllen helfen? 
Das Gesetz, das den 17. Juni zum „Natio-
nalfeiertag des deutschen Volkes“ erhob, 
beruhte vor allem auf einer Initiative der 
SPD und Willy Brandts. Es trat bereits am 
4. August 1953 in Kraft. In den Jahren 1954 
bis 1967/68 trugen die Reden im Bundes-
tag vor allem den Stempel des Kalten Krie-
ges. Sie folgten der Roll-back-Konzeption, 
in der für die DDR keine Zukunft mehr 
vorgesehen war. 
Obgleich es in jeder Ansprache Nuancen 
gab, darf wohl ein Satz des Historikers 
Theodor Schieder (1964) als roter Faden 
für die Reden der ersten zehn Jahre nach 
dem 17. Juni 1953 gelten: „Es muß dabei 
bleiben: Die deutsche Teilung hat keine 
Wahrheit in der deutschen Geschichte und 
in der Geschichte Europas, sie ist eine von 
außen aufgelegte Last. Sie darf sich daher 

auch keine Wahrheit durch Gewohnheit, 
Nachlässigkeit, durch Anpassung an 
äußeren Zwang oder durch Resignation 
erborgen.“ Als Schieder diese Rede hielt, 
war die Losung Brandts und Bahrs vom 

„Wandel durch Annäherung“ (1963) schon 
in die Welt gesetzt. Nach der großen Koali-
tion entstand die Brandt-Regierung. Die 
friedliche Koexistenz zwischen beiden 
deutschen Staaten trat auf die Tagesord-
nung der Geschichte. Natürlich wirkte sich 
die neue „Wahrheit“ auch auf die Reden 
aus. Schon am 17. Juni 1969 trat Walter 
Scheel dafür ein, den „staatlichen“ oder 

„quasi-staatlichen“ Charakter der DDR 
anzuerkennen. 
Das Ritual zum 17. Juni lockerte sich. So 
fand z. B. 1973 keine Gedenkveranstaltung 
statt. Im darauf folgenden Jahr konnten 
sich Regierung und Opposition nicht über 
die Gestaltung einigen. Auch später fielen 
die Reden aus unterschiedlichen Gründen 
wiederholt aus. Der Streit, ob und wie die 
Gedenkveranstaltungen weitergeführt 
werden sollten, spitzte sich zu. Das spie-
gelte sich auch in den Ansprachen wider, 
so denen von Wolfgang Mischnik (1975) 
und Helmut Schmidt (1977). Dieser resü-
mierte, daß das Pathos in früheren Jahren 
bei Jüngeren eher zu Gleichgültigkeit ge-
führt habe.
In den 80er Jahren kam es zu einer Art 
Renaissance der Feiern zum 17. Juni. Red-
ner waren u. a. Ex-Bundespräsident Karl 
Carstens (1983), Gerhard Schröder (1984), 
Georg Leber (1985), erneut Walter Scheel 
(1986) und Roman Herzog (1988). 
Die Rede des Sozialdemokraten Erhard 
Eppler am 17. Juni 1989 hätte in der DDR 
alle Alarmglocken schrillen lassen müs-
sen. Eppler forderte dazu auf, darüber 
nachzudenken, „was in Deutschland ge-
schehen soll, wenn der Eiserne Vorhang 
rascher als erwartet durchrostet“. Der 
Redner fand starken Beifall bei der CDU. 
Deren Rechtsaußen Alfred Dregger und 
Wolfgang Bötsch von der CSU gratulier-
ten Eppler persönlich. Den Schlußpunkt 
setzte Manfred Stolpe am 17. Juni 1990. 
Er betrachtete sich selbst offenbar als 
die Personifizierung der „Opposition“ in 
der DDR und sah den Herbst 1989 in der 

Kontinuität des 17. Juni und als dessen 
siegreiche Krönung.
Warum wurden in der BRD Ereignisse in 
der DDR zum Anlaß genommen, den 17. Ju-
ni zum Nationalen Gedenktag zu erklären? 
Kein Zweifel: Er hat zur „Staatsintegration“ 
der BRD-Bürger auf antikommunistischer 
Grundlage beigetragen, was dadurch 
erleichtert wurde, daß die vor 1945 herr-
schende Ideologie nicht überwunden wer-
den mußte. Er hat westlich der Elbe die 

„Identifikation mit dem politischen System“ 
gefördert, indem den Bürgern die „Alter-
native“ Demokratie oder Diktatur, Freiheit 
oder Sozialismus suggeriert wurde. Er 
hat zur „antitotalitären Konsensstiftung“ 
unter politischen Kräften der BRD ge-
führt und kritische Stimmen isoliert und 
eliminiert. Er hat „Massenloyalität und 
Stabilitätssicherung“ innerhalb der BRD 
herbeigeführt. Damit erfüllte das Geden-
ken an den 17. Juni im Bundestag und in 
den Medien all jene Kriterien, die Dietmar 
Schiller formuliert hatte.
Nun ist die DDR nicht mehr da, wohl aber 
ein Teil der Bürger, die den 17. Juni 1953 
noch erlebt haben, als Akteure auf dieser 
oder jener Seite der „Barrikade“. Für die ei-
nen und wegen der anderen wird das ganze 
Getöse organisiert.
Anfang April 2003 gab Rainer Eppelmann 
als Vorsitzender der „Stiftung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur“ in Berlin 
eine Pressekonferenz, auf der er mitteil-
te, dieses Jahr werde die Demonstration 
der „Bauarbeiter“ vom 17. Juni 1953 – die 
Überlebenden müßten alle Rentner sein 

– nachgestaltet. Außer diesem „Marsch“ 
sind unter Eppelmanns Ägide nicht weni-
ger als 473 Vorhaben geplant, die an den 
Tag erinnern sollen: etwa 45 Publikatio-
nen, 151 Vorträge, 63 Ausstellungen oder 
Stationen von Wanderausstellungen, 44 
Konferenzen, 35 Gedenkveranstaltungen, 
13 Lehrerfortbildungsmaßnahmen, 35 
Schülerprojekte und 18 Filmvorführungen 
stehen auf dem Programm.
Wozu der „staatlich verordnete“ Erinne-
rungszirkus, für den allein Eppelmanns 

„Stiftung“ eine halbe Million an Steuergel-
dern verschleudern darf? Damit „besser zu-
sammenwächst, was zusammengehört“?
Um die Leiden und Lasten Millionen Be-
trogener zu übertönen? Um die „Demon-
stranten“ (Eppelmann war damals zehn 
Jahre alt) zu Helden zu befördern? Um mit 
der verordneten Gehirnwäsche das eigene 
Gedächtnis und die eigene Erfahrung 
auszulöschen? Um daran zu erinnern, wie 

„fürchterlich“ die „SED-Diktatur“ war?
Es wird Bumerang-Wirkung haben, wenn 
Streiks und Demonstrationen nur deshalb 
zu Heldentum erklärt werden, weil sie sich 
gegen die DDR richteten, während sie Teu-
felswerk sind, wenn sie in der Bundesre-
publik stattfinden. Denn nichts schmeckt 
den Konzernen weniger als ausgerechnet 
Streiks. 
Prof. em. Dr. sc. phil. Horst Schneider

Herzlich gratulieren wir zwei Aktivisten des
„RotFuchs“-Fördervereins zu runden Geburtstagen. 

Am 3. Juli 2003 wird

Genosse Werner Döring
aus Aschersleben,
der sich besonders für die Verteidigung
der Bodenreform engagiert, 70 Jahre alt. 

Am 8. Juli 2003 vollendet

Genosse Fred Lewalder
der in der Berliner Regionalgruppe
eine aktive Rolle spielt, sein 60. Lebensjahr.
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 Wie die Buchreihe „Spurensicherung“ zu ihrem Namen kam

 Konservierung der Wahrheit

Wie Bertolt Brecht über den „Volksaufstand“ urteilte

Literarische Munition
Von Jahr zu Jahr unerträglicher wurden 
mir die heuchlerischen Zeremonien zur 
Würdigung des  sogenannten Volksauf-
standes. Denn meine persönlichen Er-
innerungen an den 16./17. Juni 1953 vor 
dem Berliner Haus der Ministerien wider-
sprachen entschieden den als „historische 
Wahrheit“ ausgegebenen Greuelmärchen. 
Als sich aus diesem Anlaß dann sogar eine 
sehr junge, sehr hoffnungsvolle Politikerin 
meiner eigenen Partei in das trübe Fahr-
wasser der Geschichtsfälscher begab, war 
mir plötzlich die Aufgabe klar: Von wem 
sollten denn diese Generationen erfahren, 
wie es wirklich gewesen war, wenn nicht 
von uns Alten? Nur wer um unser Leben 
in Faschismus, Krieg, Nachkrieg und jener 
ständig vom Kalten Krieg überschatteten 
und dennoch herrlichen Zeit des Aufbaus 
wußte, konnte auch die DDR samt allen Er-
rungenschaften und Mängeln verstehen. 
Bereits während der Arbeiten am ersten 
Buch  „Spurensicherung – Zeitzeugen zum 
17. Juni 1953“  umfaßte unsere Unabhängi-
ge Autorengemeinschaft „So habe ich das 
erlebt“ über 80 Zeitzeugen unterschiedli-
cher Alters- und Berufsgruppen. Bis zum 
dritten Band wuchs die Gesamtzahl der 
Autoren auf mehr als 120. 
Vielen verhalf erst das Aufschreiben ih-
rer Erinnerungen zur Verarbeitung und 
Bewertung des historischen Geschehens. 
Mancher fühlte sich nicht länger isoliert 
und fand durch unsere Gemeinschaft zu 
neuem Selbstbewußtsein und sinnvollem 
Tun. Der eine oder andere sorgte sich sogar 
noch auf dem Sterbelager um das gemein-
same Werk.
In der allgemeinen inhaltlichen Aufga-
benstellung stimmten alle überein. Sie 
entsprach im wesentlichen den späteren 

„Spurensicherungs“-Bänden „Wege in die 
DDR“ und „Leben in der DDR“. Dagegen 
stieß die redaktionelle Bitte, als eine Art 

„Schreibübung“ zunächst das persönliche 
Erleben der Junitage 1953 wahrheitsge-
mäß aufzuzeichnen, auf allerhand Be-
denken. Immerhin ging es dabei um ein 
für die meisten mit vielen Fragezeichen 
versehenes und zweifellos ärgerliches 
Ereignis. Jeder Versuch einer ehrlichen 
Aufarbeitung konnte im vorherrschenden 
Klima ausufernder Hetze und Verleum-
dung zusätzliches Wasser auf die Mühlen 
der DDR-Verteufeler gießen. Das war nicht 
von der Hand zu weisen. 
Andererseits schien es dringend erfor-
derlich, möglichst weit auf den Grund 
des Geschehens vorzustoßen. Außerdem 
bestätigte sich sehr bald die Vermutung, 
daß nicht nur meine persönlichen Erin-
nerungen dem zeitgeistlichen Klischee 
widersprachen: Bereits die ersten der ein-
gereichten Texte enthielten erstaunliche 
Erlebnisse und Fakten, obwohl sie auch 
neue Fragen aufwarfen. 
Selbstverständlich hielten wir unser 
Vorhaben nicht geheim, sondern suchten 
kompetente Verbündete, sammelten Hin-

weise und einschlägige Literatur. Glück-
licherweise fanden wir tatkräftige Helfer, 
stießen mancherorts jedoch auch auf un-
erwartete Angepaßtheit, Ablehnung und 
eigenartige Verhaltensweisen. So ließ mir 
ein guter alter Bekannter und promovier-
ter DDR-Historiker die ernste Ermahnung 
zukommen, uns um alles in der Welt aus-
schließlich auf die „inneren Ursachen“ der 
Ereignisse zu konzentrieren. 
Der Vorsitzende der Historischen Kommis-
sion meiner Partei sah sich wegen anderer 
Schwerpunkte nicht zur Hilfe (z. B. bei der 
Auffindung von Zeitzeugen) in der Lage 
und sorgte sich vor allem darum, daß man 
die Partei irgendwie mit unserem Pro-
jekt in Verbindung bringen könnte. Aber 
immerhin antwortete er, während – um 
es gleich vorwegzunehmen – jene gegen-
wärtig immer noch junge, nach meinem 
Dafürhalten allerdings immer weniger 
hoffnungsvolle Politikerin weder auf die 
Übersendung unseres Manuskripts noch 
des fertigen Buches reagierte und bis zum 
heutigen Tage kräftig in den Chor der Ge-
schichtsklitterer einstimmt. 
Bei den Recherchen zum Hintergrundwis-
sen stießen wir  u. a. auf Arbeitsergebnisse 
junger DDR-Historiker, die sich nach der 
sogenannten Wende mit unserem Thema 
beschäftigt hatten. Leider wurden die 
verheißungsvollen Untersuchungen einer 
Wissenschaftlergruppe infolge gestri-
chener Fördermittel vorzeitig beendet. 
Offenbar hielt man an höherer (BRD-) 
Stelle nichts von der Aufarbeitung und 
Deutungshoheit ureigenster DDR-Zeitge-
schichte durch DDR-Bürger. Immerhin 
waren auf Vereinsbasis wenigstens ei-
nige nützliche Forschungsergebnisse in 
Broschüren mit geringer Auflage veröf-
fentlicht worden. Allerdings erlebten wir 
leider auch unmittelbar, in welcher über-
aus schäbigen, ahistorischen und jedem 
Gerechtigkeitsgefühl Hohn sprechenden 
Weise die Juniereignisse von Politik und 
Medien „aufgearbeitet“ wurden. Da scheu-
te man beispielsweise keinen Aufwand, 
um den von Zeugenaussagen überführten 
kaltblütigen Mörder eines Volkspolizisten 
öffentlich zu rehabilitieren, während der 

Name seines Opfers  vom Straßenschild 
getilgt wurde. 
Anderenorts lief eine üble Hetzkampa-
gne gegen einen von aufgeputschten Ju-
gendlichen besonders grausam zu Tode 
gebrachten Wachmann. Unverkennbar 
zur nachträglichen Rechtfertigung des 
Lynchmordes, dem viele tatenlos zu-
gesehen hatten, wurde nunmehr unter 
maßgeblicher westdeutscher Beteiligung 
vehement auch noch die Schändung sei-
nes Familiengrabes durch Entfernung 
des mit dem bekannten Zitat von Julius 
Fucik geschmückten Grabsteins gefordert 

– und prompt durch behördliches Zutun 
realisiert. 
Zum absoluten Höhepunkt wurde das 
Auffinden eines faszinierenden Berichts 
über die Berliner Ereignisse im Nachlaß 
von Arnold Eisensee, seinerzeit Leiter des 
NAW-Funkstudios der Stalinallee. Die 
Suche danach gestaltete sich nicht nur 
ungemein aufregend, sondern erforderte 
derart kriminalistische Leistungen, daß 
mir eines Tages der dazu passende Titel 

„Spurensicherung“ für unser Buch einfiel. 
Auch die Spur eines möglichen Kronzeu-
gen für die Authentizität des Eisensee-Re-
ports schien zunächst in den Zeitläuften 
untergegangen. Aber dann wurde der alte 
Oberbauleiter der Stalinallee doch noch 
aufgestöbert und bestätigte die Recher-
chen in vollem Umfang.  
Am Ende hatten wir weitaus mehr Zeit-
zeugenberichte zusammengetragen, als 
wir anfangs zu hoffen wagten. Jeder hatte 
währenddessen dazulernen und auch die 
eine oder andere unliebsame Einsicht 
gewinnen müssen. In der Bewertung der 
Ereignisse gingen die Standpunkte zwar 
auseinander – das spürten wir besonders 
bei der Formulierung eines gemeinsamen 
Vorwortes –, aber zum eigentlichen Ablauf 
gab es keine Differenzen. Manche der 
unabhängig voneinander entstandenen 
Berichte ergänzten einander sogar in 
überraschender Weise. Ein Wunder war 
das allerdings nicht, sondern nur der 
Beweis für sachliche, wahrheitsgemäße 
Schilderungen. Selbstverständlich blie-
ben Lücken und offene Fragen. Trotzdem 
traten aus den gesammelten Mosaik-
steinen die Konturen eines realistischen 
Bildes hervor, das den vorherrschenden 
Geschichtsfälschungen sehr entschie-
den widersprach. Unmittelbar nach dem 
Erscheinen unseres Buches ernteten wir 
dafür einiges Lob von fortschrittlichen 
Historikern und Rezensenten. Die offiziel-
le Politik einschließlich aller bürgerlichen 
Medien ignoriert es allerdings bis heute 
und kultiviert bundeseinheitlich weiter-
hin ungerührt die Legende vom erbar-
mungslos niedergeschlagenen „Volksauf-
stand“. Es ist offenbar immer noch sehr 
leicht, unliebsame historische Wahrhei-
ten als tendenziöses Machwerk abzutun, 
wenn sie von DDR-Zeitzeugen stammen.

Ursula Münch

Drei Mitglieder unseres Fördervereins 
werden zusammen 235 Jahre alt!

Unser Glückwunsch gilt

Genossin Eva Letz
aus Berlin (75 ),

Genossen Rolf Petzold
aus Berlin (80 ) und

Genossin Gertrud Bauer
aus Suhl (80 ).

Sie begehen ihre Ehrentage
am 25. Juni,
am  6. Juli und
am  7. Juli 2003.

Da man emsig dabei ist, des 50. Jahresta-
ges des 17. Juni spektakulär zu „gedenken“, 
sollte daran erinnert werden, daß „Aufar-
beitungs“-Eppelmann dem Thema schon 
vor zehn Jahren eine bewegende „Messe“ 
gewidmet hatte. Die damalige Bundestags-
präsidentin Rita Süssmuth bekannte: 

„Mir erscheint es wichtig, daß in der Aus-
einandersetzung vor allem deutlich wird, 
welcher Zusammenhang zwischen dem 
17. Juni 1953 und dem 9. November 1989 
besteht ... Es ging nicht zuletzt um einen 
Sturm auf die rote Fahne“ (Protokoll der 
Enquete-Kommission Bd. I, S. 747 f.). 
Das war Klartext, wohl auch für das Poe-
siealbum der Halblinken bestimmt, die 

– wie André Brie – Unbelehrbare gerügt 
hatten, daß „viele ältere Mitglieder ,weder 
willens noch in der Lage sind, die da-
maligen Vorkommnisse zu objektivieren’ 

– aufgrund ,begrenzter Wahrnehmung 
und dem Fortwirken der DDR-Geschichts-
schreibung’“ (taz 18. 6. 1998).
Nach der Bundestagspräsidentin 
hatte am 16. Juni 1993 Eppel-
mann als Hauptredner seine 
bewegenden Erlebnisse als einst 
Zehnjähriger der Öffentlichkeit 
preisgegeben: „Ich selbst lebte 
damals mit Eltern und Geschwi-
stern in Pankow ... Ich sehe ge-
panzerte Kettenfahrzeuge durch 
die Maximilianstraße fahren, 
sowjetische. Und auf einmal 
sehe ich, wie auf einige Balkons 
in dieser Straße Menschen treten 
und diesen Kettenfahrzeugen 
zuwinken – wie ich als Zehnjäh-
riger fand, den Falschen, den Un-
terdrückern.“ Fazit: Eppelmann 
hatte schon als Zehnjähriger zwi-
schen „Richtigen“ und „Falschen“ 
unterscheiden können. 
Vielleicht verzichtet er 2003 
auf das Balkonerlebnis, aber 
ziemlich sicher dürfte sein, daß 
er auch diesmal auf die wohl 
solideste Analyse der Ereignis-
se verzichtet, jene nämlich, die 
Brecht Ende Juni 1953 seinem 
Verleger übermittelt hatte: „Lie-
ber Suhrkamp, Sie fragen nach 
meiner Stellungnahme zu den 
Vorkommnissen des 16. und 17. 
Juni. Handelte es sich um einen 
Volksaufstand, um den Versuch, 
,die Freiheit zu erlangen’, wie der 
überwältigende Teil der west-
deutschen Presse behauptet? 
Bin ich einem Volksaufstand 
gleichgültig oder gar feindlich 
gegenübergestanden, habe ich 
mich gegen die Freiheit gestellt, 
als ich am 17. Juni in einem Brief 
an die Sozialistische Einheits-
partei Deutschlands, von dem 
der Schlußsatz veröffentlicht 
wurde, [mich] bereit erklärte, bei 
der unbedingt nötigen großen 

Aussprache zwischen Arbeiterschaft und 
Regierung in meiner Weise (in künstleri-
scher Form) mitzuwirken? – Ich habe drei 
Jahrzehnte lang in meinen Schriften die 
Sache der Arbeiter zu vertreten versucht. 
Aber ich habe in der Nacht des 16. und am 
Vormittag des 17. Juni die erschütternden 
Demonstrationen der Arbeiter übergehen 
sehen in etwas sehr anderes als den Ver-
such, für sich die Freiheit zu erlangen. Sie 
waren zu Recht erbittert. Die unglück-
lichen und unklugen Maßnahmen der 
Regierung ... trieben die Arbeiterschaft ... 
auf die Straße und ließen sie die unzwei-
felhaft großen Vorteile vergessen, welche 
die Vertreibung der Junker, die Verge-
sellschaftung der Hitlerschen Kriegsin-
dustrie, die Planung der Produktion und 
die Zerschmetterung des bürgerlichen 
Bildungsmonopols ihnen verschafft hat-
ten. Die Straße freilich mischte die Züge 
der Arbeiter und Arbeiterinnen schon in 

den frühen Morgenstunden des 17. Juni 
auf groteske Art mit allerlei deklassierten 
Jugendlichen, die durch das Brandenbur-
ger Tor, über den Potsdamer Platz, auf 
der Warschauer Brücke kolonnenweise 
eingeschleust wurden, aber auch mit den 
scharfen, brutalen Gestalten der Nazizeit, 
den hiesigen, die man seit Jahren nicht 
mehr in Haufen hatte auftreten sehen und 
die doch immer dagewesen waren. Die 
Parolen verwandelten sich rapide. Aus 
,Weg mit der Regierung!’ wurde ,Hängt 
sie!’, und der Bürgersteig übernahm die 
Regie ... Von den Linden aus konnte man 
die Rauchwolke des Columbushauses, an 
der Sektorengrenze des Potsdamer Platzes 
liegend, sehen, wie an einem vergangenen 
Unglückstag einmal die Rauchwolke des 
Reichstagsgebäudes ... Und den ganzen 
Tag kamen über den RIAS ... anfeuernde 
Reden, das Wort Freiheit von eleganten 
Stimmen gesprochen ... Mehrere Stun-
den lang, bis zum Eingreifen der Besat-
zungsmacht, stand Berlin am Rand eines 
dritten Weltkriegs ... Die Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands hat Fehler 
begangen, die für eine sozialistische Par-
tei sehr schwerwiegend sind und Arbeiter, 
darunter auch alte Sozialisten, gegen sie 
aufbrachten. Ich gehöre ihr nicht an. Aber 
ich respektiere viele ihrer historischen 
Errungenschaften, und ich fühlte mich 
ihr verbunden, als sie – nicht ihrer Fehler, 
sondern ihrer Vorzüge wegen – von faschi-
stischem und kriegstreiberischem Gesin-
del angegriffen wurde. Im Kampf gegen 
Krieg und Faschismus stand und stehe ich 
an ihrer Seite.“
Niemand wird leugnen können: Sachli-
che, kritische, von solider Beobachtung 
zeugende klare Worte. Aber man hat sie 
auch zehn Jahre später nirgendwo gele-
sen, wenn man von zwei Taschenbüchern 
absieht, die der kleine Berliner SPOTLESS-
Verlag herausbrachte: „Der Fall Erna Dorn“ 
und „,Volksaufstand’ und Lynchmord?“
Erna Dorn war schon 1993 ein Eupho-
rie-Thema für Eppelmann gewesen. Weil 
Stephan Hermlin seine Skizze „Die SS-
Kommandeuse“ noch einmal publiziert 
hatte, forderte der Vize-Inquisitor, ihn au-
genblicklich aus der Akademie der Künste 
auszuschließen. Im Zeichen der Freiheit 
der Andersdenkenden! Justus von Denk-
mann untersuchte bei SPOTLESS die Er-
na-Dorn-Fakten und kam zu lesenswerten 
Ergebnissen. 
Ähnlich wie bei der zweiten „Einzel-
fallprüfung“ im Fall der Vorgänge in 
Brandenburg (Havel) und Rathenow, die 
bekanntlich mit einem viehischen Lynch-
mord geendet hatten. Eine von vielen Ent-
deckungen: Hauptredner in Rathenow war 
eine „Quelle“ des SPD-Ostbüros. 

Dr. Klaus Huhn 
Die beiden Titel können beim Verlag 
bestellt werden: SPOTLESS im Internet 
www.spotless.de oder PF 28830 – 10131 
BerlinBertolt Brecht, Grafik: Arno Fleischer
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Wo sich die ganze Gesellschaft um Straffällige kümmerte

 Prävention als Prinzip

 DZ: Wie die BRD-Justiz Unrechtsurteile am laufenden Band produzierte

 Fünf Broschüren vor Gericht
Das Strafgesetzbuch der DDR, das von 
der Volkskammer am 12. Januar 1968 
verabschiedet worden war (vgl. dazu RF 
1/03), trat am 1. Juli des gleichen Jahres 
in Kraft. Grundlage der Strafrechtsent-
wicklung war, daß die Kriminalität eine 
gesellschaftliche Erscheinung ist, die 
soziale und individuelle Ursachen hat. 
Vorbeugung und Bekämpfung waren da-
her Bestandteile der gesellschaftlichen 
Umgestaltung. Gebrochen wurde mit der 
Theorie und Praxis des bürgerlichen Staa-
tes, die Bekämpfung der Kriminalität vor 
allem mit auf den einzelnen gerichteten 
Maßnahmen, seien es repressive, erziehe-
rische oder therapeutische, zu betreiben 
oder bestenfalls noch das nächste Umfeld 
des Rechtsverletzers, vor allem Eltern 
und Lehrer, verantwortlich zu machen, 
tiefere gesellschaftliche Ursachen jedoch 
zu verschleiern. Im DDR-Recht galt der 
Grundsatz: „Die Bekämpfung und Verhü-
tung von Straftaten und anderen Rechts-
verletzungen sind gemeinsames Anliegen 
der sozialistischen Gesellschaft, ihres 
Staates und aller Bürger.“ (Art. 90, Abs. 2 
d. Verfassung der DDR, Art. 1 StGB) Dieses 
Prinzip und entsprechende Rechtsvor-
schriften standen in striktem Gegensatz 
zum kapitalistischen Strafrecht. Es ist 
bezeichnend für das Demokratieverständ-
nis der neuen Herrscher, daß die meisten 
Regelungen über die demokratische Mit-
wirkung der Bürger an der Rechtspflege 
bereits durch den Staatsvertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion vom 18. Mai 1990, also 
Monate vor dem Einigungsvertrag, außer 
Kraft gesetzt wurden. 
Strafrechtliche Verantwortlichkeit durfte 
in der DDR nur eintreten, wenn das Ver-
halten nach einem zur Tatzeit geltenden 
Strafgesetz mit Strafe bedroht war. Straf-
gesetze hatten keine rückwirkende Kraft. 
(Art. 99 d. Verfassung, Art. 4 StGB)
Es durfte auch keine Bestrafung nach 

„übergesetzlichem“ oder „Naturrecht“ er-
folgen. Das Strafrecht der DDR vollzog 
damit eine Abkehr von der Praxis des 
bürgerlichen Staates, mit „übergesetz-
lichem Notstand“, „Naturrecht“, „gesun-
dem Volksempfinden“ strafrechtliche 
Verantwortlichkeit zu begründen oder 
auszuschließen. Solche Gründe haben in 
der Justiz des kapitalistischen Deutsch-
lands eine verhängnisvolle Rolle gespielt. 
Sie dienten der Rechtfertigung terroristi-
scher Handlungen, z. B. von Fememorden 
der „Schwarzen Reichswehr“, und der 
Verfolgung  von Kriegs- und Rüstungsgeg-
nern, darunter Carl von Ossietzky. Neuer-
dings wird der „übergesetzliche Notstand“ 
zur Begünstigung der Einschränkung des 
Verbots der Folter herangezogen. 
Das Verbot der Rückwirkung von Straf-
gesetzen wurde für das „Beitrittsgebiet 
zumindest teilweise außer Kraft gesetzt. 
(Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Oktober 1996) Das bedeutet, daß 

eine Bestrafung auch ohne ein zur Tatzeit 
geltendes Strafgesetz erfolgen kann. Die 
Entscheidung darüber wird in das Ermes-
sen des Gerichts gestellt. 
Strafbestimmungen der DDR durften nur 
in Gesetzen, nicht aber anderen Rechts-
vorschriften (z. B. Verordnungen) festge-
legt werden. 
In ihrem Strafrecht wurden auch die sub-
jektiven Voraussetzungen der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit, die Schuld und 
ihre Arten (Vorsatz und Fahrlässigkeit) 
gesetzlich exakt bestimmt. (§ 5–10 StGB) 
Abgeschafft wurden die sogenannten 
Maßnahmen der Sicherung und Besse-
rung, die im November 1933 unter der 
Flagge des Kampfes gegen „gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher“ eingeführt wor-
den waren, darunter auch die Sicherungs-
verwahrung.
Bei der Regelung des territorialen und 
persönlichen Geltungsbereiches des 
Strafrechts wurden die Grundsätze des 
Völkerrechts strikt beachtet. Notwendig 
war eine ständige Abwehr der aus dem Al-
leinvertretungsanspruch der BRD abgelei-
teten und nie aufgegebenen Bestrebungen, 
den Geltungsbereich ihres Strafrechts auf 
die DDR auszudehnen. Das wurde dann 
mit der Annexion 1990 ungehemmt nach-
geholt.
Strafen durften nur durch Gerichte aus-
gesprochen werden. Außerdem waren die 
gesellschaftlichen Gerichte berechtigt, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
festzustellen und Erziehungsmaßnahmen 
anzuordnen.
Ein Grundprinzip des Strafrechts der 
DDR war die Bewährung des Täters und 
die Wiedergutmachung des Schadens. 

Gewährleistet wurde auch für Straffäl-
lige das Recht auf Arbeit, Wohnung und 
Bildung. Der Verurteilte unterlag nicht 
den Zufälligkeiten des Arbeits- und Woh-
nungsmarktes, wie es für die kapitalisti-
sche Gesellschaft charakteristisch ist.
Zu den großen Errungenschaften der DDR 
gehört ohne Zweifel, daß die Kriminalität 
wesentlich verringert werden konnte. 
Ganze Kriminalitätsgruppen gab es über-
haupt nicht, so das Berufsverbrechertum 
und die Drogenkriminalität. Die DDR hat 
den historischen Nachweis erbracht, daß 
durchgreifende und andauernde Erfolge 
bei der Vorbeugung und Bekämpfung der 
Kriminalität möglich sind. Sie ist nicht 
Schicksal oder Naturereignis, notwendi-
ger Bestandteil des menschlichen Wesens 
oder lediglich individuelles Versagen, 
sondern eine gesellschaftlich bedingte 
Erscheinung. 
Im Zuge der Restauration des Kapitalismus 
wurden die Ergebnisse der Kriminalitäts-
bewältigung im Sozialismus rückgängig 
gemacht und die Bevölkerung des „Bei-
trittsgebiets“ von einer gewaltigen Krimi-
nalitätswelle überrollt. Die Kriminalitäts-
häufigkeit liegt im Osten inzwischen 20 % 
über der in der alten Bundesrepublik.
Das StGB der DDR galt nur 22 Jahre, ehe 
es am 3. Oktober 1990 durch das in vieler 
Hinsicht überholte und reformbedürftige 
Strafrecht der BRD ersetzt wurde. Diese 
zwei Jahrzehnte reichten nicht aus, um 
die sozialistischen Wesenzüge des neuen 
Strafrechts voll zur Geltung zu bringen. 
Es wurde durch Deformierungen und Ver-
letzung seiner Prinzipien beeinträchtigt, 
die vor allem in den 70er und 80er Jahren 
auftraten. Prof. Dr. sc. jur. Hans Weber

Zum Verfassungsschutzbericht 2003 Grafik: SHAHAR

Auftakt zur politischen Strafverfolgung in 
der BRD war ein juristisch sehr eigentüm-
liches Verfahren, das zu dem „Fünf-Bro-
schüren-Urteil“ führte. Die Entscheidung 
und deren Begründung waren damals „top 
secret“. Auch Wissenschaftler, die sich mit 
der Strafverfolgung von politischen Geg-
nern der Adenauer-Politik beschäftigten 
oder darüber promovierten, konnten den 
Text nicht einsehen. Fast 45 Jahre später, 
Ende der 90er Jahre, bekam ich ihn aber 
auf eigentlich ganz normalem Wege in die 
Hand. Deshalb bin ich heute dazu in der 
Lage, genauer darauf einzugehen.
Strafprozesse werden grundsätzlich ge-
gen Personen geführt, die dann, je nach 
dem Stand des Verfahrens, Beschuldigte, 
Angeschuldigte, Angeklagte oder Verur-
teilte sind. In einem solchen Verfahren 
können auf gesetzlicher Grundlage auch 
Gegenstände eingezogen werden, die bei 
der Begehung der Tat eine Rolle gespielt 
haben.
In besonderen Fällen ist ausnahmsweise 
auch ein sogenanntes objektives Verfahren 
nach § 430 ff. StPO zugelassen. Es dient dem 
Zweck, die Einziehung von Gegenständen 
auf Grund eines rechtskräftigen Urteils zu 
ermöglichen. Das spielt insbesondere dann 
eine Rolle, wenn gegen denjenigen, der die-
se Gegenstände für die Ausführung der 
Straftat benutzt hatte, ein Strafverfahren 
nicht (mehr) möglich ist, z. B. wenn er zwi-
schenzeitlich verstarb oder unauffindbar 
oder außer Landes ist usw.
Bei der Verfolgung von Kommunisten 
und ihnen Nahestehenden bzw. mit ihnen 
Zusammenarbeitenden kam eine solche 
Verfahrensart grundsätzlich nicht in 
Betracht. Denn der „prozessuale Gegner“ 
war bekannt und gegenwärtig. Es muß 
also ein besonders schlauer und raffinier-
ter bundesdeutscher Jurist gewesen sein, 
der auf die Idee verfiel, zur Vorbereitung 
der Kommunistenverfolgung diese pro-
zessuale Möglichkeit zu nutzen. Genauer 
gesagt: zu mißbrauchen. Es war abzuse-
hen, daß ein ordentliches Strafverfahren 
gegen einen führenden Vertreter der KPD 
internationale Aufmerksamkeit und Me-
dieninteresse hervorrufen würde. Das 
könnte seine Durchführung, insbesondere 
die Erreichung der angestrebten Verurtei-
lung, erschweren. Bei einem Verfahren oh-
ne Beteiligung der „Haupttäter“ und ohne 
Öffentlichkeit könnte man indes zu einer 
Grundsatzentscheidung als Basis für wei-
tere Verfolgung kommen. Die nachgeord-
neten Gerichte brauchten dann lediglich 
auf dieses Urteil im Musterprozeß Bezug 
zu nehmen.
So geschah es. In den 50er Jahren war die 
Ablehnung der Spaltung Deutschlands 
und der Einbeziehung der BRD in die 
westliche Allianz, letztlich die NATO, in 
Westdeutschland sehr verbreitet. In die-
ser Situation gab es zahlreiche politische 
Kräfte, die sich gegen die Adenauer-Po-
litik wandten. Auch die Volksbefragung 
gegen die Remilitarisierung und für den 
Abschluß eines Friedensvertrages, die 

ordnungsgemäß nur im Osten durchführ-
bar war, fand in der BRD große Resonanz. 
All das spiegelte sich in einer Fülle von 
Schriften und Broschüren wider. Auch in 
den hier relevanten fünf Broschüren.
Um was handelte es sich? Da war zunächst 
eine knappe Schrift, herausgegeben von 
der Nationalen Front des Demokratischen 
Deutschland in Berlin. Sie trug den Titel 

„Wo stehen wir im Kampf um die friedli-
che Wiedervereinigung Deutschlands?“; 
zweitens ein Flugblatt „Den Lügenfritzen 
eins aufs Maul!“; drittens eine Schrift 

„Das Gebot der Stunde“ mit Äußerungen 
verschiedener Organisationen der DDR; 
viertens ein Flugblatt mit dem Nachdruck 
eines ND-Leitartikels vom 22. 12. 1951 

„Achtung! Akute Gefahr für die ganze Na-
tion!“; schließlich ein 36 Seiten starkes 
Schriftstück des FDGB „Die deutsche Ar-
beiterklasse muß sich entscheiden“.
In diesen Materialien ging es um For-
derungen, die in der BRD zu keiner Zeit 
strafbar waren. Es handelte sich nicht um 
irgendwelche Geheimschriften oder etwas 
Illegales. 
Da man die Öffentlichkeit scheute, wählte 
man den Weg des objektiven Verfahrens 
mit dem Ziel der Einziehung der fünf 
Broschüren. Dieses wäre an sich nicht 
zu beanstanden gewesen, hätte man die 
gesetzlichen Vorschriften eingehalten. Zu 
ihnen gehört, daß Personen, die etwas mit 
der Sache zu tun und an dem Gegenstand 
ein sonstiges Recht haben, als „Einzie-
hungsbeteiligte“ bei dem Verfahren zuge-
gen sind. Gerade dies wollte man aber ver-
meiden. Deshalb wurde absichtsvoll kein 

„Einziehungsbeteiligter“ gesucht und auch 
keiner gefunden. Daher konnte auch ein 
Rechtsanwalt als dessen Vertreter nicht 
zugegen sein. Eine Konsequenz dessen 
war zwangsläufig die Verletzung des in 
Art. 103 des Grundgesetzes verankerten 
Rechts auf rechtliches Gehör.
Da die fünf Broschüren in mehreren 
Bundesländern verbreitet worden waren, 
nutzte man die Möglichkeit, das Verfah-
ren vor dem Bundesgerichtshof – in erster 
und letzter Instanz – stattfinden zu lassen. 
So ergab sich im Justizpalast zu Karlsruhe 
die Situation, daß – nach der zeugenschaft-
lichen Vernehmung eines Beamten des 
Postministeriums – lediglich ein Vertreter 
der Bundesanwaltschaft und das Gericht 
zugegen waren. Die BRD-Juristen waren 
also völlig unter sich. Sie konnten sich 
in aller Ruhe eine Begründung für die 
Einziehung der vorgenannten Schriften 
ausdenken. 
Die in dem „Fünf-Broschüren-Urteil“ fest-
gehaltene „Argumentation“ diente in der 
Folgezeit dazu, zahllose Kommunisten 
und ihnen Nahestehende strafrechtlich zu 
verfolgen. Den unteren Gerichten blieb es 
erspart, eigene Begründungen zu entwik-
keln. Sie durften und sollten sich schlicht 
auf das Musterurteil des 3. Strafsenats 
des Bundesgerichtshofes beziehen. Die-
ses wurde intern hektographiert und den 
betreffenden Staatsanwaltschaften und 

Staatschutzkammern zur Verfügung ge-
stellt. In jeder Anklageschrift tauchte nun 
meist wortgleich die Wendung auf: „... nach 
dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 8. 
April 1952 beabsichtigt die KPD die Vorbe-
reitung eines gewaltsamen Umsturzes der 
Verfassung. Der Angeklagte ist Kommu-
nist bzw. gehört einer kommunistischen 
Tarnorganisation an. Er ist daher schul-
dig der Vorbereitung zum Hochverrat.“ In 
den fünf Broschüren war aber niemals 
die KPD, bis zum August 1956 eine legale 
Partei, die ihr Programm und ihre Politik 
in Wort und Schrift verbreiten durfte, als 
Herausgeber oder Verantwortlicher ange-
geben worden. Wegen der besagten Wen-
dung in den Anklageschriften wurden die 
Strafverteidiger von Angeklagten vorstel-
lig. In der Folgezeit vermied man dann den 
Hinweis auf das Urteil und wählte statt 
dessen die Formulierung, es sei „gerichts-
bekannt“, daß die KPD einen gewaltsamen 
Umsturz in Westdeutschland vorbereite 
usw. usw. Auch das war juristisch absolut 
unzulässig. Denn als gerichtsbekannt darf 
nur das verwertet werden, was den einzel-
nen Mitgliedern des jeweils erkennenden 
Gerichts aus persönlicher oder beruflicher 
Erfahrung bekannt ist.
Auf diese „rechtsstaatliche“ Weise wurden 
in der Folgezeit Tausende von Demokraten, 
Friedenskämpfern und Kommunisten 
verfolgt, ohne im einzelnen die vom Ge-
setz geforderte Begründung der Verur-
teilung zu liefern. So produzierte man 
Unrechtsurteile am laufenden Band. Die 
fünf Broschüren enthielten augenschein-
lich nichts Strafbares. Sie stellten weder 
einen Hochverrat noch eine Vorbereitung 
dazu dar. Den Richtern des 3. Strafsenats 
war klar, daß in den zur Debatte stehen-
den Schriften keinerlei Gewaltanwen-
dung oder Gewaltandrohung empfohlen 
wurde. Ihr Urteil fußte deshalb auf der 
Konstruktion, die Kommunisten der DDR 
strebten die „Errichtung der Diktatur des 
Proletariats“ in der Bundesrepublik an. 
Dabei stützte man sich auf Äußerungen 
Lenins und Stalins. „Der Angriffsplan 
der bolschewistischen Führer der SED 
steht damit nach Angriffsgegenstand und 
Angriffsziel fest. Seine Verwirklichung 
ist für eine nahe Zukunft in Aussicht 
genommen“, hieß es in dem erwähnten 
Urteil. Also dienten die fünf Broschüren 
einem hochverräterischen Unternehmen. 
Besonders verwerflich sei es deshalb, den 
Abzug aller Besatzungstruppen, auch der 
westlichen, zu fordern. Denn wenn die 
Truppen der westlichen Alliierten nicht 
mehr in der BRD stünden, könnten die 

„bolschewistischen SED-Führer“ den von 
ihnen beabsichtigten Hochverrat in der 
Bundesrepublik ausführen!!!
Mit Bezugnahme auf dieses Urteil konnte 
man jeden, der ähnliche politische Ziele 
verfolgte wie die „bolschewistischen SED-
Führer“, nämlich für die Einheit Deutsch-
lands und den Abschluß eines Friedens-
vertrages einzutreten, zum Hochverräter 
machen. RA Prof. Dr. Erich Buchholz
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Warum die 68er seit 1989 ratlos sind

Kein Himbeereis

Die Füße auf dem Boden, den Kopf in den Büchern 

Als Bauer in der DDR (7)
Genau 35 Jahre ist es her, daß in Westber-
lin ein Neonazi dem Studentenführer Rudi 
Dutschke in den Kopf schoß. Die Studenten 
in der alten BRD reagierten mit Blockaden 
des Springer-Verlages und versuchten 
die Auslieferung der BILD-Zeitung zu 
verhindern. Solche Aktionen gaben einer 
ganzen Generation von Intellektuellen die 
Bezeichnung „die 68er“. 
Hier einige Gedanken zu dieser Bewegung, 
der ich selbst angehörte. Die Springer-
Blockade war die erste politische Aktion, 
an der ich teilnahm. Wenn nun einiges 
Kritische folgt, dann nicht aus der Position 
des ewigen Besserwissers. Ich habe zum 
großen Teil die Schwächen und Illusionen 
dieser Bewegung geteilt und sie da, wo ich 
die Dinge anders sah, nicht konsequent 
kritisiert. Die Kritik heute ist auch Selbst-
kritik.
Mein Lieblingszitat des „konkret“-Heraus-
gebers Gremliza lautet sinngemäß: „Wenn 
die Intellektuellen zwischen Steckrüben 
und Verhungern wählen müssen, schreien 
sie nach Himbeereis.“ Das läßt sich gut auf 
die Weltsicht vieler 68er anwenden. 

„Verhungern“ steht für den vorgefundenen 
Zustand, die Geschichte unserer Eltern 
bei den Nazis, für die verkrusteten Struk-
turen der BRD, für das Elend der Dritten 
Welt. Mit einem Wort: „Kapitalismus führt 
zum Faschismus. Kapitalismus muß weg!“ 
Soweit alles klar!
Und es gab „Steckrüben“ im Angebot. Ein 
paar Dutzend Kilometer östlich von Ham-
burg begann das Steckrüben-Land, wo 
nicht die alten Nazis auf den wichtigen 
Stühlen saßen, sondern deren Häftlinge, 
wo jeder Arbeit hatte und für gleiche Ar-
beit auch gleichen Lohn, von wo aus an den 
Vietcong Medizin und Flugabwehrraketen 
gingen statt Napalm.
Aber es waren eben Steckrüben! Wie grau 
waren die Häuser, wie pingelig und un-
freundlich die Grenzer, wie häßlich die 
Mauer. Wie langweilig das „Neue Deutsch-
land“ war, wußten wir, ohne es zu lesen. 
Ein Blick auf das triste Layout genügte. 
Nein, wir wollten Himbeereis! Was uns 
störte, war natürlich nicht das Fehlen von 
Mallorca-Reisen und mindestens Mittel-
klassewagen, von Levis und Marlborough. 
Den „Konsum-Terror“ konnten wir ja nicht 
gut für die DDR einfordern. Uns fehlte an 
den Steckrüben die Freiheit. Wir wollten 
zwar gerne Springer enteignen, aber doch 
bitte nicht durch einen Staat, sondern am 
liebsten durch Räte von Druckereiarbei-
tern, Redakteuren und BILD-Lesern. Klar 
war BILD ein Schweineblatt für Hetze, 
Sexismus und Verdummung, aber den La-
den schlicht dichtmachen, das wäre kein 
Himbeereis!
Biermann einfach Auftrittsverbot ver-
passen, das ging so nicht, wo er sich doch 
als Sozialist bezeichnete (natürlich als 
menschlichen, demokratischen, freiheitli-
chen, so wie Bahr und Brandt). Und selbst 
wenn die DDR Argumente hatte, daß diese 
drei Herren keine Sozialisten waren, son-
dern schlicht Konterrevolutionäre, so hät-

te sie ihnen doch nach unserer Vorstellung 
ein Forum für die argumentative Ausein-
andersetzung stellen müssen.
Heute haben die meisten 68er ihre Vorstel-
lungen von damals als Jugendtorheiten 
abgebucht, zusammen mit den Vorbehal-
ten gegen das Konsum-Denken. Sie sind 

„angekommen“ und nicht mehr die, vor 
denen uns unsere Eltern immer gewarnt, 
sondern die, die sich unsere Eltern immer 
gewünscht haben. Und die wenigen, die 
ihre alten Ideale nicht aufgegeben haben, 
stehen heute rat- und fassungslos vor der 
Weltlage: Es gibt keine Steckrüben mehr! 
Und sie selbst haben sich nach Kräften 
täuschen lassen und haben andere ge-
täuscht, bis zum Schluß. Noch beim Schluß 
haben sie sich  und anderen eingeredet, 
nun, da die Steckrüben vom Speiseplan 
verschwinden, müßten doch die Zeiten des 
Himbeereises anbrechen. „Keinem wird es 
schlechter gehen, und vielen besser“ – die-
sen Blödsinn haben die geschulten Denker 
mit Wonne geschluckt. Und natürlich 
sollte im „Haus Europa“ und weltweit der 
Frieden sich stabil etablieren, nun, da die 
Block-Konfrontation endete.
Inzwischen haben wir unsere Erfahrungen 
mit der Lage nach der „Wende“. Nicht nur 
in der alten DDR blühen in den Landschaf-
ten Unkräuter in den Industriebrachen, 
und als „Reformen“ verkauft man uns 
heute die Abschaffung des Sozialstaats, 
der bescheidenen wirklichen Reformen 
aus Bismarcks Zeiten. Und an Kriegen 
mit direkter Beteiligung der Großmächte 
haben wir in diesen 14 Jahren Irak, Bos-
nien, Jugoslawien, Afghanistan und noch 
einmal Irak gesehen, Fortsetzung folgt. 
Himbeereis? Pustekuchen! 
Wer mit seiner Weltsicht und seinen Hoff-
nungen auf Himbeereis so baden gegangen 
ist, kann sich ja vielleicht doch einmal ei-
ne andere Erklärung anhören; besser platt 
und zutreffend als angeblich differenziert, 
kritisch und grundfalsch. Hier ist sie: Der 
Kapitalismus ist seit Marx und Lenin im-
mer noch der alte, die damals entdeckten 
Gesetze wirken weiter. Der hohe Konsum-
standard in der alten BRD war nicht etwa 
einem veränderten Wesen des Kapitalis-
mus geschuldet, sondern hauptsächlich ei-
nem damals geänderten Kräfteverhältnis 
und der Notwendigkeit, die Proleten in der 
Nachbarschaft des Steckrübenlandes von 
dummen Gedanken abzulenken. Die DDR 
saß als dritter Tarifpartner mit an den 
Tischen, wo die Klassenkompromisse aus-
gehandelt wurden. Das konnte man schon 
damals daran sehen, daß gerade in der 
BRD die Krümel vom Tisch des Kapitals 
dichter unter die Proleten fielen als etwa in 
England und den USA, von der Dritten Welt 
ganz zu schweigen. Noch deutlicher sieht 
man es heute daran, in welchem Tempo die 
Krümel inzwischen wieder eingesammelt 
werden. Eine objektive Untergrenze für 
den Wert der Arbeitskraft gibt es nicht, 
kein Gesetz hindert das Kapital daran, 
den Lebensstandard weltweit unter 
Kalkutta-Niveau zu drücken. Die Grenze 

nach unten ist subjektiv. Sie könnte sich 
mit wachsendem Selbstbewußtsein und 
Kampfbereitschaft der Proleten festigen. 
Dazu würde allerdings wachsende Klar-
heit über Kapitalismus und Sozialismus 
gehören.
Auch was Krieg und Frieden angeht, sei an 
einige alte Einsichten erinnert. Die Kriegs-
gefahr und die „Stellvertreter-Kriege“ gin-
gen auch zu 68er Zeiten nicht von  d e n  
Supermächten aus, sondern vom Imperia-
lismus. Das ist nachzulesen bei Lenin „Der 
Imperialismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus“ und wurde 1916 geschrie-
ben. Bis 1917 ließen die Imperialisten 

„ihre“ Völker sich zerfleischen, um ihren 
jeweiligen Anteil an der Weltherrschaft 
und -ausbeutung zu vergrößern oder 
zu verteidigen, entsprechend dem sich 
ändernden Kräfteverhältnis. Das ist das 
Wesen dieses Systems und endet auch erst 
mit dem System. 
Von 1917 bis zur „Wende“ kam ein neues 
Element ins Spiel. Zunächst bestand neben 
der Konkurrenz zwischen den imperiali-
stischen Zentren ein gemeinsames Bestre-
ben, den Sozialismus möglichst noch in 
der Wiege zu erwürgen. Der geschickten 
Bündnispolitik der Sowjetunion war es 
geschuldet, daß der Zweite Weltkrieg nicht 
nur gegen den Sozialismus geführt wurde, 
sondern auch zwischen den imperialisti-
schen Zentren. So stand die SU im Bündnis 
mit den stärksten Imperialisten gegen die 
aggressivsten.
Danach war der Sozialismus so gestärkt 
und der Imperialismus so geschwächt, 
daß die Imperialisten unter Führung 
der USA alle Kräfte konzentrierten und 
interne Konflikte zurückstellten, um den 
Sozialismus doch noch, wirtschaftlich 
oder militärisch, zu besiegen. Vierzig 
Jahre ohne Weltkrieg sind ausschließlich 
der Macht des Sozialismus geschuldet. Die 
fünf großen Kriege in den letzten 14 Jah-
ren dagegen sind nur ein Vorgeschmack 
auf das Kommende. Schon im Irak-Krieg 
formierten sich als Hauptgruppen die USA 
und England gegen Deutschland, Frank-
reich und Rußland.
Dieser Gegensatz wird sich verschärfen, 
bis zum Krieg zwischen den Großmächten, 
wenn sich die Menschen nicht rechtzeitig 
auf Steckrüben einigen. Das müssen in er-
ster Linie die guten alten Proletarier tun, 
aber es wäre schon eine Hilfe, wenn dabei 
ein größerer Anteil der Intellektuellen auf-
hören könnte, sie mit ihrem Geschrei nach 
Himbeereis zu verwirren.

Fritz Dittmar, Hamburg

Ein langjähriger treuer Leser, Ratgeber, 
Freund und Genosse ist von uns gegangen. 
Achtzigjährig verstarb in Düsseldorf der 
standhafte Kämpfer für unsere marxistisch-
leninistische Weltanschauung

Wolfgang Wallenwein
Wir werden ihm ein ehrendes
Andenken bewahren.

Der LPG-Vorsitzende schlug mich in der 
Jahreshauptversammlung am 12. Februar 
1970 als seinen Nachfolger vor. Ich wurde 
einstimmig gewählt. Das besagte nicht 
viel, denn nach dieser Funktion drängte 
sich niemand. Einer meiner Vorgänger 
beschrieb die Situation treffend: „Man hat 
immer mit zwei Seiten zu kämpfen, mit 
oben und mit unten. Aber der Kampf mit 
unten ist leichter.“ Wie recht er hatte!
Ich erläuterte der Vollversammlung mei-
ne Schwerpunkte: straffere Realisierung 
der Beschlüsse durch Einbeziehung der 
Mitglieder des Vorstandes in die Leitungs-
aufgaben; jedes von ihnen übernimmt die 
Kontrolle über einen Produktionsbereich 
und berichtet darüber regelmäßig in den 
Vorstandssitzungen; Abschluß von inner-
betrieblichen Verträgen zwischen dem 
Vorstand und den Brigaden. Ihnen werden 
die erforderlichen Betriebsmittel für die 
Planerfüllung, die Vergütung und – bei 
Übererfüllung – die Prämien zugesichert.
Die Verantwortung trug ich gern. Nun 
konnte ich ohne den bisherigen Umweg 
über den Vorsitzenden die Entwicklung 
der Genossenschaft direkt beeinflussen.
Das Fernsehen der DDR berichtete regel-
mäßig über Vorgänge und Fortschritte in 
der Landwirtschaft. Einmal wöchentlich 
strahlte es die Sendung „Fernsehakade-
mie“ aus, in der Wissenschaftler sehr pra-
xisnah betriebswirtschaftliche Probleme 
behandelten. Außerdem gab es Studien-
hefte, nach denen wir uns im Winterhalb-
jahr weiterbildeten.
Trotz der hohen Arbeitsbelastung nahm 
ich mir Zeit für kulturelle Veranstal-
tungen. Zum Internationalen Frauentag 
gestaltete die Ortsgruppe des Demokra-
tischen Frauenbundes (DFD) gemeinsam 
mit mir ein Programm, dem Texte von 
Kurt Tucholsky zugrunde lagen. Wir lu-
den alle Frauen des Dorfes ein. Die Musik 
zwischen den Wortbeiträgen spielte ich 
von meinen Schallplatten. Anläßlich des 
Albrecht-Dürer-Gedenkjahres 1970 ließ 
ich kurzerhand eine Sitzung ausfallen. 
Statt dessen fuhr der gesamte Vorstand zu 
einer Dürer-Ausstellung nach Ulbersdorf. 
Der Kulturbund hatte sie organisiert, und 
der Initiator Karl Richter staunte nicht 
schlecht über unser Erscheinen. Kollek-
tive Ausstellungsbesuche waren auf dem 
Dorf etwas Neues. 
Der krönende Abschluß nach den An-
strengungen der Ernte 1970 wurde eine 
gemeinsame Elb-Schiffahrt aller Mitglie-
der von Bad Schandau nach Ustí. Als ich 
diesen Vorschlag äußerte, hatte Gerhard 
Schaffrath noch geschimpft: Ob wir das 
Geld nicht für etwas Vernünftiges aus-
geben könnten? Während der Fahrt aber 
saß er mit seinem Fernglas stundenlang 
an Deck. Er hätte am liebsten auf das Es-
sen verzichtet. Als wir zur Erleichterung 
der schweren Arbeit beim Weidebau eine 
Pfahlramme angeschafft hatten, rannte 
Gerhard Schaffrath fort, schimpfte auf das 

„Deifelszeug“ von Technik und 
schlug die Pfähle weiter mit 
dem schweren Zehnpfünder in 
die Erde. Ja, er war schon ein 
rechter Sonderling.
Weihnachten 1970 schenkte 
die LPG den Kindern der Mit-
glieder Eintrittskarten für ein 
Kasperletheater in Sebnitz. 
Auf dem Rückweg hielten wir 
im „Almenhof“. Für die Kinder 
gab es eine Bescherung, und 
ich trat als Weihnachtsmann 
auf.
Anfang 1971 begann die Mo-
dernisierung des Milchvieh-
stalles und des Melkhauses. 
Wir installierten eine Rohr-
melkanlage mit unterirdi-
scher Milchleitung zum Melk-
haus. Wegen der Hanglage des 
Kuhstalles errichteten wir 
eine etwa zehn Meter hohe 
Betonmauer. Darunter be-
fand sich die Dungplatte mit 
Sickergrube für die Jauche. 
Damit endete die jahrelange Umweltver-
schmutzung. Die Grube mußte natürlich 
regelmäßig geleert werden.
Mit dem Baubetrieb, der Landbauver-
einigung Polenz, gab es dauernd Ärger. 
Der Leiter war ein Schlaumeier, aber 
sein Betrieb schien ihm über den Kopf zu 
wachsen. Es gab so viele Verzögerungen 
während der Bauausführung, daß ich ihn 
mehrmals in der Woche zu mir bestellen 
mußte. Früh um sechs war Arbeitsbeginn, 
aber oft saßen seine Leute noch um sieben 
beim Kartenspiel in der Baubude. Als ich 
bemerkte, daß unsere LPG-Mitglieder, die 
als Handlanger eingeteilt waren, sich da-
zugesellten, riß bei mir der Geduldsfaden. 

„Wollt Ihr nicht endlich mal anfangen?“, 
stellte ich sie zur Rede. Ich wollte auf 
keinen Fall, daß die bisher gute Arbeits-
moral verdorben würde. Nachdem sie 
sich endlich in Bewegung gesetzt hatten, 
ließ ich den zuständigen Bauleiter zu mir 
kommen. Es folgte eine heftige Auseinan-
dersetzung.
Da machte mir unsere Viehzucht schon 
mehr Freude. Die durchschnittliche 
Milchleistung stieg auf  3500 Kilogramm. 
Unsere Spitzenkuh kam sogar auf 6800 kg.
Um zu unseren Tieren auf die Weide zu 
gelangen, mußte ich erst eine Koppel mit 
Obstbäumen durchqueren. Lange ging es 
gut. Eines Tages fuhr ich mit dem Mo-
torrad über eine umgedrehte Egge. Die 
Zinken ragten nach oben und waren im 
dichten Gras nicht zu sehen. Sofort verlor 
die Maschine auf beiden Reifen die Luft. 
Vor Überraschungen ist man sich nie si-
cher. Natürlich war es niemand gewesen. 
Hatte Paul, der Landeigentümer, etwas 
gegen mich? Seine Frau Frieda wiegelte 
ab: „Nein, so etwas macht der Paul nicht.“ 
Warum aber suchte er nicht das Gespräch 
mit mir?

Es gab auch Leute, die, ohne sich Sozia-
listen zu nennen, Tag für Tag als solche 
handelten. Dabei denke ich an den Trak-
toristen der MTS, Karl Fink, der – wenn er 
Feierabend hatte – seinen Raupenschlep-
per an der Waidsdorfer Kreuzung abstell-
te und die sieben Kilometer zu Fuß heim 
nach Krumhermsdorf lief. Er war nicht 
so verwöhnt wie viele andere, die Kilome-
tergeld forderten oder gefahren werden 
wollten. Zahlte die LPG nicht, drohten sie, 
in einen Industriebetrieb abzuwandern, 
der besondere soziale Vergünstigungen 
böte. Ich fragte mich, ob wir uns das auf 
Dauer leisten konnten. Da war auch je-
ner Bauarbeiter aus Rückersdorf, der die 
Bummelei anderer nicht mitmachte, son-
dern unverdrossen allein weiterarbeitete. 
Für sie alle traf das Wort Lenins zu, daß 

„der Kommunismus“ dort beginnt, „wo 
einfache Menschen sich um die Produkti-
onssteigerung Gedanken machen ... nicht 
so sehr zu ihrem eigenen Nutzen, sondern 
zum Nutzen der ganzen Gesellschaft“. Sie 
kannten wahrscheinlich Lenins „Große 
Initiative“ nicht. Sie brauchten auch die 
immer wieder stattfindenden Anleitungen 
und Parteikonferenzen nicht, von denen 
ein Freund sagte: „Jetzt überzeugen sie 
wieder die Überzeugten.“ Sie handelten 
verantwortungsvoll und gingen mit dem 
gemeinschaftlichen Eigentum ebenso um 
wie mit ihrem persönlichen.

Auf einem Drei-Tage-Lehrgang in der 
Parteischule Ottendorfer Burg saß Rudi 
Mersiowsky, Bürgermeister aus Ehren-
berg, neben mir. Als ein Sekretär der Be-
zirksleitung an das Rednerpult trat, gab es 
wie immer Beifall. Ich neigte mich zu Rudi: 

„Personenkult!“ Rudi wurde nachdenklich: 
„Ich habe auch geklatscht.“ 

Werner Döring, Hohnstein
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Vom kommunistischen Widerstand in der Messestadt

Helden aus Leipzig

Wie deutsche Ärzteverbände 1933 mit jüdischen Medizinern umsprangen

„Stürmisches Bravo und Händeklatschen“
Kriminalkommissar und SS-Obersturm-
führer Koops, Chef der Leipziger Gestapo, 
schärft seinen Leuten ein: Zupacken, rück-
sichtslos durchgreifen! Nichts darf schief-
gehen. Der Reichsführer SS selbst habe 
die Aktion befohlen! Die Nazischergen 
schlagen zu. Innerhalb von drei Tagen im 
Juli 1944 verhaften sie 31 Antifaschisten 
der Messestadt und schleppen sie in ihre 
Folterkeller in der Auen- und Karl-Heine-
Straße. Einen davon holen sie am 19. Juli 
früh um halb sechs aus seiner Wohnung 
in der Kanzlerstraße 35. Es ist Kurt Kresse, 
Buchdrucker, 40 Jahre alt.

Der Vater, Metallarbeiter, steht im Klas-
senkampf auf der richtigen Seite der 
Barrikade. Er erzieht seinen Ältesten, 
den am 5. Mai 1904 geborenen Kurt im 
proletarischen Sinne. Er nimmt ihn mit zu 
Kundgebungen und Demonstrationen, zu 
Versammlungen der SPD, der er angehört. 
Der aufgeweckte Kurt, einer der besten 
Schüler der 32. Volksschule in Leipzig-
Kleinzschocher, hört stets aufmerksam 
zu, wenn die Erwachsenen über Politik 
sprechen. Daß es den Arbeitern schlecht 
geht, spürt der Junge aber nicht erst im 
Krieg, wo Kohlrüben und Dörrgemüse zum 
Hauptnahrungsmittel der Familie werden. 
So formt sich Kurt Kresses Weltbild schon 
in jungen Jahren, und als er im April 1918 
die Lehre als Buchdrucker bei der Firma 
Ernst Keil beginnt, wird er Mitglied des 
Arbeiterjugendbildungsvereins und der 
Sozialistischen Proletarierjugend, die ihn 
1921 zum Vorsitzenden der Ortsgruppe 
Kleinzschocher wählt. Die schäbige Poli-
tik rechter SPD-Führer spaltet auch  die 
proletarische Jugendbewegung. Die Freie 
Sozialistische Jugend, die sich wenig 
später Kommunistische Jugend nennt, 
entsteht. Die Leipziger Organisation wird 
schnell zu einer ihrer größten und stärk-
sten. Bewährte Klassenkämpfer wie Ge-
org Schumann, William Zipperer, Alfred 
Kästner kümmern sich intensiv um ihren 
Parteinachwuchs.
Ende 1922 muß Kurt Kresse die Messestadt 
mit den großen sozialistisch-revolutionä-
ren Traditionen verlassen. Den Druckerei-
besitzern und den Gewerkschaftsbonzen 
paßt die politische Aktivität des 18jähri-

gen nicht. Sie geben ihm keine Arbeit mehr. 
Für zwei Jahre geht er nach Meuselwitz 
als Bergarbeiter und Vorsitzender des 
Erwerbslosenausschusses. Das bringt 
ihm die erste Haftstrafe im Altenburger 
Gefängnis ein.
Nach Leipzig zurückgekehrt tritt er in 
die KPD ein, nimmt dafür in Kauf, daß 
ihn die Kapitalisten immer nur zeitweilig 
oder aushilfsweise beschäftigen. Um so 
tatkräftiger handelt er für die Partei als 
politischer Leiter im Wohngebiet, im RFB, 
in der Roten Hilfe, in der Sportbewegung 
und schließlich als gewähltes Mitglied der 
Bezirksleitung Westsachsen der KPD.
Die Nazis holen Kurt Kresse als einen der 
ersten, schleppen ihn in das KZ Colditz. 
Trotz Folter verrät er nichts, man muß 
ihn wieder freilassen. Zurück in Leipzig 

baut er vor allem mit Genossen und Sportfreunden 
von „Fichte-West“ eine illegale Gruppe auf, die Flug-
blätter druckt und vertreibt, Hilfe für die Familien 
verhafteter Antifaschisten leistet, Mitkämpfer ge-
winnt. So entsteht schließlich eine Stadtorganisation 
der KPD, deren Leitung von den Genossen Arthur 
Hoffmann, Karl Jungbluth, Kurt Kresse und William 
Zipperer gebildet wird. Hinzu kommt im Mai 1939 
Georg Schumann nach seiner Entlassung aus dem KZ 
Sachsenhausen. Man trifft sich bei Familienfesten 
und Ausflügen, im Konzertsaal und in Gaststätten, 
bespricht die Aufgaben, koordiniert die Arbeit. Mit 
Georg Schumann, Kurt Kresse und Otto Engert for-
miert sich schließlich der politisch-ideologische Kopf 
der ganzen Organisation.
Der vom faschistischen deutschen Kapitalismus 
begonnene Eroberungs-, Raub- und Vernichtungs-
krieg führt zur erheblichen Verstärkung des antifa-
schistischen Kampfes in der größten Industriestadt 
Mitteldeutschlands. In siebzehn wichtigen Rü-
stungsbetrieben, so in den Hasag-Werken, der Me-
tallgußgesellschaft, den Mitteldeutschen Motoren-
werken, den Erla-Maschinenwerken GmbH, arbeiten 
antifaschistische Gruppen. „Treibt Sabotage. Wer 
sein Vaterland liebt, hilft Hitler stürzen. Arbeitet 
langsam. Tut alles, was dem Krieg schadet“, heißt es 
in ihren Flugblättern. Und sie handeln auch, lockern 
an Minen Dichtungsringe, bauen leere Zündblättchen 
in Panzerfäuste ein, machen Infanteriemunition 
unbrauchbar, schweißen Geschützrahmen ober-
flächlich, „vergessen“, Fett in die Federgehäuse von 
Flugzeug-Schnellfeuerwaffen zu geben. Sie gewinnen 
ausländische Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene 
für den Widerstand.

Im Frühjahr 1943 erarbeitet die Dreier-
gruppe Schumann, Engert, Kresse „Leit-
sätze über die Liquidierung des imperiali-
stischen Krieges und der Naziherrschaft“, 
eine politische Plattform für den Kampf al-
ler Nazigegner. Sie stellen die Verbindung 
zur Neubauer-Poser-Gruppe in Thüringen, 
zur Berliner Organisation von Anton Saef-
kow und Franz Jakob sowie zu Martin 
Schwantes und seinen Genossen in Mag-
deburg her. In ihrem unmittelbaren Tä-
tigkeitsbereich bauen sie Beziehungen zu 
Antifaschisten in Meuselwitz, Zeitz, Halle, 
Merseburg, Leuna, Chemnitz, Dresden und 
anderen Orten auf. Ihre Flugblätter gehen 
nach Bayern, Hamburg, Breslau, Wien, 
ins Ruhrgebiet sowie in Truppenteile der 
Wehrmacht. Schließlich gelingt auch eine 
Verbindung zum „Nationalkomitee Freies 
Deutschland“ in Moskau sowie zur franzö-
sischen Leitung des Komitees in Paris. Zu 
Mitstreitern der Schumann-Engert-Kres-
se-Organisation werden im zunehmenden 
Maße auch ehemalige Sozialdemokraten.
In die Hände der Gestapo gefallen, bleiben 
die Leipziger Antifaschisten standhaft. 
Trotz bestialischer Mißhandlungen ste-
hen sie zu ihrer Überzeugung, zu ihren 
Handlungen. Die Nazis rächen sich an den 
tapferen Männern. Am 11. Januar 1945 
kurz nach 18 Uhr werden Georg Schumann, 
Otto Engert und Kurt Kresse in Dresden 
hingerichtet. Einen Tag darauf folgen ih-
nen sieben weitere Kampfgenossen in den 
Tod. Günter Freyer 
    

Noch sind einige Plätze für die Reise nach Portugal zum 

großen Pressefest der KP-Zeitung „Avante!“, das traditio-

nell am ersten September-Wochenende stattfindet, beim 

befreundeten Reisebüro tuk für „RotFuchs“-Leser und 

Sympathisanten zu haben. Interessenten melden sich 

umgehend bei Reiseleiter F r a n k  B o c h o w ,  ehemali-

ger Botschafter der DDR in Portugal, unter 0 30/423 33 30.

Zum
„Avante!“-

Fest
nach

Lissabon!

Mit der Übertragung der politischen 
Macht an Adolf Hitler am 30. Januar 
1933 begann vor 70 Jahren die finsterste 
Periode der deutschen Geschichte, die 
durch psychischen Druck und physischen 
Terror gegen Andersdenkende und anders 
Aussehende gekennzeichnet war. Der er-
sten Verhaftungswelle von Kommunisten 
und linken Intellektuellen, die nach dem 
Brand des Reichstages am 27. 2. 1933 be-
gann, folgten bald kollektiv gegen jüdische 
Bürger gerichtete Diskriminierungen. Als 
Berufsgruppen waren davon Mediziner 
und Juristen besonders betroffen.
Bereits am 17. 3. 1933 verfügte der seit 
dem 15. März amtierende Berliner Staats-
kommissar Julius Lippert, der später 
Oberbürgermeister der Reichshauptstadt 
wurde, die Entlassung aller jüdischen 
Ärzte aus den Krankenhäusern, „um der 
ärmeren Bevölkerung garantieren zu kön-
nen, von deutschstämmigen, auf christ-
lich-nationalem Boden stehenden Ärzten 
behandelt“ zu werden. Ebenfalls im März 
1933 beschloß der Deutsche Ärztevereins-
verband, den Rücktritt von Juden aus den 
Vorständen ärztlicher Organisationen zu 
fordern, gleichfalls derjenigen, die sich 

„der Neuordnung innerlich nicht anschlie-
ßen“. Dieser Haltung entspringen sicher 
auch die Huldigungstelegramme, die den 
Reichspräsidenten von Hindenburg als 

„Schirmherrn der nationalen Erhebung“ 
bezeichnen und dem „Herrn Reichskanz-
ler“ treueste Pflichterfüllung im Dienste 
der Volksgesundheit geloben. Sie finden 
sich im Deutschen Ärzteblatt vom 30. 3. 
und in den Ärztlichen Mitteilungen vom
1. 4. 33 abgedruckt.
Solche verfassungswidrigen Maßnahmen 
wurden rückwirkend durch Zustimmung 
einer Mehrheit von noch im Deutschen 
Reichstag verbliebenen Abgeordneten 
zum sogenannten Ermächtigungsgesetz 
(24. 3. 1933) nicht einmal formal legali-
siert, denn mit diesem „Gesetz zur Behe-
bung der Not von Volk und Reich“ wurden 
die Verfassung von Weimar (1919) de facto 
außer Kraft gesetzt und das Parlament 
seiner Rechte beraubt. Eine historische 
Reminiszenz erfordert außerdem den Hin-

weis darauf, daß schon am 9. 3. 1933 die 
81 Reichtagsmandate der KPD annulliert 
worden waren und daß sich auch 20 Abge-
ordnete der SPD bereits in Haft befanden. 
Sie fehlten somit beim Votum den 94 Nein-
stimmen ihrer Fraktion. Die Zustimmung 
aller Abgeordneten der bürgerlichen Par-
teien zum Ermächtigungsgesetz reflek-
tiert wohl zweifelsfrei die Zustimmung 
des deutschen Bürgertums zu jenen Aktio-
nen. Diese waren im NS-Parteiprogramm 
vorgegeben und zeichneten mit den ersten 
politischen Repressionen gegen Anders-
denkende und anders Aussehende den Weg 
hinsichtlich einer zukünftigen staatlichen 
Entwicklung im Deutschen Reich vor.
Daß große Kreise der deutschen Ärzte-
schaft Maßnahmen begrüßten, durch 
welche viele ihrer Kollegen ausgegrenzt 
wurden, beweist das Verhandlungsproto-
koll der 57. Tagung der Deutschen Gesell-
schaft für Chirurgie. Der Kongreß fand 
vom 19. bis 22. April 1933 in Berlin statt, 
also drei Wochen nach dem ersten seitens 
der NSDAP reichsweit durchgeführten 
Boykott jüdischer Geschäfte, Ärzte und 
Rechtsanwälte. Trotz des wohl noch fri-
schen Eindrucks einer solchen Diskrimi-
nierung von Landsleuten und honorigen 
Berufskollegen stimmten die Anwesenden 

„lebhaft und anhaltend“ den Äußerungen 
zu, welche die Urheber dieser Gewaltakte 
und ihre Taten lobten. Bereits der zweite 
Satz der Eröffnungsansprache des Kon-
greßpräsidenten Prof. Dr. W. Röpke (Wup-
pertal-Barmen) spiegelte den Geist dieser 
Tage wider: „Mein Willkommensgruß er-
klingt um so lauter und freudiger, als wir 
im Zeichen einer neuen verheißungsvollen 
Zeit stehen. Möge der Segen des Höchsten 
über allem walten, das zur Einigkeit und 
Größe Deutschlands führt. Möge er auch 
in seine schützende Hand alle die Füh-
rer nehmen, die diesem hohen Ziele ihre 
ganze Kraft und Arbeit gewidmet haben 
...“ Gegen Ende der Rede bezieht W. Röp-
ke eine noch deutlichere Stellung gegen 
jene Republik, in der er zum Chefarzt in 
einem Städtischen Krankenhaus berufen 
wurde: „Die Farben unseres alten Reiches 

– schwarz, weiß und rot –, unter denen in 

glorreicher Zeit die Deutsche Gesellschaft 
für Chirurgie gegründet wurde, grüßen 
uns zur diesjährigen Tagung zum ersten 
Male wieder und mit ihnen die Zeichen des 
neu erwachten Deutschen Volkes. Mögen 
die Hoffnungen und Wünsche, die wir 
daran knüpfen, in reichem Maße in Erfül-
lung gehen.“ „Stürmisches Bravo und Hän-
deklatschen“ wird im Kongreßbericht als 
Reaktion des Auditoriums verzeichnet. Ei-
ne ähnliche Zustimmung erhält W. Röpke 
nach dem Verlesen von Grußtelegrammen. 
An den Reichspräsidenten v. Hindenburg 
schrieb man: „Die zu ihrer diesjährigen 
Tagung versammelte Deutsche Gesell-
schaft für Chirurgie entbietet im Gelöbnis 
treuester Mitarbeit am Wiederaufbau des 
Reiches die ehrerbietigsten Grüße.“ Und 
an den Reichskanzler Adolf Hitler: „In 
der Zusicherung treuester Mitarbeit am 
Wohle des deutschen Volkes sendet die zu 
ihrer diesjährigen Tagung versammelte 
Deutsche Gesellschaft für Chirurgie erge-
benste Grüße, verbunden mit herzlichsten 
Glückwünschen zum Geburtstag.“

„Lebhaftes Bravo und Händeklatschen“ 
dokumentieren im Tagungsbericht ein 
mehrheitliches Verhalten akademisch 
Gebildeter, das uns heute noch betroffen 
machen muß. Vor allem wohl wegen der 
offensichtlich von sehr vielen Anwesenden 
akklamierten Akzeptanz einer Regierung, 
die zu dieser Zeit schon mit Terrormaß-
nahmen agierte und als gesellschaftliche 
Norm militanten Antisemitismus nicht 
nur tolerierte, sondern aktiv propagierte. 
Dessen Opfer waren sicher auch Per-
sönlichkeiten im kollegialen Umfeld der 
anwesenden Chirurgen, die somit gegen 
eines der hippokratischen Gebote han-
delten, ganz zu schweigen vom Mißachten 
humaner Normen.
Allerdings waren die Vorteile schon ab-
sehbar, die ihnen aus dem am 7. 4. 1933 
verkündeten „Gesetz zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums“ erwach-
sen würden, wenn sie denn nicht jüdisch 
und politisch nicht mißliebig wären: Sie 
konnten in die Stellen nachrücken, die im 
öffentlichen Dienst durch Entlassung ih-
rer nunmehr durch Gesetz stigmatisierten 
Kollegen frei geworden waren. So wurden 
nach 1933 allein an der Medizinischen 
Fakultät der Berliner Universität 138 Pro-
fessoren und Dozenten aus sogenannten 
rassischen oder aus politischen Gründen 
vom Hochschulbetrieb verbannt. Der 
Arzt und Schriftsteller Friedrich Wolf 
hat literarisch in seinem Stück „Professor 
Mamlock“ die politische und menschliche 
Problematik des Geschehens jener Wochen 
im Frühjahr 1933 eindrucksvoll gestaltet.

em. Prof. Dr. sc. med. Kurt Franke
Aus einem Vortrag, der am 2. April 2003 
vor dem Berliner Verein „Medizin und Ge-
sellschaft“ gehalten wurde. Prof. Franke 
ist gemeinsam mit seiner Frau Anneliese 
Autor der gerade erschienenen Publika-
tion „Jüdische Ärzte in Berlin“.

Nach der
Reichspogrom-

nacht:
„Auszug der Juden“ 

aus Regensburg
ins KZ Dachau
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Warum Gruppeneigentum im Sozialismus nicht bestimmend sein kann

 Marx und Engels weiter aktuell

Kindergärten in der DDR – pädagogischer Auftrag und soziale Leistung

Was die BRD nicht hatte
Es wurde bereits darauf hingewiesen 
(RF 64), daß das Gemeineigentum an 
den grundlegenden Produktionsmitteln 
(Volkseigentum) die Form des staatlich 
organisierten Eigentums annehmen muß. 
Die Schaffung von Gruppeneigentum als 
vorherrschendem Eigentum im Sozialis-
mus und als künftigem Gesellschaftsmo-
dell ist abzulehnen. Dies ergibt sich schon 
aus der so nicht erreichbaren planmäßi-
gen Entwicklung und Optimierung des 
volkswirtschaftlichen Ganzen. 
Das Gruppeneigentum, soweit es als 
vorherrschendes gesellschaftliches Ei-
gentum angestrebt wird, muß in enger 
Beziehung zur Gesellschaftskonzeption 
des Anarchismus (anarchia – grch. – ohne 
Staat, ohne Zentralgewalt und Autorität) 
gesehen werden. Das Ziel seiner Verfech-
ter ist ein föderalistischer, sozialer und 
ökonomischer Aufbau der Gesellschaft, 
wobei die Sozialisierung nicht durch eine 
zentralisierte politische Macht, sondern 
durch Kooperation und Assoziation, durch 
Gegenseitigkeit der Arbeiter und Bauern 
erreicht werden soll. Betont wird die 
persönliche Verantwortung des einzelnen, 
bedingt durch seine individuelle Inter-
essenlage. Die theoretischen Begründer 
dieser Konzeption waren der Engländer 
William Godwin, der Franzose Pierre Jo-
seph Proudhon (der als erster den Begriff 

„Anarchismus“ prägte) und der Deutsche 
Max Stirner. Der Glaube an Gerechtigkeit 
und Gegenseitigkeit, von gleicher Vertei-
lung der Produktionsmittel und daran, 
alle Arbeiter in Warenproduzenten und 
Kleineigentümer verwandeln sowie die 
Staatsgewalt verdrängen und somit den 
Kapitalismus reformieren zu können, er-
weist sich als Utopie. 
Karl Marx setzte sich mit den philosophi-
schen und ökonomischen Auffassungen 
Proudhons in seinem Werk „Elend der 
Philosophie“ (1847) auseinander und kri-
tisierte ihren idealistischen und kleinbür-
gerlichen Charakter.
Wenn das Gruppeneigentum als prägen-
des ökonomisches Gesellschaftsmodell 
verneint wird, so ist die Bildung von 
Genossenschaften im örtlichen und regio-
nalen Maßstab, vor allem für kleine und 
mittlere Betriebe in Industrie, Handwerk 
und Landwirtschaft aus Effektivitäts-
gründen zweckmäßig. Gleiches trifft auf 
das kommunale Eigentum zu. Hier könnte 
das Gruppeneigentum für die bewußte 
Identifizierung der Bürger mit dem ver-
gesellschafteten Eigentum von Bedeutung 
sein.
Das Gemeineigentum (Volkseigentum) als 
staatliches Eigentum muß im Sozialismus 
gegenüber anderen Eigentumsformen die 
Vorherrschaft haben, wobei auch privates 
Eigentum an Produktionsmitteln nicht 
ausgeschlossen werden soll. 
Bei der Strukturierung des staatlich orga-
nisierten Eigentums ist davon auszugehen, 
daß den Wirtschaftsunternehmen (Betrie-

ben), die eine ökonomische Selbständig-
keit besitzen, nicht originäre Eigentums-
rechte übertragen werden, sondern ab-
geleitete, in Form von Befugnissen. Der 
sozialistische Staat ist in diesen Fällen 
das einzige Subjekt des Eigentumsrechts. 
Weitere Eigentumssubjekte für das Volks-
eigentum gibt es bei einer derartigen poli-
tischen Konstruktion nicht. Die subjektive 
Befugnisregelung der Betriebe erfolgt auf 
der Grundlage der Regelungen des objekti-
ven Eigentumsrechts. Wertvolle Gedanken 
für eine solche Modellierung hat übrigens 
die Wirtschaftsrechtswissenschaft der 
DDR geleistet (U.-J. Heuer, W. Panzer, G. 
Pflicke, R. Schüsseler, H. Such). Ihre Bei-
träge und Vorschläge zielten auf einen bes-
seren Funktionsmechanismus des staatli-
chen Eigentums ab. U.-J. Heuer machte zu 
Recht darauf aufmerksam, daß staatliches 
Eigentum nur in dem Umfang wirkliches 
gesellschaftliches Eigentum werden kann, 
in dem sich die sozialistische Demokratie 
als echte Selbstentscheidung und Mit-
wirkung der Werktätigen entwickelt. Es 
steht außer Frage, daß deren bewußte In-
dentifizierung mit dem Volkseigentum im 
Zusammenhang mit dem demokratischen 
Zentralismus neu auf die Tagesordnung 
zu setzen ist. Gleiches trifft für die soziali-
stische Warenproduktion und die künftige 
Rolle des Marktes zu. Erörterungswürdig 
ist auch der Platz der Gewerkschaften und 
der Betriebsräte als gesellschaftlicher 
Korrektive in wirtschaftlichen Entschei-
dungsprozessen.
Ein wesentlicher Aspekt der Eigentums-
frage ist der internationale Bezugspunkt. 

Dieser resultiert aus der die Ländergren-
zen überschreitenden Verflechtung des 
Kapitals, insbesondere im Rahmen der 
Europäischen Union (EU). Politisches Kon-
fliktpotential ist durch die Verträge von 
Maastricht und Amsterdam, nicht zuletzt 
durch die Einforderung rücksichtsloser 
Privatisierung, gegeben. Schon aus diesem 
Grunde muß man bei der Strategienbil-
dung stets die internationale Komponente 
beachten. Sie hat eine Kampfansage an den 
Imperialismus darzustellen. Unumgäng-
lich ist die Kursnahme auf eine gemeinsa-
me politisch-inhaltliche Plattform unter 
Einbindung der Eigentumsfrage. Sie muß 
sich auf koordinierte Aktionen der Linken 
in mehreren Ländern stützen können und 
auf die Überwindung des aggressiven Ka-
pitalismus, auf die Schaffung einer neuen 
Gesellschaftsordnung gerichtet sein. 
Die prophetischen Worte von Marx und 
Engels haben nichts an Aktualität einge-
büßt. In der Ansprache der Zentralbehörde 
an den Bund der Kommunisten betonten 
sie: „Es ist unser Interesse und unsere 
Aufgabe, die Revolution permanent zu ma-
chen, so lange, bis alle mehr oder weniger 
besitzenden Klassen von der Herrschaft 
verdrängt sind, die Staatsgewalt vom 
Proletariat erobert und die Assoziation 
der Proletarier nicht nur in einem Lande, 
sondern in allen herrschenden Ländern 
der ganzen Welt so weit fortgeschritten 
ist, daß die Konkurrenz der Proletarier 
in diesen Ländern aufgehört hat und daß 
wenigstens die entscheidenden produkti-
ven Kräfte in den Händen der Proletarier 
konzentriert sind.“ Prof. Dr. Werner Roß

Innenminister Schily erhielt Revanchisten-Medaille

 Ein verläßlicher Freund
Der frühere RAF-Anwalt und heutige SPD-
Rechtsaußen Otto Schily ist nicht nur als 
Minister für innere Repression des Schrö-
der-Kabinetts ein Begriff. Jetzt ist er auch 
ein ausgewiesener Revanchist. Wie anders 
soll man den Träger der Wenzel-Jaksch-
Medaille des Bundes der Vertriebenen 
bezeichnen, hat er doch die ihm verliehene 

„hohe Auszeichnung“ nicht ausgeschlagen? 
Der Revanchistenorden wurde Schily von 
der CDU-Bundestagsabgeordneten Stein-
bach, die an der Spitze des Bundes der 
Vertriebenen steht, unlängst auf einem 

Kongreß feierlich überreicht. Frau Stein-
bach würdigte bei dieser Gelegenheit die 
herausragenden Verdienste des Schröder-
Ministers um die „Sache der Heimatver-
triebenen“.

Es dürfte Tschechen, Polen und Russen 
im „Sudetenland“ und in den „ehemaligen 
Ostgebieten des Deutschen Reiches“ unge-
mein beruhigen, zu wissen, daß das In-
nenressort der BRD-Regierung von einem 
verläßlichen Freund ... der Revanchisten ... 
geleitet wird. C. A.  

DKP-Wahlerfolg in Reinheim
In der Stadt Reinheim (Odenwald) hat die DKP-Kandidatin für das Bürgermeisteramt 
Renate Grieger einen bemerkenswerten Erfolg errungen. Im Ergebnis langjähriger 
und fester Verankerung der örtlichen Parteiorganisation in der Reinheimer Kommu-
nalpolitik und ihres konstruktiven und kämpferischen Wahlaufrufs erhielt Renate 
Grieger 12 Prozent der abgegebenen Stimmen. 874 Bürgerinnen und Bürger votierten 
für die kommunistische Kandidatin. Vor sechs Jahren waren auf ihre Liste 670 Stim-
men (7,4 %) entfallen. Glückwunsch, Renate Grieger! R. F.

Zu Jahresbeginn 2002 betonte das „Fo-
rum Bildung“ in der ersten seiner zwölf 
Empfehlungen die Notwendigkeit früher 
Förderung der Kinder. Und die BRD-Kul-
tusministerkonferenz forderte in ihren 
Konsequenzen aus der PISA-Studie die 
Weiterentwicklung des Bildungskonzepts 
für die Kindergärten sowie die Intensivie-
rung der Zusammenarbeit von Kindergar-
ten und Grundschule. Daß all das bereits 
im Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 
Juni 1990 festgeschrieben ist, wird groß-
zügig „vergessen“. Anfangs wurde zwar 
ziemlich umfassend über einen Bildungs-
auftrag des Kindergartens diskutiert, in 
den meisten Bundesländern blieb es aber 
bei Maßnahmen zur „Verbesserung der 
Sprachkompetenz“ und zur Einführung 
einer „flexiblen Schuleingangsphase“. 
Mit der Begründung, sparen zu müssen, 
werden die finanziellen Grundlagen für 
eine solide vorschulische Erziehung, Bil-
dung und Betreuung immer weiter ein-
geschränkt, wird der „Rechtsanspruch“ 
auf einen Kindergartenplatz auf einige 
Stunden reduziert, werden die Eltern 
durch höhere Gebühren finanziell weiter 
belastet, was Einkommensschwache oft-
mals dazu zwingt, auf die Nutzung des 
Kindergartens zu verzichten.
Auf diesem Hintergrund wird besonders 
deutlich, daß es in der DDR sowohl päd-
agogisch als auch sozial Lösungen gab, die 
internationalen Standards entsprachen 
oder sie mitbestimmten:
Kindergärten waren in der DDR staatliche 
(kommunale), betriebliche oder genossen-
schaftliche Einrichtungen. Die Träger 
sorgten für die Bereitstellung der erfor-
derlichen materiellen und finanziellen 
Fonds. Den Volksbildungsorganen oblag 
die Verantwortung für die inhaltliche 

Arbeit und für die pädagogi-
sche Führung sowie für die 
Aus- und Weiterbildung der 
Erzieherinnen.
Im Verlauf der Entwicklung 
der DDR wurden schritt-
weise die materiellen und 
personellen Voraussetzungen 
geschaffen, damit alle Kinder, 
deren Eltern das wünschten, 
einen Kindergarten besuchen 
konnten, und zwar ganztägig. 
Betraf das 1955 etwa 35 % der 
Kinder der betreffenden Al-
tersgruppe, so waren es in den 
80er Jahren 95 % und mehr 
der drei- bis sechsjährigen 
Mädchen und Jungen. Damit 
wurden die Kindergärten zu 
einem wichtigen Bestandteil 
der sozialen Maßnahmen zur 
Unterstützung der Berufs-
tätigkeit der Frauen und zur 
Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter. 
Auch nicht wenige Pädagogin-
nen erhielten so die Möglich-

keit, sich voll ihrem Beruf zu widmen.
 
Übrigens: Der Besuch von Kindergärten 
war freiwillig und unentgeltlich. Nach 
dem Stand vom 30. September 1988 gab
es in der DDR 13 084 Kindergärten mit 
890 311 Plätzen. In ihnen waren 90 570 
pädagogische Kräfte tätig. Das bedeutet, 
daß auf ca. zehn Kinder eine Erzieherin kam.
Kindergärten waren in der DDR Bestand-
teil des Bildungssystems und hatten einen 
pädagogischen Auftrag, der Betreuung 
und Fürsorge für die Entwicklung der 
Kinder einschloß. Mütter und Väter leg-
ten großen Wert darauf, daß ihre Kinder 
einen Kindergarten besuchen konnten. 
Nicht, um sie dort „abzugeben“, sondern 
weil sie in diesen Einrichtungen Stätten 
sahen, in denen ihre Kinder nicht nur 
gut versorgt, sondern auch von pädago-
gischem Personal mit entsprechendem 
Fachschulabschluß betreut, erzogen und 
gebildet wurden. Zwischen Erzieherinnen 
und Eltern bestand eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit.

Entsprechend ihrem pädagogischen Auf-
trag oblag den Kindergärten, eine har-
monische, geistige und sprachliche Ent-
wicklung der Kinder zu gewährleisten; 
moralische und ästhetische Gefühle und 
Einstellungen zu entwickeln; Charak-
tereigenschaften und Willensqualitäten 
herauszubilden; die Kinder zu Selbstän-
digkeit und Ordnungsliebe zu erziehen.
Der Realisierung dieses Auftrages diente 
eine sich auf Fröbel, den eigentlichen 
Begründer der Kindergärten,  berufende 
Gestaltung der pädagogischen Arbeit; 
ihr Grundanliegen war, dem Kind eine 

„Horizonterweiterung“ anzubieten, die 
die familiäre Erziehung ergänzt und un-
terstützt – nicht ersetzt (!); dem Kind zu 

helfen, seine Umwelt zu entdecken und zu 
erobern; seinen Weg im Leben zu finden; 
das Kind zu ermutigen, unabhängig zu 
denken und zu handeln; die Neugier des 
Kindes zu befördern; dem Kind zu helfen, 
sich in einer Vielzahl von Aktivitäten – vor 
allem im Spiel – darzustellen und auszu-
drücken; Gelegenheit zu bieten, vielfältige 
soziale Kontakte zu schließen; die eigene 
Rolle in der Gruppe wahrzunehmen und 
die Rollen der anderen Kinder in der Grup-
pe zu akzeptieren; dem Kind zu helfen, 
sich gezielt auf das Lernen in der Schule 
vorzubereiten.
In der praktischen Arbeit bestimmte das 
Spiel als für die Vorschulkinder typische 
Form der Auseinandersetzung mit der 
Wirklichkeit das tägliche Leben. Das 
Spielen und das gemeinsame Leben in 
der Gruppe mit Kindern aus ganz unter-
schiedlichen Elternhäusern vermittelten 
wichtige soziale Erfahrungen und waren 
darauf gerichtet, daß jedes Kind aktiviert 
und zu eigenen Betätigungen angeregt 
wird, um so seine individuellen Anlagen 
und Fähigkeiten bestmöglich ausprägen 
zu können.
Ein immer wieder betontes Anliegen war 
die Sorge um die gesunde Entwicklung der 
Kinder. Sie reichte von der gesundheitsför-
dernden Gestaltung des Lebens in den Kin-
dergärten (Tages- und Wochenablauf, spe-
zielle Angebote für Bewegungsaktivitäten, 
sportliche Betätigungen, frische Luft, 
gesunde Ernährung, Spiel und Wandern 
im Freien u. a.) bis zu regelmäßigen ärztli-
chen Untersuchungen und Impfungen.
Der Vorbereitung auf das Lernen in der 
Schule dienten sog. Beschäftigungen, die 
ein- bis zweimal pro Tag mit ca. 15–20 
Minuten Dauer durchgeführt wurden 
und deren Inhalt vor allem die Sprachent-
wicklung der Kinder, die Kinderliteratur, 
die Natur, bildnerisch-praktische und 
konstruktive Tätigkeiten, das Singen und 
die Musik, der Sport und auch die Entwick-
lung elementarer mathematischer Vorstel-
lungen waren. Vor allem zwischen den Er-
zieherinnen der älteren Gruppe, d. h. der 
5 bis 6jährigen Kinder, und den Lehrerin-
nen der zukünftigen ersten Klasse der 
Schule gab es eine enge Zusammenarbeit.
Grundlage für die gesamte pädagogi-
sche Arbeit war das „Programm für die 
Bildungs- und Erziehungsarbeit in Kin-
dergärten“, erstmals 1961 erschienen 
und im Ergebnis der Auswertung der 
praktischen Erfahrungen und gründli-
cher wissenschaftlicher Untersuchungen 
1985 überarbeitet und erweitert. Es trug 
Empfehlungscharakter, war also nicht 
obligatorisch. Außerdem gab es – indivi-
duell und in der Weiterbildung genutzte 

– Publikationen zu den verschiedensten 
Aufgabengebieten der pädagogischen Ar-
beit sowie eine spezielle Fachzeitschrift 
für die Kindergärtnerinnen.
 Prof. Dr. habil Günter Wilms
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 Israel: Kein Frieden mit dem Träger des Friedensnobelpreises

 Schwarzer Peter für Abbas 

 Iraks Kommunisten nutzen Möglichkeiten der Legalität

 Weder Saddam noch USA-Besatzer!
Die KP Iraks hat nach Jahrzehnten blutiger 
und grausamer Unterdrückung durch das 
Regime Saddam Husseins ihre Legalität 
im Lande de facto wiederhergestellt. Am 1. 
Mai folgten mehr als 3000 Einwohner der 
Hauptstadt ihrem Aufruf zu einer Kundge-
bung. Die KP war auch die erste irakische 
Partei, die in den Straßen Bagdads und 
weiterer Zentren des Landes nur zehn 
Tage nach dem Eintreffen der amerikani-
schen Besatzer Zehntausende Exemplare 
ihrer Zeitung „Tareeq Al-Sha’ab“ (Pfad des 
Volkes) verteilte. Unverzüglich nach dem 
Sturz Saddam Husseins öffnete die KP Bü-
ros in den wichtigsten Städten Iraks. Trotz 
schwerer Schläge, die ihr versetzt worden 
waren, trotz des Verlusts Tausender Kader 
hat sie ihre Organisation nicht nur im kur-
dischen Norden, sondern auch landesweit 
erhalten können. Diese Tatsache dürfte 
den USA-Okkupanten ebenso ein Dorn im 
Auge sein wie das Erwachen des Selbstbe-

wußtseins der Schiiten, die sich gegen das 
Besatzungsregime wenden. 
Im Leitartikel der ersten Ausgabe von „Ta-
reeq Al-Sha’ab“ wandte sich die Partei, die 
den Sturz der Baath-Diktatur mit Freude 
begrüßte, sowohl gegen die Überreste 
der Clique Saddams als auch gegen die 
anglo-amerikanischen Aggressoren. Das 
Regime sei nicht nur durch den Krieg, 
sondern auch durch den Widerstand der 
Massen zu Fall gebracht worden. Jetzt 
gehe es um die Errichtung eines föderalen 
demokratischen Irak. Der Versuch der 
Besatzer, von ihnen mitgebrachte Ma-
rionetten als „irakische Administration“ 
einzusetzen, müsse durchkreuzt werden. 
Die USA-Militärherrschaft stoße auf die 
entschiedene Ablehnung des irakischen 
Volkes. Es gehe um die Bildung einer in-
terimistischen patriotischen und demo-
kratischen Koalitionsregierung aus Kräf-
ten, die gegen Saddam gekämpft hätten. 

Diese müsse alle ethnischen, religiösen 
und laizistischen Gruppen des Landes 
in Betracht ziehen. Um die Bedingungen 
für das Zustandekommen einer solchen 
Übergangsregierung zu schaffen, müsse 
das Besatzungsregime sofort beendet und 
die Aufsicht vorübergehend den Vereinten 
Nationen übertragen werden. „Nur eine 
patriotische und demokratische Über-
gangsregierung, die die Unabhängigkeit 
des Landes verteidigt, kann den Weg für 
eine neue Verfassung des demokratischen 
Irak freimachen und die Voraussetzungen 
für freie und faire Wahlen schaffen, in de-
nen das Volk darüber entscheidet, welche 
Regierung es will“, heißt es im Leitartikel.
Die deutschen Kommunisten und Sozia-
listen grüßen ihre irakischen Genossen 
in dieser Stunde des Aufbruchs und des 
Neubeginns. Sie wünschen ihnen Erfolg 
bei der Verteidigung der nationalen Inter-
essen Iraks und beim Kampf gegen innere 
und äußere Feinde! R. F. 

 Wie das Pentagon seinen militärischen Nimbus verlor 

 Kein Ruhmesblatt
Der militärische Sieg der imperialisti-
schen „Koalition“ gegen Irak war abseh-
bar. Obwohl die Iraker einen gerechten 
Verteidigungskrieg führten, konnten 
sie die Aggressoren weder für lange Zeit 
aufhalten noch vernichten. Der Macht-
klüngel Saddam Husseins hatte alle ge-
sellschaftlichen Kräfte einschließlich der 
Kommunisten, die einen entscheidenden 
Beitrag dafür hätten leisten können, die-
sen Kampf in einen vaterländischen Krieg 
umzuwandeln, in Jahrzehnten blutiger 
und brutaler Repression systematisch 
ausgeschaltet. Dennoch hat die irakische 
Armee gegen einen übermächtigen Feind 
tapfer gekämpft. Ihr Verteidigungskrieg 
besaß antiimperialistische Züge und ver-
diente daher unsere politisch-moralische 
Unterstützung. 
Die Streitkräfte der antiirakischen „Koali-
tion“ – vor allem die der USA – erwiesen 
sich vor aller Welt als unfähig, ihr militär-
strategisches Ziel in dem von ihnen selbst 
vorgegebenen Zeitrahmen zu erreichen. 
Sämtliche ihnen zur Verfügung stehenden 
und durch sie genutzten Aufklärungsmög-
lichkeiten (CIA und andere Geheimdienste, 
Botschaften, Satelliten, U2-Flüge, Drohnen 
usw.) konnten grobe Fehleinschätzungen 
der Lage nicht verhindern. Politische und 
militärische Voraussagen (schiitischer 
Aufstand gegen Saddam, schwacher Wi-
derstand der irakischen Verbände) trafen 
nicht zu. Trotz absoluter Luftherrschaft 
und massiver Raketenbombardements 
konnten gegnerische Truppenbewegungen 
vom Angreifer nicht verhindert werden. 
Seine Nachschublinien waren weder hin-
reichend gesichert noch voll funktionsfä-
hig. Das taktische Zusammenwirken zwi-
schen den Verbänden und Truppenteilen 
sowie die Gefechtsorganisation erwiesen 
sich teilweise als katastrophal. „Friendly 
fire“ – das Abschießen eigener Flugzeuge 

oder Maschinen der Verbündeten – gehör-
te zu den peinlichsten Pannen dieses Krie-
ges. Die Angriffe der „Alliierten“ trugen 
den Charakter von gewaltsamen Aufklä-
rungsoperationen, denen allerdings keine 
Offensive folgte, obwohl sie eine enorme 
Überlegenheit an Feuerkraft und Mobili-
tät besaßen. Gebietsgewinne konnten die 
Aggressoren oftmals nicht durch eigene 
Kampfanstrengungen, sondern durch ge-
ordnete Rückzüge der Iraker erzielen. De-
ren politische und militärische Führung 
blieb für die Interventen unauffindbar.
Einfachste militärische Regeln wie z. B. 
die zahlenmäßige Überlegenheit der 
Truppenstärke beim Angriff wurden 
zugunsten alleinigen Setzens auf techni-
sches Übergewicht außer acht gelassen. 
Man überschätzte offensichtlich auch 
die Wirkungen der vom ersten Tage an 
bestehenden Luftherrschaft. Die mo-
dernste Militärmacht der Welt benötigte 
immerhin vier Wochen, um die wichtig-
sten Städte Iraks, darunter Bagdad, mi-
litärisch zu erobern, ohne zugleich das 
eigene Hinterland absichern zu können.
Die Auffassungen der marxistisch-leni-
nistischen Militärtheoretiker hinsicht-
lich der den Kampfgeist von Armeen 
bestimmenden Faktoren haben sich wie-
der einmal bestätigt. Auch wenn in Irak 
keine Volksbewaffnung stattgefunden 
hatte und die linken Kräfte den Unter-
grund nicht verlassen konnten, waren 
die Anhänger der Baath-Partei und Frei-
willigenverbände besser motiviert als 
die hochausgebildeten und gutbezahlten 
Berufssoldaten der USA und deren briti-
sche Verbündete. Immerhin verteidigten 
sie ihre Heimat, während die Aggressi-
onssoldaten, wie sie selbst in Interviews 
immer wieder versicherten, nur ihren 

„Job“ machten und den nächsten Zahltag 
erleben wollten. 

Es gelang den aufs modernste ausgerü-
steten Aggressoren nicht, innerhalb der 
ersten Wochen einen entscheidenden stra-
tegischen Durchbruch zu erzielen.
Im Irak-Krieg haben die USA-Streitkräfte 
trotz ihres „Triumphs“ erstmals seit dem 
Zerfall des Warschauer Vertrages den 
Nimbus ihrer Unbesiegbarkeit verloren. 
Der großangekündigte Blitzkrieg schei-
terte nicht nur am „General Sandsturm“.

Bernhard Majorow

„Aber warum haben die Patriot-Raketen 
ihre eigenen Flugzeuge getroffen?“ „Weil 
sie intelligent sind.“

Aus: „Solidaire“, Brüssel

Israels Ex-Premier Ehud Barak kolpor-
tierte bei seiner Rückkehr aus Washing-
ton Anfang Mai d. J. die Devise seiner 
Mentoren um Bush & Co.: Ein palästi-
nensischer Staat könnte möglich werden, 

„vorausgesetzt, die palästinensische Seite 
erfüllt gänzlich die Bedingungen der USA. 
Ganz oben steht die völlige Entmachtung 
Arafats; ohne die wird es keinen Frieden 
geben“. Scharon war es zu Jahresbeginn 
nicht gelungen, den Präsidenten der Pa-
lästinenser mit Gewalt auszuschalten. 
Nun soll ein „Enthauptungsschlag“ à la 
Entmachtung Saddam Husseins erfolgen. 
Für die Ausführung hat das Weiße Haus 
den neu installierten Ministerpräsidenten 
der palästinensischen Autonomiebehörde 
auserkoren. Ein schwärzerer Peter, als er 
damit Mahmud Abbas (Fatah-Kampfname 
Abu Masen) zugeschoben wird, läßt sich 
kaum vorstellen. 
Arafat bleibt für die Palästinenser die 
Verkörperung des nationalen Behaup-
tungswillens. Mahmud Abbas ist ein Weg-
gefährte Arafats seit 1955. Er gehörte mit 
diesem und Khalil al Wazir, Saleh Khalaf u. 
a. 1959 zu den Gründern der Al-Fatah, der 
größten Teilorganisation der 1964 gebil-
deten  Palästinensischen Befreiungsorga-
nisation (PLO). Wazir und Khalaf wurden 
1987 bzw. 1991 in israelischem Staatsauf-
trag ermordet. In leitender Funktion von 
Fatah und PLO war Abbas jahrzehntelang 
auch auf internationalem Parkett tätig. In 
Moskau promovierte er über die Geschich-
te des Zionismus. Er weilte in Arafats 
Auftrag auch in der DDR und in der CSSR. 
Mehrere Jahre vertrat er die PLO als deren 
offizieller Repräsentant in der UdSSR. In 
den letzten Jahren wirkte er u. a. als Ge-
neralsekretär der PLO und galt als „rechte 
Hand“ Arafats. Daß sich Abbas auf Diplo-
matie und Verhandeln versteht, stellte er 
als Bevollmächtigter Arafats für die direk-
ten Gespräche mit Israel im „Oslo-Prozeß“ 
unter Beweis, u. a. in den Verhandlungen 
mit Israels Außenminister Simon Peres. 
Das erste Abkommen von Oslo 1993 brach-
te eine gegenseitige De-facto-Anerken-
nung. Es folgten Vereinbarungen über die 
palästinensische Selbstverwaltung und 
den zu wählenden Palästinensischen Le-
gislativrat. Ziel der Verhandlungen sollte 
eine dauerhafte Friedenslösung im Nahen 
Osten sein. Arafat und Israels Premier Ra-
bin sowie Außenminister Peres empfingen 
dafür 1994 den Friedensnobelpreis.
Weitere Abkommen 1995 und 1998 sowie 
schließlich die im Juli 2000 in Camp Da-
vid begonnenen Verhandlungen zwischen 
dem Präsidenten der palästinensischen 
Autonomiebehörde, Arafat, und dem israe-
lischen Premierminister Barak, an denen 
jeweils Abbas beteiligt war, berührten 
auch zentrale Problemfelder des Konflikts: 
Status von Jerusalem, Bildung des palästi-
nensischen Staates, Rückkehr eines Teils 
der palästinensischen Flüchtlinge. Die 
Verhandlungen scheiterten schließlich am 

Widerstand gegen eine israelisch-palästi-
nensische Übereinkunft in Israel. Es wa-
ren nicht die palästinensische Seite oder 
gar Arafat persönlich, die den Verhand-
lungsprozeß dann völlig zum Stillstand 
brachten, wie es Amerikaner und Israelis 
darstellen. Es war die Jerusalemer Tem-
pelberg-Provokation des damaligen israe-
lischen Oppositionsführers Ariel Scharon 
am 28. 9. 2000 (s. „RotFuchs“, Januar 2003, 
S. 24). Die dadurch ausgelöste zweite Inti-
fada („Jerusalem-Intifada“) dauert prak-
tisch noch immer an. 
Fazit des „Oslo-Prozesses“ ist, daß die Inte-
rimsabkommen das palästinensische Volk 
dem Ende der Okkupation und einem eige-
nen souveränen Staat keinen Schritt näher 
gebracht haben. Die Spirale von Terror und 
Gewalt ging weiter. Israel hat inzwischen 
mit amerikanischer Rückendeckung seine 
illegale Besiedlung ausgebaut und die Zahl 
der Siedler gegen UNO und Völkerrecht auf 
über 400.000 verdoppelt.
Bush und Powell wollen der Welt weisma-
chen, daß es nur einer Veränderung der 
palästinensischen Führung bedarf, um 
einen Friedensprozeß in Gang zu bringen. 
Der palästinensische Ministerpräsident 
konnte jedoch nicht umhin, bereits in sei-
ner Antrittsrede am 29. April d. J. zu sagen, 
worum es wirklich geht. Abbas forderte 
von Israel die Beendigung der Okkupation 
und eine Umsetzung des Nahost-„Frie-
densplans“. Er charakterisierte die Ok-
kupation als „die Wurzel unseres Leidens 
und die Hauptquelle unserer Probleme“. 
Ein „Ende der israelischen Präsenz in den 
Palästinensergebieten in den Grenzen von 
1967 sowie Ostjerusalem“ bezeichnete er 
als „erste Priorität“.

Mit dem Amtsantritt von Ministerprä-
sident Abbas hat die palästinensische 
Seite eine ultimative Bedingung Wa-
shingtons erfüllt. Nun wurde am 30. April 
unter gewaltigem Medien-Getöse die als 

„Friedensplan“ bezeichnete „Road Map“ 
(Straßenkarte) durch Vertreter des soge-
nannten Nahost-Quartetts (USA, EU, UNO 
und Rußland) dem palästinensischen Mi-
nisterpräsidenten und dem israelischen 
Premier übergeben. 
Faktisch im Sinne einer Vorbedingung 
wird von den Palästinensern „als Been-
digung des Terrors“ eine so weitgehende 
Entwaffnung verlangt, daß Scharons Mili-
tär zur Durchsetzung israelischer „Sicher-
heitsinteressen“ schließlich noch leichte-
res Spiel als bisher hat. Israel soll sich von 
den seit Oktober 2000 wiederbesetzten 
Gebieten zurückziehen und die seither 
errichteten neuen jüdischen Siedlungen 
abreißen. Anvisiert wird die palästinensi-
sche Staatsgründung Ende 2005. 
Das Vorgehen erinnert fatal an das der USA 
in Irak: Der zu Besiegende wird gnaden-
los abgerüstet und dann geschlagen und 
unterworfen. Wichtigstes Element des 
Planes ist offensichtlich die Vernichtung 
der Fähigkeit der Palästinenser zum Wi-
derstand. 
Abbas erklärte die Annahme der „Road 
Map“. Scharons jüngste Äußerungen und 
das Wüten des israelischen Militärs in 
Gaza und anderen Teilen des Autonomie-
gebietes nach der Übergabe des „Friedens-
planes“ zeugen nicht von der Bereitschaft, 
eroberte Positionen aufzugeben.
Die „Straßenkarte zum Frieden“ läßt viele 
Fragen offen. Die Nahost-Reise von Colin 
Powell Mitte Mai d. J. hat eines jedoch 
klargestellt: Bestimmen, was passiert, 
wollen ausschließlich die Vereinigten 
Staaten. UNO und Rußland dürfen abnik-
ken. Die Araber haben zu parieren.
Mahmud Abbas wird deshalb Organisa-
tionen wie Hamas, Dschihad und auch 
die Al-Aksa-Brigaden seiner Fatah kaum 
dazu bewegen können, die Waffen ohne 
Aussicht auf ein Ende der israelischen 
Besatzung niederzulegen. Viele Palästi-
nenser werden ihn verdächtigen, sich Is-
rael zu unterwerfen. Entsprechend ihren 
Erfahrungen – auch in der jüngsten Zeit 

– mißtraut die Mehrheit der Palästinenser 
israelischen Friedensbeteuerungen. 

„Die palästinensischen Bürger wünschen 
sich einen Funken Hoffnung auf ein En-
de ihres Leids”, sagte Mahmud Abbas in 
seiner Antrittsrede. Aber selbst ein noch 
so gefügiger palästinensischer Premier, 
der zu größten Zugeständnissen bereit ist, 
wird scheitern, solange die USA nicht Is-
rael, ihren wichtigsten Verbündeten in der 
Region, zur Erfüllung der Resolutionen der 
UNO und zu wirklichen Friedensschritten 
bewegen. Bisher spricht aber nichts dafür, 
daß sie das überhaupt wollen, unabhän-
gig davon, ob Arafat ausgeschaltet ist oder 
nicht. Bernd Fischer

Wir trauern um zwei mit dem 
„RotFuchs“ verbundene treue Ge-
nossen und Kampfgefährten aus 
Thüringen, die der Tod ereilt hat.

Hubert Seibert
a u s  E r f u r t

und

Gerhard Leser
a u s  H e r m s d o r f

leben nicht mehr. Die beiden er-
probten Kämpfer für die Sache 
des Sozialismus wurden aus un-
seren Reihen gerissen.

Wir übermitteln ihren Angehörigen 
unser tiefempfundenes Beileid.
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Linke Gegenoffensive auf dem 32. Parteitag der FKP

 Keine Versöhnung mit Versöhnlern

Der Aggression gegen Kuba ein Ende setzen

 Erklärung der KP der USA
Das National Board (Politbüro) der 
KP der USA hat in einer Erklärung 
zur Verschärfung des Aggressions-
kurses der Bush-Administration 
gegen Kuba Stellung genommen. 
Auf Anweisung Washingtons wur-
den von der diplomatischen Interes-
senvertretung der USA in Havanna 
unter ihrem Leiter James Cason in 
letzter Zeit Millionen Dollar an kon-
terrevolutionäre Kreise Kubas, mit 
deren Formierung sie seit Jahren 
befaßt ist, auf illegalem Wege wei-
tergeleitet. Während die 1995 zwi-
schen den USA und Kuba vereinbar-
te jährliche Einwanderungsquote 
von 20 000 legalen Übersiedlern pro 
Jahr in die USA durch die amerika-
nische Seite völlig ignoriert wird, 
unternimmt Washington alles, um 
Fluchten von der Insel zu ermutigen. 
Allein in den letzten sieben Monaten 
ereigneten sich sieben Geiselnah-
men. Eine Fähre und ein Flugzeug 
mit kubanischen Passagieren, die 
nicht in die USA wollten, wurden 
gekidnappt.

„Die jüngste Eskalation illegaler 
Aktivitäten der USA, verbunden mit 
der neuesten Drohung der Admini-
stration, Irak sei ,ein gutes Lehrbei-
spiel für Kuba’, haben die soziali-
stische Republik dazu gezwungen, 
im Interesse ihres Überlebens zu 

handeln“, heißt es in der Erklärung 
der KP der USA. Wegen Verletzung 
von Gesetzen ihres Landes sind 75 
Kubaner, die mehrheitlich mit der 
USA-Interessenvertretung in Ha-
vanna zusammengearbeitet hatten, 
festgenommen und abgeurteilt wor-
den. Drei Kidnapper der entführten 
Fähre, die nichtausreisewilligen 
Passagieren angedroht hatten, sie 
zu ertränken, wurden erschossen. 
Die KP der USA, die die mehr als 70 
in den Vereinigten Staaten im letz-
ten Jahr erfolgten Hinrichtungen 
und 150 Exekutionen zu Zeiten von 
Texas-Gouverneur George W. Bush 
verurteilt habe, sei bekanntlich 
gegen die Todesstrafe und fordere 
deren weltweite Abschaffung, heißt 
es in der Erklärung. Jene aber, die 
jetzt lauthals gegen die Hinrichtung 
der Fähren-Kidnapper protestiert 
hätten, sollten sich den Hauptur-
sachen der gegenwärtigen Krise 
zuwenden – der jahrzehntelangen 
unmoralischen Blockade und den 
schmutzigen Tricks gegen Kuba, 
dem nun mit Präventivschlägen 
gedroht werde. Die amerikanischen 
Kommunisten stünden unverbrüch-
lich an der Seite des kubanischen 
Volkes, das gewaltige ökonomische, 
soziale, politische und kulturelle 
Leistungen erbracht habe. R. F. 

Die Vereinigten Staaten von Ame-
rika wurden größer und größer 

– durch Vertreibung (der Ureinwoh-
ner), Besitznahme, brutale Erobe-
rungen und ... GELD. So geschehen 
vor genau 200 Jahren: 1803 – juri-
stisch fixiert im Vertrag „Louisiana 
Purchase“, abgeschlossen in Paris. 
Für umgerechnet 15 Millionen 
Dollar kauften die USA Frankreich 
seine letzte Kolonie auf amerikani-
schem Boden ab: Louisiana. 
Frankreich brauchte Geld, viel Geld 
für seine Kriege in Europa. Und die 
Vereinigten Staaten benötigten das 
Land, das am Weg nach Westen lag, 
zwischen dem Mississippi und den 
Rocky Mountains. Was war vorher 
geschehen?
Vom damals schon französisch 
beherrschten Kanada aus waren 
Expeditionen (unter La Salle) 1680 
ins Landesinnere aufgebrochen. Sie 
gelangten bis zum Mündungsgebiet 
des Mississippi. Zu Ehren des Königs 
Ludwig XIV., der dieses Land fortan 

„Louisiane“ nannte. Erst nach und 
nach besiedelten Franzosen das 
weite Territorium. Sie wohnten in 
der Nähe der Flüsse und trieben 

Handel mit den Indianern. 1718 
wurde Nouvelle Orleans gegrün-
det, ein Klein-Paris am Mississippi 

„mit locker leichter französischer 
Lebensart“. Ein Dorn im Auge der 
prüden USA-Regierung – damals 
bereits – bis heute: „The Big Easy“ 
(Die große Leichte). Im berühmten 
French Quarter von New Orleans 
kann man sie noch erahnen.
44 Jahre nach der Stadtgründung 
(1762) trat Frankreich diesen schö-
nen Ort an Spanien ab. Im Jahr 
1800 kaufte es ihn zurück. Drei 
Jahre später war es dann endgültig 
aus mit dem „leichten, sündhaften 
Leben“: Louisiana wurde ein USA-
Bundesstaat.
Nicht genug: „Die USA müssen grö-
ßer werden!“, hieß es damals. Und 
Washington vergrößerte die Fläche 
des Landes immer mehr. 1867 kauf-
ten die Amerikaner dem russischen 
Zaren Alaska ab, für ganze 7,5 Mil-
lionen Dollar.
Und heute? Das Staatsgebilde USA 
ist „Gottes eigenes Land“ gewor-
den. Es kauft nicht mehr, es bombt. 
Weltweit.

Artur K. Führer, Bottrop

Zum Beispiel Louisiana
Hoher IQ

Wer erinnert sich nicht an Bundespräsident 
Heinrich Lübkes Anrede der Honoratioren 
beim Staatsbesuch in einem afrikanischen 
Land:

„Meine Damen und Herren, liebe Neger!“? 

George W. Bush, der Spitzenintellektuelle im 
Weißen Haus, kann es nicht schlechter. Hier 
eine Kostprobe, die seinen Intelligenzquoti-
enten unter Beweis stellt:

„Ich glaube, wenn man weiß, was man glaubt, 
ist es viel einfacher, Fragen zu beantworten. 
Ich kann Ihre Frage nicht beantworten.“ 

(Reynoldsburg, Ohio, 4. Oktober 2000)

„Ich kenne mich aus mit dem Wachstum klei-
ner Unternehmen. Ich war selbst mal eines.“ 

(New York Daily News, 19. Februar 2000)

„Das Vertrauen ist riesig. Ich sehe das immer 
wieder, wenn die Leute auf mich zukommen 
und zu mir sagen: ,Lassen Sie mich nicht noch 
mal im Stich!’“

(Boston, Massachusetts, 3. Oktober 2000)

Zu finden in: Voll daneben, Mr. President!, Ro-
wohlt Taschenbuch Verlag Reinbek b. Hamburg, 
2003, ISBN 3-499-61619-X1

In der April-Ausgabe der Monatszeit-
schrift „Initiative Communiste“ – des Or-
gans der leninistischen  Kräfte innerhalb 
der FKP – heißt es zum kürzlich in Saint-
Denis durchgeführten 32. Kongreß der 
Französischen Kommunistischen Partei: 

„Wie jedes Mal waren die Ergebnisse im 
voraus bekannt: Fortsetzung des Wechsels 
(Mutation) und Liquidierung der FKP so-
wie Bestätigung ihrer Führung. Das jüng-
ste Wahldebakel zwang die Parteispitze 
jedoch dazu, eine Selbstkritik zu formulie-
ren, über deren Ernsthaftigkeit man mehr 
als Zweifel haben darf, und einige Blind-
gänger zu entfernen, um so den Versuch 
zu unternehmen, die Wut der Mitglieder 
zu entschärfen.“ Der Parteitagsausgang 
wird als „Pyrrhussieg der Verfechter der 
Mutation“ bezeichnet. Weder diese noch 
deren schlecht getarnte Gehilfen, die mit 
einer pseudokritischen „dritten Position“ 
aufgetreten seien, hätten einen tatsäch-
lichen Erfolg für sich verbuchen können. 
Die Revolte der FKP-Mitglieder gegen den 
Führungskurs des als Nationalvorsitzen-
der nicht wieder angetretenen, aber ins 
weitläufige Nationalkomitee gewählten 
Erzopportunisten Robert Hue sei so heftig 
gewesen, daß die Anhänger der Bewegung 
für die kommunistische Wiedergeburt mit 
der FNARC als stärkster Kraft diesmal 
nicht daran gehindert werden konnten, in 
die Kongreßdebatten aktiv einzugreifen.
Im Vorfeld des Parteitags hatte sich die 
geringe Unterstützung für den Mutati-
onskurs von Hue und Nationalsekretärin 
Marie G. Buffet – sie wurde zwar im Amt 
bestätigt, ging aber geschwächt aus den 
Beratungen in Saint-Denis hervor – deut-
lich gezeigt. Das von der FKP-Spitze in ver-
änderter Version später einem Parteirefe-
rendum unterworfene Hauptdokument 

„Gemeinsame Grundlage“ hatte angesichts 
der Mitgliederabneigung in seiner ersten 
Fassung zurückgezogen werden müssen. 
Doch auch der abgeschwächte und als 
Kompromiß ausgegebene Text war nur 
bei 16 % der FKP-Mitglieder auf Zustim-
mung gestoßen (55 % der Abstimmenden 
votierten für den Text, 70 % der Genossen 
nahmen gar nicht an der Parteibefragung 
teil!). 
Da andererseits die von der FNARC und 
weiteren linken Kräften vorgelegte und 
auf dem Parteitag konkurrierende Gegen-
resolution bei der Mitgliedschaft großes 
Interesse fand, konzentrierte sich der 

„Place du Colonel Fabien“ (dort befindet 
sich das Gebäude des Nationalkomitees 
der FKP) fortan auf das Handverlesen von 
Parteitagsteilnehmern. Die Föderationen 
der FKP wurden unter Druck gesetzt, mög-
lichst viele führungshörige Delegierte 
nach Saint-Denis zu entsenden. Das verfing 
sogar in einigen Hochburgen der Partei-
linken, da die Masse der eingeschriebenen 
Kommunisten nicht zu den von ihnen als 
Farce empfundenen Wahlversammlungen 
erschien. Die Folge: Der 32. Kongreß wi-

derspiegelte in keiner Weise die politische 
Struktur der Mitgliedschaft. Eine Parodie 
auf den von M. G. Buffet laut verkündeten 
Pluralismus! Dennoch entsandten einige 
Departements und Föderationen überwie-
gend Vertreter der für eine „Renaissance 
Communiste“ eintretenden FNARC. 
Vor Abschluß des Parteitags wurde die 

„Gemeinsame Grundlage“ – der nochmals 
überarbeitete Text der Führung – durch 
die Mehrheit der rund 800 Delegierten 
gegen 130 Stimmen angenommen. Bei der 
Wahl des Nationalkomitees entschieden 
sich 24 % der Teilnehmer für die Streichung 
einzelner Kandidaten auf der als „gemein-
samer Vorschlag“ deklarierten Liste. Da-
mit machten sie ihr Votum ungültig. Zuvor 
hatte die Parteitagsregie versucht, die 
linke Kritik an den Liquidatoren mit der 

Parole „Einheit der Partei!“ moralisch zu 
diskreditieren und abzuwürgen. Die Ver-
treter der FNARC, die für den Herbst einen 
eigenen Kongreß ankündigte, antworteten 
darauf mit der Losung: „Alle gemeinsam 
für die revolutionäre, moderne Partei, die 
1922 in Tours gegründet wurde!“ In einem 
Kommuniqué der Dachorganisation der 
französischen Leninisten heißt es: „Auf 
dem 32. Parteitag sind die schreienden Di-
vergenzen vor aller Augen sichtbar gewor-
den. Sie haben die Illusionen vermeintli-
cher Einheit, die mit der vom Kongreßbüro 
errichteten Fassade vorgespiegelt werden 
sollte, hinweggefegt. Heute gibt es in der 
FKP Menschen, die nichts miteinander 
gemein haben und sich angesichts des sie 
Trennenden politisch nicht mehr verstän-
digen können.“ Claude Lapidier

Unlängst hat im südfranzösischen Mont-
pellier der 47. Kongreß der CGT getagt. Die 
größte Gewerkschaftszentrale des Landes 
tendiert traditionell zur FKP. Unter dem 
Motto, es gehe um eine neue „Verhand-
lungskultur“ wurden Akzente gesetzt, die 
auf gewisse Wandlungen schließen lassen. 
Offensichtlich sind im „landesweiten 
Generalstab“ der CGT, die Millionen orga-
nisierte Arbeiter und Angestellte Frank-
reichs vertritt, Kräfte am Werk, die nach 
reformistischen Konzepten Ausschau 
halten. Eine gewisse Parallelität zu Vor-
gängen in der FKP ist kaum zu verkennen. 
Auch schlägt sich der Beitritt zum Euro-
päischen Gewerkschaftsbund hier ebenso 
nieder wie Entwicklungen in anderen 
bisher linksorientierten Gewerkschafts-
zentralen Europas. So haben z. B. die Füh-
rer der spanischen Arbeiterkommissionen 
(Comisiones Obreras – C.C.O.O.), die früher 
der KP nahestanden, mehrheitlich ihre
Position geändert.
Im Falle der CGT spielt vermutlich auch 
das ehemalige FKP-Politbüromitglied 
Philippe Herzog, das inzwischen als Rene-
gat die Gruppe „Confrontations“ – ein La-
boratorium der Klassenzusammenarbeit 

Wohin steuert die CGT?
– inspiriert, eine maßgebliche Rolle. Be-
sonders erpicht ist man in gewissen CGT-
Führungskreisen auf einen substanzlosen 

„Dialog“ mit der Leitung der antikommuni-
stischen Konkurrenzgewerkschaft CFDT, 
die innerhalb der französischen Arbeiter-
bewegung die Geschäfte der Bourgeoisie 
besorgt. „Initiative Communiste“ nannte 
sie einen „Transmissionsriemen des Neo-
liberalismus“.

Zur selben Zeit, zu der man solche Töne an-
schlägt, werden von der CGT-Zentrale nach 
wie vor klassenkämpferische Forderungen 
bedient, weiß man doch sehr genau, wo 
die Mehrheit der eigenen Mitgliedschaft 
und ein Großteil der CGT-Einzelgewerk-
schaften politisch angesiedelt sind. Nur 
in einigen Strukturen der CGT erhalten 
reformistische und sogar antikommuni-
stische Kräfte Oberwasser.

So bleibt die CGT trotz der geschilderten 
Tendenzen nach wie vor Frankreichs 
wichtigste gewerkschaftliche Dachorga-
nisation, deren soziale Unterstützungsba-
sis noch immer den klassenbewußtesten 
Teil der Arbeiterschaft des Landes bildet.

C. L.

Zu den angesehensten Führern der FNARC gehört der bekannte Journalist und 
Schriftsteller Henri Alleg (Bildmitte). Foto: „Initiative Communiste“
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Chinas Kampf gegen eine Seuche noch unbekannten Ursprungs

Die SARS-Drohung

Wer in Volkspolen die Konterrevolution von der Kette ließ

Die Kapitulanten
Auf dem PVAP-Parteitag, der 1986 statt-
fand, wurde festgestellt, daß sich die 
Volksmacht nach den konterrevolutionä-
ren Ereignissen von 1980/81 wieder gefe-
stigt hatte: 1982 war die „Solidarnosc“ fak-
tisch verboten worden, die Ergebnisse des 
Papst-Besuches 1983 entsprachen nicht 
den Erwartungen der in- und ausländi-
schen Antikommunisten, der fahrlässigen 
Tötung des den Sozialismus hassenden 
Priesters Popieluszko durch Angehöri-
ge der Sicherheitsorgane folgten keine 
staatsfeindlichen Unruhen, und die Kom-
munalwahlen 1985 wurden trotz massiver 
Boykottaufrufe der Reaktion ein Erfolg für 
die PVAP. Der vom Westen hochstilisierte 

„Arbeiterführer“ Lech Walesa verdiente 
wieder als Werftarbeiter sein Geld auf 
ehrliche Weise. Seine Popularität hatte 
rapide abgenommen, und beim nächsten 
Polen-Besuch 1987 glich das Treffen des 
Papstes mit ihm eher einer Pflichtübung. 
Walesa, der heute von sich glaubt, den 
Sozialismus zwischen Elbe und Pazifik ge-
stürzt zu haben, besaß zu jenem Zeitpunkt 
politisch kaum noch Gewicht.
Doch 1988 geriet Volkspolen abermals 
ins Schlingern. Um eine „Reform mit 
markwirtschaftlichen Elementen“ von 
der Bevölkerung billigen zu lassen, wurde 
eine Volksabstimmung durchgeführt. Die 
Polen sollten sich bereit erklären, für eine 
ungewisse Zeit den Gürtel enger zu schnal-
len. Das stieß verständlicherweise auf 
mehrheitliche Ablehnung. Die Rest-„Soli-
darnosc“ gab das Ergebnis sofort als ihren 
Sieg aus. Die gestern Geschlagenen witter-
ten Morgenluft. Es kam erneut zu Streiks. 
Jetzt übernahm Mieczyslaw Rakowski das 
Amt des Regierungschefs. Er stellte weit-
gehende Veränderungen in Aussicht. In 
dieser Situation bot Walesa Warschau sei-
ne Hilfe an, falls die „Solidarnosc“ wieder 
zugelassen werde. PVAP-Mitglieder und 
linke Gewerkschafter warnten. Sie waren 
offensichtlich klüger als die Politbüromit-
glieder und konnten sich nicht vorstellen, 
daß ausgerechnet jene, die 1981 zur Kom-
munistenjagd aufgerufen hatten, nun der 
Partei helfen wollten. Rakowski und der 
starke reformistisch-nationalistische Flü-
gel in der PVAP-Führung aber dachten 
anders. Monatelang versuchten sie, sich 
selbst und anderen einzureden, Walesa 
und seine Leute seien klüger geworden 
und „schließlich auch nur Polen mit den 
besten Absichten“. 
Inzwischen war der „Solidarnosc“-Grün-
der von der Regierung zu Gesprächen ein-
geladen und anderweitig hoffähig gemacht 
worden. Bei einem Fernsehduell mit dem 
Vorsitzenden der linken Gewerkschafts-
zentrale bescherte man ihm ein Millio-
nenpublikum. Walesa hatte tatsächlich 
gelernt: Er gab sich patriotisch-verant-
wortungsvoll, akzeptierte die Staatsräson 
und machte sogar auf Parteichef Wojciech 
Jaruzelski großen Eindruck. Rakowskis 
Politik wurde nun auch im Westen wohl-
wollend kommentiert. Von Gorbatschow 

erhielt er ohnehin grünes Licht, womit die 
Weichen offiziell gestellt waren.
Als Hürde erwies sich hingegen die PVAP-
Mitgliedschaft. Jahrelang hatte die Par-
teiführung eine Wiederzulassung der „So-
lidarnosc“ strikt abgelehnt und das auch 
nach „unten durchgestellt“. 
Im Januar 1989 sollte nun das ZK-Plenum 
auf einmal die Legalisierung der konter-
revolutionären Zentrale billigen. Als die 
Mehrheit der ZK-Mitglieder dagegen war, 
drohten die führenden Funktionäre ein-
schließlich Jaruzelskis ihren Rücktritt 
an, so daß der erwünschte Beschluß dann 
doch noch zustande kam. Am nächsten 
Tag erklärte ZK-Sekretär Leszek Miller, 
heute Ministerpräsident in  NATO-Polen, 
diese Entscheidung habe den Realitäten 
Rechnung getragen und das Land weiter-
gebracht. Damit hatte das Politbüro gegen 
den erklärten Willen der PVAP-Mitglieder 
gehandelt. Die meisten von ihnen wie auch 
viele parteilose linke Polen fühlten sich im 
Stich gelassen und vor den Rechten bloß-
gestellt. Verunsicherung machte sich breit. 
Damit war die Partei paralysiert und ohne 
Kampfkraft.
Nun wurden die „Solidarnosc“ und die 
plötzlich wie Pilze aus dem Boden schie-
ßenden bürgerlichen Parteien mit Unter-
stützung des Westens in Stellung gebracht. 
Man führte den „Runden Tisch“ ein. Hier 
saßen neben Kirchenleuten so viele Ver-
treter antikommunistischer Gruppen, 
daß schon allein dadurch der Eindruck 
entstehen mußte, die Linken hätten nichts 
mehr zu sagen. Der Sozialismus war kein 
Thema. Für die nächsten Wahlen wurden 
den Antikommunisten im voraus 35 % der 
Sitze und eine unbegrenzte Anzahl von 
Senatsmandaten eingeräumt. Dennoch 
sollten die bereits in Zersetzung befindli-
chen Parteien des Volksmachtlagers noch 
einmal die Mehrheit erhalten.
Von den meisten Polen wurde die freiwilli-
ge PVAP-Kapitulation vor der „Solidarnosc“ 
als Eingeständnis der Niederlage und 
konzeptionslose Orientierung auf „markt-
wirtschaftliche“ Verhältnisse gewertet. 
Zu Recht vermuteten sie bei der Partei 
keine Kompetenz hierfür und wandten 
sich daher lieber gleich dem bürgerlichen 
Original zu. So gewannen die Rechten die 
Juni-Wahl 1989, errangen fast alle Senats-
sitze und die zugebilligten Sejm-Plätze, 
während die Linken nur mit Mühe und 
Not ihre Kandidaten durchzubringen 
vermochten. Selbst Rakowski, dem die 
Reaktion zugejubelt hatte, wurde nicht 
mehr gewählt. Mit Erlaubnis der Rech-
ten wurde Jaruzelski Staatspräsident 
und trat als Parteiführer zurück. Erster 
PVAP-Sekretär wurde nun der Revisionist 
Rakowski. Bei dem blitzartig veränderten 
Kräfteverhältnis konnte keine Regierung 
unter PVAP-Führung mehr zustande-
kommen. In dieser Situation liefen die 
über eine gemeinsame Liste mit der PVAP 
gewählten Vertreter der Blockparteien 
(Bauernpartei ZSL und Demokratische 
Partei SD) zur „Solidarnosc“ über und 

verließen so nach 45 Jahren das Bündnis 
mit den Kommunisten. Damit waren die 
Absprachen vom ominösen „Runden Tisch“ 
hinfällig geworden und die PVAP politisch 
ausgebootet.
Zusammen mit den Überläufern besaßen 
die Konterrevolutionäre nun eine parla-
mentarische Mehrheit. Im September 1989 
bildeten sie die bürgerliche Regierung un-
ter Tadeusz Mazowiecki. Reformistische 
Positionen in der Machtfrage und das 
generelle Einschwenken auf den in der 
PVAP stets einflußreichen Revisionismus 
kosteten die polnische Linke ihre schwer-
errungene Staatlichkeit.
Dabei verfügte die PVAP nominell noch 
über beträchtliche Positionen: mehr als 
2 Millionen Parteimitglieder, linke Ge-
werkschaften, das Staatspräsidentenamt, 
die Polnische Volksarmee, die Miliz, die 
Staatssicherheit, den Verwaltungsappa-
rat usw. Doch Rakowski, Jaruzelski und 
andere Führer zogen es vor, sich an die 

„demokratischen Spielregeln“ zu halten, 
die von den Konterrevolutionären diktiert 
wurden. Das Gros der Parteimitglieder 
fühlte sich von dieser Zentrale verraten 
und war jetzt nicht mehr bereit, für den 
Erhalt Volkspolens zu kämpfen. Später 
sagte Jaruzelski zur Enttäuschung von 
Millionen Menschen, die Partei habe 
zwar noch alle Machtmittel in der Hand 
gehabt, doch diese dazu benutzt, um den 

„demokratischen Übergang“ zu gewähr-
leisten. Im Dezember 1989 wurden die 
Reste sozialistischer Attribute aus der 
Verfassung entfernt. Die Konterrevolution 
hatte gesiegt.
Die PVAP war seit 1956, vor allem aber 
nach 1968 keine revolutionäre Avantgarde 
im Leninschen Sinne mehr. Sie huldigte 
immer stärker ideologischer Prinzipienlo-
sigkeit. Ein letztes Mal zwang sie der Geg-
ner 1980/81, die Machtfrage auf marxisti-
sche Art zu lösen, dann setzten sich die 
Revisionisten endgültig durch. Im Januar 
1990 wurde die so demoralisierte PVAP 
aufgelöst und durch die Sozialdemokratie 
der Republik Polen ersetzt. Diese Partei 
zählte unter Aleksander Kwasniewski und 
Leszek Miller gerade noch 70 000 Mitglie-
der. Als Rakowski das rote Parteibanner 
aus dem Sitzungssaal des ZK bringen ließ, 
schien die letzte Stunde in der 72jährigen 
Geschichte der kommunistischen Bewe-
gung Polens geschlagen zu haben. Die 
Sozialdemokraten wurden anschließend 
zwar zur führenden Kraft der polnischen 
Linksunion (SLD) und konnten bedeuten-
de parlamentarische Erfolge verbuchen, 
doch eine sozialistische Alternative boten 
sie dem polnischen Volk nicht. Erst mit der 
Sammlung von Marxisten-Leninisten im 
Bund Polnischer Kommunisten „Proletari-
at“ und nach dessen faktischem Verbot mit 
der Neugründung der Kommunistischen 
Partei Polens gibt es wieder bescheidene 
Kräfte, die sich unter der von Rakowski 
verbannten roten Fahne zu sammeln be-
ginnen. Stefan Warynski

Atomare Massenvernichtungsmittel (A-
Waffen), die für Berlin, Dresden oder 
Hamburg bestimmt gewesen wären, wenn 
sie vor dem 8. Mai 1945 zur Verfügung 
gestanden hätten, wurden erstmals von 
den Vereinigten Staaten gegen Menschen 
eingesetzt. Und das, obwohl ihr Abwurf 
für den Sieg auch über das kaiserlich-mi-
litaristische Japan keine militärische Not-
wendigkeit darstellte. Ich war knapp fünf 
Jahre alt, als sie Anfang August 1945 über 
Hiroshima und Nagasaki detonierten. 
Über den Einsatz biologischer Massen-
vernichtungsmittel (B-Waffen) der USA in 
Korea hörte ich 1953 Genaueres, und ich 
sah Fotos der abgeworfenen Behälter. Vom 
Einsatz chemischer Massenvernichtungs-
mittel (C-Waffen) wußte ich aus Berichten 
über den ersten Weltkrieg und erfuhr dann 
davon, daß USA-Streitkräfte bis 1975 über 
Vietnam das „Entlaubungsmittel“ Agent 
Orange versprühten.
All diese Sachverhalte kommen mir jetzt 
hier in China wieder ins Gedächtnis. 
Ein tückischer Virus, der ein S(chweres) 
A(kutes) R(espiratorisches) S(yndrom) 
hervorruft, geht um. Virologen vieler Län-
der, Experten der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) suchen angestrengt, ihm auf 
die Spur zu kommen, seine Entstehungs- 
und Ausbreitungsbedingungen zu erfor-
schen und eine wirksame Gegenstrategie 
zu entwickeln.
Dabei hatte das Jahr für die Volksrepublik 
so gut begonnen. Auf der 1. Tagung des 10. 
Nationalen Volkskongresses (Legislative) 
vom 5. bis 15. März 2003 legte die aus 
dem Amt scheidende Regierung über ihre 
Tätigkeit in den letzten fünf Jahren eine 
Bilanz vor, die sich im internationalen Ver-
gleich durchaus sehen lassen konnte. Die 
neue, verjüngte Regierung will auf den 
erreichten Ergebnissen aufbauen. 
Trotz aller noch ungelösten sozialen Pro-
bleme, vor denen die Zentralregierung 
steht, hat Chinas Bruttoinlandsprodukt 
im 1. Quartal 2003 – wie auch der jüngste 
Bericht der Weltbank ausweist – um 9,9 % 
zugenommen. Ein Ergebnis, von dem man 
in anderen Regionen der Erde nur träumen 
kann. Die Industrieproduktion erhöhte 
sich in den ersten drei Monaten 2003 auf 
834,3 Mrd. Yuan (= 100,5 Mrd. US-$), d. h. 
um 17,2 % im Vergleich zum Vorjahr. Diese 
beiden Zuwachsraten sind die höchsten, 
die China seit 1997 bzw. 1995 erzielte.
Nicht nur die Quantität, auch die Quali-
tät des wirtschaftlichen Wachstums ist 
beachtenswert. Sechs Schlüsselindustri-
en, d. h. Telekommunikation, Computer-
technologie, Elektronik, Transportein-
richtungen, Textilien und mechanische 
Ausrüstungen, führen den Anstieg der 
chinesischen Industrieproduktion an. 
Die Produktion von Erzeugnissen der 
Informationstechnologie wie Mobiltele-
fonen und Computern stieg während des 
1. Quartals im Jahresvergleich sogar um 
über 40 %! 

Riesige Projekte zum Ausbau von Ei-
senbahnen, Autobahnen und Straßen, 
Kraftwerken (darunter zur Nutzung der 
Windenergie), Wasseraufbereitungsanla-
gen zur Be- bzw. Entwässerung, für Um-
weltschutzmaßnahmen weltweit umfang-
reichsten Ausmaßes u. a. für die perspek-
tivische Entwicklung des Landes (ca. 80 % 
der 1,3 Mrd. Bürger leben in ländlichen, 
meist armen Gebieten!) sind in Arbeit. 
Ausländische Kreditinstitute, darunter 
die Weltbank, nehmen an der Finanzie-
rung teil.
Da tritt plötzlich SARS auf, verbreitet sich 
zuerst in südlichen chinesischen Hafen-
städten und greift von dort aus auf die 
Metropolen und anderen Landesteile über. 
Das ist angesichts der Verbindungen per 
Flugzeug, Schiff, Eisenbahn oder Last-
kraftwagen nicht zu verhindern. 
WHO-Experten wurden eingeladen. In Bei-
jing, Shanghai, Quandong und anderswo 
ließen sie sich von den Behörden darüber 
informieren, wie diese handeln, sobald 

len Empfehlungen und Anordnungen. Hier 
wirkt sich die jahrzehntelange Praxis aus, 
daß im ganzen Lande gemacht wird, was 
von der Hauptstadt vorgegeben wird (man-
che im Westen nennen das geringschätzig 
kommunistische Kommandowirtschaft).
Nun hat sich die anfängliche Überzeu-
gung, man könne die Lage relativ schnell 
in den Griff bekommen, bisher nicht 
bestätigt. Neue drastische Maßnahmen 
mußten ergriffen werden. Unterdessen 
wurden Regierungsmitglieder ihrer 
Funktionen enthoben, weil sie Führungs-
schwäche gezeigt hätten. Ich kann das 
nicht beurteilen. Auf jeden Fall fiel mir auf 

– ich vergleiche das mit dem Hochwasser 
im Osten der BRD 2002 –, daß sich die 

„Marktwirtschaft“ in derart elementaren 
Lebenssituationen nicht bewährt. In Bei-
jing sind z. B. Krankenhäuser nicht mehr 
einheitlich unterstellt. Das führte u. a. 
zu unterschiedlicher Handhabung der 
Meldepflicht. Inzwischen wurde Wu Yi 

ein Verdachtsfall auftritt. Die ausländi-
schen Experten erklärten auf öffentlichen 
Pressekonferenzen, sie seien beeindruckt, 
wie die Verantwortlichen und viele selbst 
in höchstem Grade gefährdete Helfer ver-
suchten, der Lage Herr zu werden.
Vielleicht bezeichnen Neunmalkluge, 
wenn die virologische Forschung zum 
Erfolg gekommen sein wird, die jetzigen 
Maßnahmen als dilettantisch: sofortige 
Meldung an die in Windeseile erbauten 
und speziell eingerichteten Krankenhäu-
ser und Registrierstellen bei eigenem oder 
fremdem Verdacht; ständige Beobachtung 
der Körpertemperatur; Durchlüftung aller 
Räume; tägliche Desinfizierung von Stra-
ßen, Plätzen, Gebäuden, Fahrzeugen usw.; 
Sport und peinlich genaue Hygiene. 
Nach allem, was ich erfahren konnte, be-
folgen die Bürger überwiegend die zentra-

vom Staatsrat damit beauftragt, die ganze 
Angelegenheit zentral zu leiten. 
Solange über den Krankheitserreger noch 
nicht ausreichende Kenntnisse vorliegen, 
gehen den Leuten viele Dinge durch den 
Kopf. Wer wird der Nächste sein? Und: 
Wie kommt es, daß – nach AIDS – nun 
schon die zweite bisher unbekannte Seu-
che auftritt, und daß sie ausgerechnet 
im sozialistischen China ihre tödlichen 
Schneisen schlägt?
Es hat keinen Sinn, in Panik zu verfallen. 
Man kann nur diszipliniert die Empfeh-
lungen beachten und jeden Tag, den man 
hat, so produktiv wie möglich verbringen. 
Doch man fragt sich unwillkürlich: Wem 
nützt das alles? Und: Wer hat den größten 
Schaden? Ist es nur Zufall oder – wie gläu-
bige Menschen zu sagen pflegen – Gottes 
Fügung?  Prof. Dr. Eike Kopf, Beijing
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Gegenrede zu einer Lesermeinung über einen umstrittenen Film

 Do swidanija, Lenin!

Über den Roten Fuchs, der die Atombombe stahl

Die Saga von Klaus und Sonja
Der Film „Good bye, Lenin!“ ist so schlecht 
nicht, wie ihn ein RF-Leser empfunden 
hat und uns dies im letzten Heft mitteilte. 
Natürlich ist das Symbol des demontierten 
Lenin-Denkmals, das vor dem erschütter-
ten Blick der Lehrerin Kerner vorüber-
schwebt, zugleich ein Signal für die eigene 
Erschütterung beim Filmzuschauer. Es 
ist kein Geheimnis, daß wir durch die 
Geschehnisse vor nunmehr 13 Jahren 
erschüttert wurden. Und es ist auch kein 
Schaden, sich einmal in seinem 
Leben erschüttern zu lassen. 
Durch die Erschütterung kann 
es nämlich zur Katharsis 

– einer neuen Kräftesammlung 
und einem erneuerten Wil-
lensvorgang in uns – kommen, 
bei dem Totes und Nutzloses 
ausgeschieden werden und 
Bleibendes und Gültiges eine 
kraftvolle Bestätigung finden 
kann. Solche Neuorientierung 
ist auch Kommunisten und 
Sozialisten abverlangt, nicht 
ein „Den Sozialismus in seinem
Lauf …” à la Erich Honecker 
oder das Helmut-Kohl-Pendant 

„Weiter so, Deutschland!” 
Aber zurück zum Film. Das 
Wichtigste: Es irrt, wer diesen 
Streifen überhaupt für einen 
politischen Film hält. Nein, 
das Politische, groß ins Bild 
gesetzte Ideologische, ist ledig-
lich die Werbefolie, mit der (vor 
allem) Ossis als zahlendes Ki-
nopublikum angelockt werden 
sollen. In Wahrheit geht es um 
ein Beziehungsdrama in einer 
Familie, die mit einer lebens-
bedrohlichen Koma-Situation 
und ihren ebenso gefährlichen 

Folgen nach dem Aufwachen zurechtkom-
men muß. Und sie tun das fabelhaft und 
schöpferisch, die jungen Leute!  Wie sie 
hier ihre als Fernsehmechaniker zu DDR-
Zeiten erworbenen soliden Kenntnisse und 
Fertigkeiten anwenden, um der Kranken 
die Illusion einer weiterbestehenden DDR 
vorzuspiegeln, ist doch einfach genial. 
Man muß solche Bildsequenzen nicht 
unbedingt gegen die DDR interpretieren, 
wie das Roland Winkler tut. Man kann mit 

viel größerer Berechtigung sagen: Solche 
tollen Hechte sind durch Volksbildung 
und Lehrausbildung jenes Landes entstan-
den, dem westlicherseits immerzu Volks-
verdummung und Hirnvergewaltigung 
unterstellt wird. Und dann die Sache mit 
den Spreewald-Gurken, die in den neuen 
Supermärkten nicht mehr zu finden sind 
und nun den Jungen zu einem Lebensmit-
tel-Umfüllprogramm stimulieren! Das hat 
nicht nur umwerfende Komik, sondern ist 
doch auch subtile Kritik an den westlichen 
Großmarktketten, die Ostprodukte nieder-
konkurrieren, und es ist die Entlarvung 
der „freien“ Marktwirtschaft als das, was 
verkörpert: brutalen Profitkapitalismus. 
Die gelebte Liebe der herangewachsenen 
Kinder zu ihrer kranken Mutter – ist sie 
nicht ein einziges Loblied auf die Wirk-
kraft jener sozialistischen Werte, die die 
Pionierleiterin nicht nur in den fremden 
Kindern, sondern auch bei ihrem eigenen 
Nachwuchs eingepflanzt hat?
Tatsächlich: Hier wird – weil der Film in 
Wahrheit unpolitisch ist – kein geschicht-
liches Panorama der DDR vorgeführt, 
sondern es werden schlaglichtartig sym-
bolträchtige Bildszenen eingeblendet, die 
gewiß manchmal vereinfachend, aber nie 
ganz falsche Erinnerungsfetzen aus dem 
DDR-Alltag darbieten. Freilich fehlen da-
für viele, viele andere Erinnerungsbilder, 
die all jene im Kopf haben, welche für die 
DDR als den besseren deutschen Staat 
lebten. Ein solcher Film muß erst noch 
gedreht werden, aber dafür dürften die 
Sponsorengelder nicht so reichlich fließen. 
Denn für ein Bye, bye, Lenin sitzen die 
Euros lockerer als für ein Do swidanija, 
Lenin! Aber der sollte für uns Kinobe-
sucher im Osten Deutschlands vielleicht 
besser den Titel tragen: „Auf Wiedersehen, 
Wilhelm!“ (Pieck) Peter Franz

„RotFuchs“-Heger jetzt auch im grünen Herzen

 Regionalgruppe Thüringen gebildet
Am 27. April hatten sich im Stadtteilzen-
trum LISA von Jena-Lobeda-West etwa 30 
Leser, darunter etliche Thüringer Mitglie-
der des RF-Fördervereins, eingefunden, 

um mit Dr. Klaus Steiniger und Armin 
Neumann über die Revierausdehnung 
unseres pfiffigen Pelztieres zu beraten. 
Überwiegend ältere, aber auch einige 
jüngere Genossinnen und Genossen ließen 
sich interessante Informationen über die 
Konzeption der Zeitschrift, die Zusam-
mensetzung ihres Autorenkreises und 
strategische Überlegungen zur Sammlung 
von Sozialisten und Kommunisten geben. 
Zahlreiche Wortmeldungen der Anwesen-
den machten auf Probleme, Wünschens-
wertes und Notwendiges aufmerksam: 
Wie kommen wir an mehr jugendliche Le-
ser heran? Wie kann mit Zeitungen wie der 

„jungen Welt“ enger kooperiert werden? 
Die marxistisch-leninistische Grundlage 
des Zeitschriftkonzepts fand jedenfalls 

einhellige Zustimmung. Ein Teilnehmer 
versprach, in seinem Wirkungsbereich 
ISOR um neue Leser zu werben. Ein ande-
rer forderte dazu auf, ältere Menschen mit 
aktiven DDR-Erfahrungen stärker zu moti-
vieren, über ihre Kämpfe und Niederlagen, 
aber auch über Erfolge und Erkenntnisse 
aus der Zeit des sozialistischen Aufbaus zu 
berichten. Eine junge Frau mahnte, im Zu-
sammenhang mit der Diskussion über den 
US-Imperialismus nicht aus den Augen zu 
verlieren, daß wir einen eigenen Imperia-
lismus vor unserer Haustür haben.
Am Ende der Zusammenkunft wurde der 
Vorstand für die Thüringer RF-Regional-
gruppe gewählt: Peter Franz als Vorsitzen-
der, Prof. Dr. Roland Kalthoff und Konrad 
Fiedler als Stellvertreter. R. Z. 

Ein „Rotfuchs“ zu sein bedeutete offenbar 
schon in den 20er Jahren des 20. Jahr-
hunderts, konsequent für die Interessen 
der Ausgebeuteten und Unterdrückten zu 
handeln. Die „Eisenacher Zeitung“ stellte 
den Pfarrer Emil Fuchs im roten Talar 
dar – in Wirklichkeit trug er selbstver-
ständlich sein ganz normales Gewand 

– an der Spitze eines Trauerzuges, der von 
SA-Leuten ermordete Gewerkschafter und 
Kommunisten zu ihrer letzten Ruhestät-
te geleitete. „Von da an wurden wir alle 
die ,roten Füchse’ genannt“, schreibt der 
Theologe Emil Fuchs in seinen Erinnerun-
gen „Mein Leben“. Klaus Fuchs, der Sohn, 
erhält den Preis als bester Schüler nicht 
offiziell im Auditorium, sondern wegen 
des „Rot-Fuchs“-Rufs der Familie in einer 
separaten Zeremonie überreicht. Klug, vor 
allem aber konsequent, ist er es, der die 
Formel für den Bau der Atombombe Sonja 
alias Ruth Werner, Mädchenname Ursula 
Kuczynski, überbringt. Sie leitet das kost-
bare Wissen nach Moskau weiter. 

Es geht um diese beiden Menschen: Klaus 
und Sonja. Dokumente spiegeln ihr alltäg-
liches Leben wider, Tagebuchaufzeich-
nungen, private Briefe, Publikationen, 
Memoiren, Autobiographien, authentische 
Berichte, Interviews und viele, viele Fo-
tos. Gekonnt verbindet der Schriftsteller 
Eberhard Panitz die fast sein gesamtes 
neues Buch bestreitenden Materialien 
miteinander, rekonstruiert er den wahren 
Jahrtausendfall der Atombombenspiona-
ge (über die aus Ruth Werners Bestseller 

„Sonjas Report“ bekannt gewordenen Fak-

ten hinaus), der der Menschheit ein halbes 
Jahrhundert Frieden bescherte.
Möchte man einen Thriller à la James Bond 
lesen, dann ist dieses Buch nicht geeignet. 
Obwohl es auch das gibt: lebensgefährli-
che Situationen, Untertauchen, hektische 
Flucht, knappes Entrinnen. Selbst Liebes-
geschichten fehlen nicht. Doch vor allem 
erleben wir die handelnden Menschen.

„Man weiß genau: So und so viele Hun-
gernde, so und so viele Bettler gibt es in 
den Straßen (von Berlin); aber heute geht 
man zu Hilbrich in die Konditorei; das vo-
rige Mal stand vor der Tür ein Bettler. Auf 
einmal hat man den Gedanken: Wenn heut 
doch keiner dastände! Man merkt zwar 
gleich: Halt, da machst du dir was vor, das 
ist eine unklare Linie. Für dich darf abso-
lut nichts anders sein, dadurch, daß dieser 
Bettler jetzt vielleicht an der nächsten Ek-
ke, wo du ihn nicht siehst, steht. Du mußt 
genauso wissen, daß er da ist und nicht 
nur dieser einzelne, sondern daß sie alle 
da sind, auch wenn du sie nicht siehst und 
im Augenblick keiner an deine Gefühle ap-
pelliert“, schreibt Ursula in ihr Tagebuch. 
Gefühle und Selbstkritik eines jungen 
Mädchens, das Spionagestar wird? Ja. 

„Auf dem Heimweg beschloß ich, mir vom 
Zwei-Monate-Taschengeld einen Mantel 
zu kaufen. Plötzlich habe ich Visionen: Der 
Genosse Hans läuft, weil er kein Fahrgeld 
hat, nach dem Gruppenabend anderthalb 
Stunden bis Wannsee heim. Da sehe ich 
seinen betrunkenen Vater mit erhobener 
Axt im Hausflur stehen, weil der Junge 
so spät kommt. Der Genossin W. stirbt 

ihr Jüngstes weg, weil sie ihm nicht Milch 
kaufen kann. Sehr lieb hat sie es. Verrückt, 
vielleicht hätte ich ihr gar nichts gegeben. 
Außerdem, nur eine kleine Weichheit, allen 
Millionen hätte ich doch nicht helfen kön-
nen. Außerdem brauche ich den Mantel. 
Nun liege ich im Bett und heule vor mich 
hin.“
Klaus Fuchs wurde 1950 in England zu 14 
Jahren Gefängnis verurteilt. Er sagt sei-
nem Vater: „Ich glaube, ich habe besser für 
das wahre Wohl auch des englischen Vol-
kes gehandelt als seine eigene Regierung.“
Robert Jungk schreibt über die westlichen 
Teilnehmer der Anti-Hitler-Koalition und 
den „roten Atomspion“ Klaus Fuchs: „Er 
ist derjenige, der legal gehandelt hat, die 
anderen, die Geheimhaltung betrieben, 
die heimlich ihre künftige Weltmacht-
stellung vorbereiteten (gegenüber dem so-
wjetischen Verbündeten – I. R.), die haben 
illegal gehandelt.“
Eine Fabel von gestern? Geschichte zu 
gestalten erfordert allen erdenklichen 
Mut. Heute machen auch die Geschichte, 
die die Wahrheit veröffentlichen: Autoren 
und Verlage.
Dieses Buch gibt dadurch Kraft, daß es uns 
zwei von den fast ganz gewöhnlichen Men-
schen zeigt, die ganz Außergewöhnliches 
geleistet haben.  Iris Rudolph
EB E R H A R D PA N I T Z .  Treffpunkt Banbury 
oder Wie die Atombombe zu den Russen 
kam. Klaus Fuchs, Ruth Werner und 
der größte Spionagefall der Geschichte. 
2003. Das Neue Ber l in. Verlagsgesell-
schaft mbH, Berlin, 218 Seiten, 17,50 Euro,
ISBN 3-360-00990-8

Was Erik Neutsch in seinem neuesten Buch beschwört

Der Menschheit die Menschlichkeit bewahren
„Das ist, seit er zu schreiben begann, sein 
sich selbst gegebenes Ehrenwort, sein be-
schworenes Credo.“ Nichts und niemand 
vermag es, Achim – die Leitfigur in Erik 
Neutschs neuestem Buch „Verdämmerung“ 

–, in seinem Denken und Handeln davon 
abzubringen. So bleibt er sich selbst treu 
und kann gegen alle Widerstände, trotz 
Niederlagen, Enttäuschungen und Irrun-
gen sein eigenes Menschsein in Stunden 
großer persönlicher Prüfungen unter Be-
weis stellen. 
In dem beim Scheunen-Verlag erschiene-
nen Essay zieht Erik Neutsch die Bilanz 
seines Lebens. Herausgekommen sind 
dabei nicht seitenschwere Memoiren, 
sondern eine ergreifende, nachdenklich 
stimmende Schilderung seines Wirkens 
in der DDR. Auf wenig Raum erfährt der 
Leser alles, was zu sagen ist von einem 
ruhelosen, engagierten, für die Sache des 
Sozialismus sprühenden Menschen. Erik 
Neutsch erzählt seine Geschichte und es 

„klingt wie eines der Hausmärchen aus 
uralter dunkler Vergangenheit, wie sie zur 
Zeit der Gebrüder Grimm die Großmütter 
ihren Enkeln an den langen Winteraben-
den am Ofen und beim Blaken der Ölfunzel 

erzählten: Es war einmal die Entmach-
tung der Banken und Monopole ...“ Und es 
brauchte Zeit und Kraft, viel Kraft auch ge-
gen altes Denken und eingeschliffene Ge-
wohnheiten, gegen die zähen Widersprü-
che zwischen dem sozialistischem Ideal 
und der Wirklichkeit, um das geschaffene 
Fundament zu stärken und auszubauen. 
Oft genug „beschleicht ihn ... eine Ahnung 
davon, daß der mächtige Strom des gesell-
schaftlichen Aufbruchs, bevor er das Meer 
erreicht, zu versanden droht ...“ Doch auch 
das ist festgehalten: „Im Umgang mitein-
ander, in der Nachbarschaft und in den 
Kollektiven, wie es hieß, am Arbeitsplatz, 
sah man schon den Schimmer jenes Lichts, 
das menschliche Wärme ausstrahlt.“ 
Diesen Weg voller Hoffnungen und Enthu-
siasmus, aber auch nicht ohne Zweifel und 
unbeantwortete Fragen geht Erik Neutsch 
gemeinsam mit seiner Frau. Sie sind fast 
fünfzig Jahre verheiratet. Zusammen erle-
ben sie das Ende der DDR. In Deutschland 
regiert wieder das Kapital. Seine Frau muß 
noch mit ansehen, daß es sich anschickt, 

„wie ein riesiger Polyp mit tausend Ten-
takeln, einer Hydra gleich, den ganzen 
Erdball (zu) umspannen“. Mitte der 90er 

Jahre erkrankt sie an Krebs. Erik Neutsch 
ist bei ihr, als das Unabwendbare heran-
naht. Fünf Tage und Nächte bleiben noch 
bis zum endgültigen Abschied. Der Autor 
läßt uns teilhaben an der Einzigartigkeit 
dieser Beziehung, ihrer Größe, aber auch 
ihrer Verwundbarkeit – einer Partner-
schaft, die weiterleben wird, „solange Du 
an mich denkst“. Es ist ein ganz persön-
liches Schicksal, in dem sich jedoch das 
Land, in dem beide zu Hause waren, wie 
ein Gleichnis spiegelt. „Verdämmerung“ 
macht betroffen, aber nicht mutlos. Der 
Schriftsteller bekennt sich: „Jedenfalls 
war es für die deutsche Geschichte ein 
Segen, daß sich vierzig Jahre lang eine Ge-
sellschaft hielt, in der andere Werte galten 
als das Geld.“ Wollen wir unsere Mensch-
lichkeit bewahren, „hilft ... kein Taktieren, 
nur eine Strategie – eine Umwälzung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse ... zum 
Gedeihen der Menschheit“. 

Bruni Steiniger

ERIK NEUTSCH. Verdämmerung. Scheunen-
Verlag, Kückenshagen 2003, 110 Seiten, 
12,– Euro, ISBN 3-934301-70-3

Auf einen chinesischen Teewurzellöwen

Die Schlechten fürchten deine Klaue.

Die Guten freuen sich deiner Grazie.

Derlei

Hörte ich gern

Von meinem Vers.

B E R T O L T  B R E C H T
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Warum Archie nach dem Krieg ein Friedhofstrauma bekam

  Flucht aus der Mausefalle

 Zwischen den Zeiten oder Der Ginkgo

In Weimar erlebt 
Als Archie Ende Januar 45 mit der Mutter 
aus Breslau floh, war die Stadt, die heute 
Wroclaw heißt, noch intakt. Sowjetische 
Flugzeuge hatten kaum Schaden verur-
sacht, aber die Front rückte bedrohlich 
näher. Größere Verwüstungen hatte bis-
her nur die SS angerichtet – durch den Bau 
eines Rollfeldes mitten durch Breslau. NS-
Gauleiter Hanke entkam auf fiese Art in 
einem „Fieseler Storch“. Als einziger. 
Am Hauptbahnhof bot sich ein Bild des 
Chaos: Urväterhausrat reingestopft und 
weggeworfen, Koffer bis an die Decke, von 
ihren Eltern getrennte Kinder, verlorene 
Hunde, herumirrende greise Menschen, 
Soldaten im Rückzug. Alles hin und her 
wogend, einander niedertrampelnd, Be-
stie Mensch, ums Überleben kämpfend. 
Nackte Panik! Was an den Zügen draußen 
dranklebte, hing, saß, mußte erfrieren! 
Drinnen war kein Platz mehr. 
Die Mutter und Archie verdankten einer 
Zwangsmaßnahme der Nazis ihr Entkom-
men. Der Vater, ein „Wehrkraftzersetzer“ 
hinter Stacheldraht, konnte nicht für die 
kleine Familie aufkommen. „Sozialhilfe“ 
für Angehörige von Kriegsgegnern gab 
es nicht. Die Mutter, früher Kontoristin, 
jetzt im Nazi-Büro untragbar, mußte eine 

„Umschulung“ zur NS-Lazarettschwester 
machen, wurde aber als linksverdäch-
tig nicht eingesetzt. Inhaftiert wurde 
sie auch nicht, vielleicht hatte man sie 
vergessen. Die Rot-Kreuz-Binde auf der 
Schwesterntracht war jetzt ihre Rettung. 
Diese Lazarettuniform ermöglichte bei-
den einen glimpflichen Ausweg. Über die 
Gleise stolpernd und ihre hinderlichen 
Koffer wegwerfend, um nicht von einem 
heranfauchenden Zug erfaßt zu werden, 
wurden sie im Dunkeln in letzter Minute 
in einen Güterwagen Richtung Dresden 
gehievt, gehoben, hineinbugsiert, wo 
blessierte und schwerverwundete Solda-
ten, Amputierte und Sterbende Betreuung 
und Zuspruch brauchten. Die Waggons 
wurden unterwegs mehrfach von Bord-
kanonen aus beschossen. Die Granaten 
durchschlugen die leichten Dächer und 
töteten viele von denen, die gerade noch 
geatmet hatten. „Die Wehrmacht ist selber 
schuld“, stöhnte ein arg lädierter Flieger 
neben dem elfjährigen Archie, „sie hat 
Militärtransporte mit dem Roten Kreuz 
getarnt“. Es waren die letzten Worte eines 
Sterbenden. Plötzlich quoll Blut aus dem 
Mund des Mannes, und sein Blick blieb 
starr auf Archie geheftet.
Von Hunderten Verwundeten kamen nur 
ein paar Dutzend noch lebend in Dresden 
an. Die Mutter und ihren Sohn quartierte 
man notdürftig im Lazarett ein. Es ging al-
les drunter und drüber, Himmel und Men-
schen. Die Schwester wider Willen kam 
kaum zum Schlafen. Archie erkrankte.
Nach etwa 14 Tagen, genau am 11. Februar 
1945, sagte die Mutter plötzlich entschlos-
sen: „Jetzt ist Schluß, wir müssen weg aus 
dieser Stadt, sie ist wie eine Mausefalle.“ 

Sie zog die ungeliebte Schwesterntracht 
aus, um mit Archie aufs Land zu trecken. 
Das war für die beiden Halbkranken müh-
selig in diesen Tagen. Sehr weit kamen 
sie nicht. Noch vor den Toren Dresdens 
mußten sie mit unbeschreiblichem Ent-
setzen erleben, was es bedeutet, wenn eine 
Stadt in Schutt und Asche gelegt wird. Sie 
zogen dann noch kreuz und quer durch 
das zerstörte Land, immer auf der Suche 
nach irgend etwas. In der Lausitz blieben 
sie hängen. Flüchtlinge, das unliebsame 
Treibgut der Nation, vor der Kapitulati-
on durch die Volksgenossen von Dorf zu 
Dorf weitergeschoben, danach von den 
Vertretern der Siegermächte auch nicht 

geschätzt, waren die obdachlosen und 
hungernden Verlierer.
Als es wärmer wurde, schliefen die Mutter 
und er, nebst anderen, sogar auf Fried-
höfen, um Nachstellungen zu entgehen, 
direkt neben Gräbern. Die Leichenhallen 
waren leider voll. All das belastete Archies 
kindliches Gemüt derart, daß er ein Psy-
chotrauma bekam, wie später die Ärzte 
feststellten. Bis zu seinem 18. Lebensjahr 
hatte er panische Angst in der Finsternis, 
wurde hysterisch beim Anblick von Särgen 
und Friedhöfen, war nicht zu bewegen, zu 
einer Beerdigung zu gehen. Wenn man 
ihn moralisch dazu nötigte, wie beim Tod 
seiner geliebten Tante Hilda, fing er zum 

Entsetzen aller am offenen 
Sarg zu lachen an. Es war 
ein krampfhaftes, lausiges 
Lachen. Seine Beziehung zu 
Leben und Tod war gestört. 
Der Glaube an Gott war ihm 
zwischen Auschwitz und 
Hiroshima abhanden gekom-
men. Er fand keinen Trost, 
weder im Himmel noch auf 
der Erde.
Die Zeit zwischen den Krie-
gen, so muß man die DDR-
Jahre wohl nennen, brachte 
Besänftigung. Aber als dann 
erneut endlos lang, wie ihm 
schien, Bomben mitten in Eu-
ropa auf Jugoslawien fielen, 
kam das alte Trauma wieder 
hoch! Und dann die täglichen 
Schreckensbilder eines sinn-
losen Mordens in Palästina 
mit den dazugehörigen Ver-
tuschungskommentaren!
So saß er einmal zergrübelt 
im Treptower Park, als eine 
Frau auf ihn zutrat, geklei-
det wie eine Trümmerfrau 
der 50er, mit einer „Entwar-
nungsfrisur“ der 40er Jahre. 
Es war die längst verstorbene 
Mutter. „Nein, Söhnchen, jetzt 
kann ich Dir nicht mehr hel-
fen. Du bist ein alter Mann, 
hast selbst erwachsene Kin-
der! Aber was ist mit Deinen 
Enkeln? Wir konnten den 
Zweiten Weltkrieg nicht ver-
hindern! Und Ihr protestiert 
schon wieder gegen einen 
neuen Krieg!“ Archie duckte 
sich unter den Worten und 
ächzte vor sich hin. Da war 
die Frau weg. Was hätte 
er antworten können? Die 
Vereinten Nationen oder das 
Vereinte Europa werden die 
Vernunft durchsetzen? Oder 
werden die Enkel und Uren-
kel eines Tages wieder auf der 
Flucht durch zerstörte Städte 
herumirren?
 Manfred HockeGrafik: Karlheinz Effenberger

Die Gymnasiasten der Ernst-Moritz-
Arndt-Schule waren nach Weimar evaku-
iert worden. Ihre Heimatstadt Barmen lag 
nach einem Terrorangriff in Trümmern. 
Im Wechsel mit Oberschülern des Wie-
land-Gymnasiums wurden „wir aus dem 
luftgefährdeten Westen“ an drei Tagen 
der Woche unterrichtet.

Erinnerungen an diese Zeit
nach fast 60 Jahren:

 

Mit Heinz-Günter wurde ich bei einer Fa-
milie, deren Sohn in Rußland vermißt war, 
in Vieselbach einquartiert. Wir lern-
ten die trauernde blutjunge Schwie-
gertochter Hilde, Zwiebelkuchen und 
Thüringer Klöße kennen. Wir wurden 
satt in dieser Familie, die vom Endsieg 
überzeugt war. 
Im Zimmer des Oberstudienrates 
stand ein Luftschutzbett, mit dem 
machte Heinz-Günter ungewollt Be-
kanntschaft, als er vom Direx eine 
gescheuert bekam und darüber flog, 
weil er ein vierzeiliges englisches Ge-
dicht nach eigener Melodie gesungen 
hatte. Lieder in Feindessprache waren 
verboten. Ich zeigte offen meine Scha-
denfreude, war ich doch ein strammer 
Pimpf mit der Landsknechtstrommel 
im Fanfarenzug Vieselbach.
Fräulein Horster, die Deutschlehrerin, 
erwischte einen Klassenkameraden, 
der im Unterricht heimlich las. Sie 
wühlte in seinem Tornister. „Kriegs-, 
Kolonial- und Abenteuerbücherei!“ 
Sie beschlagnahmte die Handvoll 
Zwanzig-Pfennig-Hefte. „Ich verstehe 
nicht, daß unsere Regierung solchen 
Schund erlaubt“, tobte sie. Keiner von 
uns verstand sie, keiner von uns konn-
te sie leiden. Wir mußten sie nur noch 
eine Woche ertragen. Der Schuldirektor 
machte uns dann die traurige Mitteilung, 
Fräulein Horster sei bei einem Bombenan-
griff auf Gotha durch einen Volltreffer auf 
das elterliche Haus umgekommen. (Nach 
dem Krieg tauchte sie aber wieder auf. Sie 
hatte Bergen-Belsen durchlitten.)
In unserer Weimarer Gegenklasse war ein 
Sohn des Gauleiters Sauckel. Wir fanden 
das Klassenbuch im unverschlossenen 
Klapp-Pult auf dem Lehrerpodest. Es war 
kein Gerücht, sondern ein offenes Geheim-
nis: Sauckel jun. hatte selbst in Hauptfä-
chern meist Fünfen. Er durfte aber nicht 
von der Schule verwiesen werden, weil er 
in „Leibesübungen“ ein „Sehr gut“ nach-
weisen konnte.
Arthur Axmann hielt in der Aula einen 
Vortrag. Er appellierte an unseren Stolz, 
uns für die 12. SS-Panzerdivision „Hitler-
Jugend“ zu melden. Der Direx klatschte am 
heftigsten. Wir jubelten „unserem“ einar-
migen Reichjugendführer zu. Wer von den 
Jungs wollte nicht für Führer, Volk und 
Vaterland kämpfen und sterben? Unsere 
Lehrer hatten uns doch dafür begeistert.

Der Krieg kam näher und näher. Im Au-
gust 1944 gab es einen Luftangriff auf 
die SS-Kasernen am Konzentrationslager 
Buchenwald. Auf dem Ettersberg sollten 
Häftlinge ausgebrochen sein; wir Pimpfe 
suchten mit an Knüppeln aufgepflanzten 
Fahrtenmessern nach diesen „Volksschäd-
lingen“, fanden aber nur ein paar Krater 
von verirrten Bomben auf freiem Feld.
Von da an holte uns der Krieg, vor dem man 
uns in „Sicherheit“ gebracht hatte, immer 
öfter ein. Tiefflieger beharkten unseren 
Personenzug nach Vieselbach mehr als 
einmal. An einem Vormittag heulten die 

eine Städtetour durch die Deutsche De-
mokratische Republik. Auf dem Markt in 
Weimar, vorm Hotel „Elephant“, warten 
wir auf den Stadtführer, der sich gewal-
tig verspätet. Ich zeige meiner Frau, was 
damals alles brannte, erzähle, daß ich 
Monate vorher in der Zeitung die Lüge 
gelesen hätte, der „Kommunistenführer“ 
Ernst Thälmann und der Sozialdemokrat 
Rudolf Breitscheid seien durch feindliche 
Bomben umgekommen. Ein Trupp rüstiger 
Rentner unterhält sich neben uns angeregt 
über Hitlers Rede auf diesem Platz; ein 
Beinamputierter weiß sogar noch die Jah-

Sirenen Voralarm. Wir stürmten aus dem 
Schulgebäude, Hauptsache: schulfrei. 
Trotz Kondensstreifen am blauen Winter-
himmel schlenderte ich gelassen allein in 
Richtung der Parkhöhle an der Ilm, gegen-
über Goethes Gartenhaus. Die letzten Me-
ter rannte ich, denn ich kannte das Zischen 
fallender Sprengbomben. Wir zitterten in 
dem Stollen mit dem Erbeben der Erde 
durch die Explosionen. Nach überstan-
dener Angst aus dem Stollen rausgelassen, 
schlenderte ich wieder. Diesmal durch das 
brennende Weimar, über den Markt mit 
lodernden Häusern. Auch aus dem Natio-
naltheater schlugen Flammen. Die Ziegel-
mauer, als Schutz vor Bombensplittern um 
das Goethe- und-Schiller-Denkmal herum, 
war nicht beschädigt. Aus unserer Schule 
stieg Feuerrauch – da kam aber keine Freu-
de auf. Das geschah in den Monaten des 
nahen Kriegsendes. Außer Weimar wur-
den auch andere „kriegswichtige“ Städte 
wie Würzburg, Pforzheim, Dresden und 
deren Kulturstätten bombardiert.
Fast 40 Jahre später unternehmen wir als 
Bundesbürger mit einer Reisegesellschaft 

reszahl. „Ja, der stand auf dem Balkon vom 
,Elephant’ und hat ...“ „Sind wir doch mal 
ehrlich: Wir haben doch alle ,ja’ geschrien, 
nicht nur die in Berlin ...“ Und da ist auch 
schon die unvermeidliche Autobahn, die 

„Hitler gebaut“ hat. 

Mir schwillt der Kamm. Bevor ich los-
platze, zupft die Reiseleiterin an meinem 
Ärmel. „Nicht aufregen“, flüstert sie, „mit 
solchen kann man nicht diskutieren. Kom-
men Sie, ich zeig Ihnen etwas.“ Wir laufen 
um ein paar Ecken. „Hier ist das Haus der 
Frau von Stein. Nun raten Sie einmal, wer 
diesen Baum schon gesehen hat?“ „Goethe“, 
sage ich aufs Geratewohl, und meine Frau 
behauptet: „Ginkgo“. „Beides richtig“, sagt 
die Reiseleiterin, und ich stehe wie der 
Ochs am Berg, kenne keinen Herrn Ginkgo. 
Ich hebe ein Blatt mit der ungewöhnlichen 
Form auf, schüttele den Kopf. „Nie gesehen.“ 
Meine Frau sammelt die Blätter vom Trot-
toir. Man winkt und ruft uns. Der Stadter-
klärer ist da. Wir meiden die Gesellschaft 
der Herren „Spätheimkehrer“. 

Hans-Dieter Hesse, Recklinghausen

Weimar, Schillerhaus Grafik: Arno Fleischer
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Leserbriefe an
ROTFUCHS

 Vor 50 Jahren, am 19. Juni 1953, 
wurden die Amerikaner Ethel und 
Julius Rosenberg – wegen angeblicher 
Preisgabe des USA-Atombombenge-
heimnisses an die UdSSR zum Tode 
verurteilt – auf dem elektrischen Stuhl 
hingerichtet.
Vergeblich hatte die internationale Öf-
fentlichkeit für die Rettung der Rosen-
bergs, die zwei kleine Söhne als Waisen 
hinterließen, gekämpft. Bis zuletzt hatte 
man die nach mehrmaligem Vollstrek-
kungsaufschub nun endgültig mit der 
Exekution Bedrohten zu einem Begnadi-
gung verheißenden Geständnis bewegen 
wollen. War ihnen nach der Festnahme 
die Niederschlagung des Verfahrens 
für den Fall einer „Erklärung“ in Aus-
sicht gestellt worden, im Auftrag der 
gleichfalls in Haft befindlichen Führer 
der KP der USA gehandelt zu haben, so 
hatte man den Eheleuten jetzt Telefone 
in die Todeszellen gebracht, die sie mit 
dem Chef des Gefängniswesens verban-
den. Ein einziges Wort – und Präsident 
Eisenhower würde die Hinrichtung ab-
wenden, wurde ihnen bedeutet. Aber 
Ethel und Julius blieben sich treu und 
gingen aufrecht in den Tod. Die Ge-
schichte werde sie rehabilitieren, hieß 
es in einer Abschiedsbotschaft.
In den folgenden Jahrzehnten ist über 
das auf dem Höhepunkt der antikom-
munistischen Hexenjagden gefällte 
Urteil und die wirkliche Rolle der Ro-
senbergs sehr viel Widersprüchliches 
publiziert worden. Während rechtsge-
richtete Autoren an der Version von den 

„roten Atomspionen“ eisern festhielten 
und die Behauptung des FBI-Chefs 
J. Edgar Hoover wiederholten, die 
Rosenbergs hätten „das Verbrechen 
des Jahrhunderts“ begangen, waren 
linksbürgerliche Historiker um den 
Nachweis ihrer Nichtbeteiligung an 
der Atombomben-Erkundung bemüht. 
Andere vertraten demgegenüber die 
Auffassung, die Brechung des imperia-
listischen Kernwaffenmonopols der USA 
durch sowjetische Nuklearphysiker und 
Kundschafter im Dienste der UdSSR sei 
in jedem Falle eine friedenserhaltende 
Großtat gewesen. 
In diesem Sinne hatte der in seinem 
Verhandlungsstil an Hitlers Volksge-
richtshof-Präsidenten Roland Freisler 
erinnernde USA-Bundesrichter Irving 
Kaufman sogar recht, als er behaup-
tete, die den Rosenbergs unterstellte 
Übergabe der Atombombenskizze an 
Vertreter der Sowjetunion habe „den 
Lauf der menschlichen Geschichte geän-
dert“. Was hätte schon im Korea-Krieg 
(1950–53) alles geschehen können, wenn 
die Vereinigten Staaten im Alleinbesitz 
von Kernwaffen geblieben wären? Doch 
Kaufman hatte in der entscheidenden 

Frage nicht recht: Die beiden Ange-
klagten waren mit der Aufklärung im 
USA-Atomforschungszentrum Los Ala-
mos keineswegs in Zusammenhang zu 
bringen. Doch allein deshalb standen 
sie vor Gericht. 
Inzwischen ist zusätzliches Licht auf die 
Sache gefallen. Im August 1996 brach 
der hochrangige sowjetische Nachrich-
tendienstler Alexander Semjonowitsch 
Feklisow im Interesse der historischen 
Wahrheit und aus moralischer Verant-
wortung gegenüber den Rosenbergs 
sein Schweigen. An eine Geheimhal-
tungspflicht fühle er sich als letzter 
Überlebender derer, die intime Kennt-
nisse von der Angelegenheit besäßen, 
nach dem Ende der UdSSR nicht mehr 
gebunden, erklärte der 82jährige. Der 
erfahrene russische Kommunist und 
Kundschafter Feklisow, der 1941 unter 
dem Namen Alexander Fomin im New 
Yorker Konsulat der Sowjetunion seine 
Arbeit in den USA begonnen hatte und 
später als Resident des sowjetischen 
Geheimdienstes in der amerikanischen 
Bundeshauptstadt tätig gewesen war, 
offenbarte sein Wissen in einem Inter-
view mit der „Washington Post“ und in 
einem  Dokumentarfilm. „Julius war 
ein großer Freund der Sowjetunion und 
ein wahrer Revolutionär. Er war von 
der kommunistischen Idee fest über-
zeugt und im Unterschied zu anderen 
auch entschlossen, sein Leben für sie 
einzusetzen“, sagte Feklisow, der sich 
mit Rosenberg nach vielen vorausge-
gangenen Begegnungen zum letzten Mal 
im August 1946 in einem ungarischen 
Restaurant an Manhattans Upper West 
Side getroffen hatte. „Er war ein Held, 
der der Sowjetunion in der Stunde der 
größten Not – nach dem Überfall Hitler-
deutschlands – zu Hilfe kam.“ Damals 
seien Antifaschisten aus vielen Län-
dern bereit gewesen, der UdSSR Zugang
zu jenen wissenschaftlich-technischen 
Entwicklungen zu verschaffen, welche 
für die sowjetische Verteidigungsindu-
strie besonderes Gewicht besessen hät-
ten. Die optimale Bewaffnung der Roten 
Armee aber habe über Verlauf und Aus-
gang des Krieges entschieden.
 „Bis die westlichen Alliierten im Juni 
1944 in Frankreich die zweite Front er-
öffneten, hatte Rußland die ganze Last 
der Verteidigung der Menschheit gegen 
die deutsche Aggression zu tragen. 
Deshalb gab es keinen Mangel an ideali-
stisch gesonnenen jungen Kommunisten 
in Amerika und Westeuropa, die bereit 
waren, das erste sozialistische Land der 
Welt auf jede nur mögliche Weise zu un-
terstützen“, bemerkte der Journalist Mi-
chael Dobbs in der „Washington Post“.
Der Kreis, zu dem Julius Rosenberg ge-
hörte, habe in den Kriegsjahren wichtige 
Informationen geliefert, betonte Fekli-
sow. Es habe sich um neueste Erkennt-
nisse auf dem Gebiet der militärischen 
Elektronik einschließlich moderner 

Radarysteme gehandelt. Mit der Atom-
bombe aber habe Julius Rosenberg 
nichts zu tun gehabt. Ethel sei niemals 
mit einem Mitarbeiter der sowjetischen 
Aufklärung zusammengetroffen. Ob ihr 
Mann sie in seine Tätigkeit eingeweiht 
habe, wisse er nicht, stellte der einsti-
ge Führungsoffizier kategorisch fest. 
Beide hätten sich mit gutem Grund vor 
Gericht für unschuldig im Sinne der 
Anklage erklärt und seien Opfer eines 
doppelten Justizmordes von besonderer 
Grausamkeit.
Die Darstellung Feklisows wird durch 
eine Reihe von der USA-Abwehr Anfang 
der 40er Jahre aufgefangener, entschlüs-
selter und jetzt freigegebener Funksprü-
che der sowjetischen Botschaft in Wa-
shington erhärtet. Danach hat die UdSSR 
in der USA-Atomwaffenforschung drei 
Hauptquellen besessen. Vor allem der 
deutsche Kommunist Klaus Fuchs (spä-
ter Mitglied des ZK der SED und Direk-
tor des DDR-Kernforschungszentrums 
Rossendorf bei Dresden), der 1949 in 
Großbritannien wegen Atomspionage 
zu einer Freiheitsstrafe von 14 Jahren 
verurteilt worden ist, habe sich um das 

„Manhattan Project“ gekümmert, heißt 
es in der „Washington Post“. K. St. 

1954 erschienen im Aufbau-Verlag in 
einer Auswahl die anrührenden und 
erschütternden „Briefe aus dem Toten-
haus“ von Ethel und Julius Rosenberg 
(1994 in einer vollständigen Ausgabe 
in den USA unter dem Titel „The Rosen-
berg Letters“ bei Garland Publishing 
veröffentlicht – 792 S.). Im letzten Brief 
Ethel Rosenbergs an ihre Söhne stand: 

„Wir fanden Trost in der Gewißheit, daß 
andere nach uns weitermachen.“
In dem vielfach ausgezeichneten Film 

„Daniel“ von Sidney Lumet (1983) wird 
mit großer emotionaler Intensität das 
Schicksal der Rosenberg-Kinder darge-
stellt. Auch wenn die handelnden Perso-
nen ausdrücklich als fiktiv ausgewiesen 
sind, ist eindeutig, daß Lumet ein Werk 
über die Kommunisten Ethel und Julius 
Rosenberg, ihre Familie und ihr Schick-
sal geschaffen hat.

 Ein kleiner Hinweis ist zur Lin-
Jaldati-Seite im letzten „RotFuchs“ 
nachzutragen: 1997 ist im BarbaRos-
sa-Verlag die (noch lieferbare) CD „Lin 
Jaldati: Jiddische Lieder“ erschienen 
(Preis: 15,30 ), deren 20 Titel 1982 
bzw. 1964 aufgenommen worden sind. 
Ganz die Tradition ihrer Mutter (und 
ihres Vaters) bewahrend und jüdische 
Musikkultur lebend wirkt Jalda Reb-
ling. Zwei ihrer CDs seien wenigstens 
genannt: „Die goldene Pawe“, moderne 
jiddische Lieder und Literatur, und „An 
alter nign“, klassische jiddische Lieder 
und Literatur (Vertrieb: Raumklang;
je 16 ). W. M.

¡Presente!

Mein Name ist Claudio. Ich danke dem Ge-
nossen Gerhard Feldbauer, daß er am 26. 
April nach Basel gekommen ist, um den ita-
lienischen Nationalfeiertag mit uns zu be-
gehen. Durch ihn habe ich Eure Zeitschrift 
entdeckt. Ich war so begeistert, als ich Eure 
Mai-Nummer vor ein paar Tagen bekam. In-
zwischen habe ich sie bereits zweimal ge-
lesen. Ich kann die nächste Ausgabe kaum 
erwarten, denn es ist heutzutage wirklich 
schwer, eine „anständige“ Zeitschrift in die 
Hand zu bekommen. (...) Ich würde mich 
freuen, wenn ich einige Eurer Artikel ins 
Italienische übersetzen dürfte, um sie unter 
meinen Genossen von der Rifondiazione 
Comunista zu verbreiten. (...)

Claudio Rappa, Basel

Ein Raunen ging durch die PDS-Landschaft, 
als die Brandenburger Parteispitze mit dem 
Landesvorsitzenden R. Christoffers zur At-
tacke blies, um einen Sonderparteitag ein-
zufordern. Das Raunen an der Basis stei-
gerte sich, als der schon nach Absurdistan 
ausgewanderte Lothar Bisky plötzlich über 
drei Ecken seine Bereitschaft eingefordert 
sah, neuer Bundesvorsitzender der PDS zu 
werden. Das Internet hilft uns, der älteren 
Generation, Gedächtnislücken zu schlie-
ßen, gilt doch das ins WEB gesetzte Wort 
fast ewiglich. Gott sei Dank! (...) 
Kurz vor dem Geraer Parteitag wurde Lo-
thar Bisky interviewt. Hier der Wortlaut: 
ZDF online: Könnten Sie sich vorstellen, 
wieder den Parteivorsitz zu übernehmen?
Bisky: Nein. Absolut ausgeschlossen. Das 
ist Absurdistan! Weil ich gerade dafür 
angetreten bin, daß nie wieder in linken 
Parteien irgendwelche Figuren auf ewig an 
der Parteispitze stehen. Ich will da glaub-
würdig bleiben, zumal ich ja aus der DDR-
Geschichte lernen darf.

Sonntagsblatt: Haben Sie, Herr Bisky, Ihren 
Frieden mit dieser Gesellschaft gemacht?
Bisky: Ich halte es da mit Marx. Man kann 
nicht in einer Gesellschaft leben und zu-
gleich frei von ihr sein. Wenn man in dieser 
Bundesrepublik angekommen ist – und 
zwar durch das Versagen des realen So-
zialismus und durch das eigene Versagen 

–, dann hat man die Wahl, sich dem Ganzen 
zu verwehren oder sich den neuen Fragen 
neu zu stellen. Warum soll ich in dieser 
Bundesrepublik nicht ankommen? Soll ich 
ausreisen? (...) So viel für heute.

Peter Skrabania, Strausberg

Nicht einmal mehr für das Kabarett ist die 
PDS ein Thema, vermittelt ND aus bürger-
licher Quelle seinen Lesern. Diese Weisheit 
stammt von Roland Claus. Donnerwetter, 
solche Erkenntnis kann nur nach tiefschür-
fenden Überlegungen zustandekommen. 
(...) Die Aufgabe sozialistischer Grundwahr-
heiten führt zwangsläufig dazu, eine „sozia-
listische“ Partei in die Bedeutungslosigkeit 
zu stürzen.
Die dafür Verantwortlichen sollen jetzt 
wieder „ins Boot“! Wenn es dazu kommt, 
werde ich nicht mehr dabeisein.
Günter Wilms danke ich sehr für seinen Bei-
trag „Im Prinzip richtig“, obwohl er leider in 
meinen Augen viel zu spät kommt. Aber 
wer anders als „RotFuchs“ hätte ihn auch 
gedruckt!? Ein System der „Volksbildung“ 
gibt es in diesem Lande wahrlich nicht. Es 
sind Investitionen in eine Zukunft „unseliger 
Vergangenheit“, die vorgenommen werden. 
Im Namen „der Gleichheit aller Menschen 
vor dem Gesetz“, versteht sich.

Wolfgang Ahrens, Ballenstedt

Jaichweißwasihrdaauskocht! Die PDS will 
also dabeisein und ankommen, will der 
Nachtpförtner sein, der den Versuch der 
modernen Geschichtsschreibung ab- und 
wegschließt, Bert Brecht süddeutschen 
Kennern überläßt und Geist und Kultur wie 
deren Verbreitung den Herren Schmidt, 
Jauch und Friedman. Das Denken soll 
man denen überlassen, die damit Geld 
verdienen. Die Solidarität der Völker ist 
Stalinismus, Generalstreik ist Oberstali-
nismus und Frau Pau auf dem Bundes-
presseball ist Reform, ist Demokratie. (...) 
Danke, Programmkommission und ihr da 
alle – Vordenker von Vorvorgestern. Ideen 
muß man haben, ihr Eröffner von Fußgän-
gerüberwegen, ihr Korinthenkacker. 
P. S.: Genossinnen und Genossen, macht 
mal eine moderne Partei, in der diese post-
modernen Ladenhüter nicht mehr Redezeit 
haben als ihr.
P. P. S.: Es ist Frühling! Wer nicht mehr rot 
wird, hat allen Charme verloren.
Der Kommunismus ist eine gute Idee!

Thomas Jakob Richter
Maler und Grafiker, Berlin

(...) Am 17. Juni 1953 kehrte ich gerade mit 
der Eisenbahn von einem Urlaub im Harz 
zurück. Da ich zu dieser Zeit noch nicht in 
Leipzig wohnte, hatte ich auf dem dortigen 
Hauptbahnhof einen längeren Aufenthalt, 
bis mein Anschlußzug fuhr. Bis zu diesem 
Zeitpunkt war mir unbekannt gewesen, was 
sich im Lande zutrug. So war z. B. – wie ich 
später erfuhr – der Pavillon der Nationalen 
Front auf dem Leipziger Marktplatz in 
Brand gesteckt worden. In Halle hatte man 
Faschisten aus dem Strafvollzug „befreit“.
Mir fiel auf, daß sich auf dem Querbahn-
steig Diskussionsgruppen gebildet hatten, 
aus deren Gesprächsfetzen ich entnehmen 
konnte, daß es zu Streiks und Demonstra-

tionen, u. a. auch in Leipzig, gekommen 
sei. Da das Verhalten der Demonstranten 
für mich nicht einschätzbar war, gebot die 
Vernunft, sich nicht auf die Straße zu be-
geben. Ich blieb deshalb auf der Empore 
der Osthalle stehen. Wie berechtigt meine 
Vorsicht war, zeigte sich schon sehr bald. 
Einige Menschen kamen plötzlich in die 
Vorhalle gestürmt, verfolgt von Demon-
stranten, die wie wild auf sie einschlugen 
und sie brutal mißhandelten. Die Gejagten 
mußten um ihr Leben fürchten. Ihnen blieb 
nichts anderes übrig, als sich unter den 
Schutz sowjetischer Soldaten zu stellen, 
die auf dem Bahnhof stationiert waren. Un-
ter diesen Umständen konnte ich froh sein, 
daß ich unbeschadet in meinem Heimatort 
eintraf. (...)
Das Geschehen um den 17. Juni 1953 ließ 
mich schon damals an der Redlichkeit der 
Absichten von Streikenden und Demon-
stranten zweifeln. Diese Bedenken konnten 
bei mir auch 50 Jahre nach den Ereignissen 
nicht ausgeräumt werden. 
Erwähnen möchte ich noch, daß viele Be-
legschaften von Großbetrieben spontan 
den Schutz ihrer Werke übernahmen, um 
Schlimmeres zu verhüten. Diese Arbeiter 
hatten bis zum 17. Juni unter den gleichen 
angespannten Bedingungen gelebt und 
gearbeitet wie ihre Kollegen, die auf die 
Straße gingen. (...)
Zu den bitteren Erfahrungen, die wir als 
Kommunisten und Sozialisten in der 
Vergangenheit sammeln mußten, gehört 
die Tatsache, daß es unseren politischen 
Gegnern 1989 doch noch gelungen ist, 
sich für die 1953 erlittene Schlappe mit der 
Annexion der DDR zu rächen. Leider waren 
wir nicht dazu in der Lage, dieses Fiasko zu 
verhindern. (...) Die seit 1989 herrschenden 
Zustände sollten bereits 1953 von den da-
maligen „Freiheitskämpfern“ etabliert wer-
den. Aus heutiger Sicht betrachtet, können 
wir uns glücklich schätzen, wenigstens 40 
Jahre von diesen „Segnungen“ verschont 
geblieben zu sein.

Gottfried Fleischhammer, Leipzig

Mit dem „RotFuchs“ Nr. 64 habe ich nun 
schon zum siebten Mal das Heft erhalten. 
Es war von mir eine richtige Entscheidung, 
mich als Bezieher zu bewerben. Die Inhalte 
treffen mit aller Deutlichkeit meine poli-
tische Auffassung. Sie machen mir Mut, 
mich weiterhin für die proletarische Bewe-
gung einzusetzen. (...)
Nun kommt der 17. Juni auf uns zu. Ich 
selbst habe diesen Tag wie einige RF-Au-
toren auch in Berlin erlebt. 15 hauptamtli-
che Sportfunktionäre trafen sich damals 
im Sportheim des Stadions „Cantianstra-
ße“, um sich für die Aufnahmeprüfung 
zum Fernstudium an der DHfK in Leipzig 
vorzubereiten. Gegen 11 Uhr kam sehr 
aufgeregt ein Stadionarbeiter in unseren 
Schulraum, wo wir gerade theoretische 
Fächer behandelten, mit der Information: 

„In den Massivbaracken am Stadionein-
gang Topstraße zertrümmert eine Bande 
Halbstarker Fenster und Türen und macht 
sich an den Sportgeräten zu schaffen.“ 
Unser Leichtathletik-Verbandstrainer Ernst 
Schmidt sprang auf. „Kommt mit!“, rief er 
und stürmte uns voran. Am Tatort griff er 
sich den Wortführer am Hals und forderte 
ihn – einen Wurfhammer in der Hand – samt 
der ganzen Bande auf, sofort zu verschwin-
den, sonst würde etwas Unangenehmes 
passieren. Bald hatten wir alles in der 
Hand. Der Trupp zog weiter zur Kreuzung 
Schönhauser Allee/Dimitroffstraße. Dort 
überfiel er zwei Volkspolizisten. Gegen 15 
Uhr rollte dann ein sowjetischer Panzer 

Eine Woche vor dem 6. Bundesparteitag 
der PDS war der damalige PDS-Vorsitzen-
de Bisky am 10. 1. 1999 durch den Deutsch-
landfunk befragt worden:
DLF: Herr Bisky, wie weit ist denn eigentlich 

– eine etwas provokatorische Frage – die 
Sozialdemokratisierung der PDS fortge-
schritten?
Bisky: Die Sozialdemokratisierung der PDS 
gibt es nicht. Es gibt in einigen Fragen eine 
Nähe zu Auffassungen in der SPD, aber die 
PDS ist keine sozialdemokratische Partei. 
Eine zweite sozialdemokratische Partei ist 
flüssiger als Wasser. Sie ist überflüssig.
Und schließlich finden wir im Sonntagsblatt 
Nr. 39 folgende Aussage: 

Grafik: Karlheinz Effenberger
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T 34 zum Sektorenübergang Bernauer/
Eberswalder Straße. Vor ihm rannten die 
Achtgroschenjungen in einem Tempo, als 
wollten sie Olympiasieger werden, zurück 
in den französischen Sektor. Der angerich-
tete Schaden war groß.
Die DHfK-Aufnahmeprüfung haben wir 
etwas später nachgeholt.

Werner Fritzsche, Dresden

(...) Unbestreitbar ist, daß die Partei- und 
Staatsführung der DDR in der schwierigen 
ökonomischen und politischen Situation 
der 50er Jahre überspitzte Entscheidun-
gen traf, die den berechtigten Zorn der 
Volksmassen hervorriefen. Ebenso unbe-
streitbar ist, daß diese Entscheidungen 
bereits vor dem 17. Juni korrigiert und 
öffentlich zurückgenommen wurden, so 
daß den Akteuren des „Planes X“ aus der 
BRD und Westberlin die Zeit davonlief. Also 
mußte unter Ausnutzung der berechtigten 
Unzufriedenheit der Bevölkerung unver-
züglich gehandelt werden, was dann auch 
geschah.
Ich habe das in Leipzig erlebt und weiß, 
welche Typen z. B. die Büroräume der FDJ-
Bezirksleitung verwüsteten, die Schreib-
maschinen und sonstiges Inventar aus dem 
Fenster warfen. Ich war damals – nach den 
Ereignissen – in mehreren Betrieben mit 
Arbeitern von Leipziger Großbetrieben im 
Gespräch und weiß deshalb, wie sehr sie 
sich von solchem verbrecherischem Van-
dalismus distanzierten.
Und noch etwas: Es sollte nicht vergessen 
werden, wie der seinerzeitige Vorsitzende 
der CDU in der DDR – Otto Nuschke – mit 
der Absicht nach Westberlin verschleppt 
wurde, ihn zu zwingen, über die West-
sender die DDR-Bevölkerung gegen ihre 
Regierung, deren stellvertretender Mini-
sterpräsident er war, aufzuhetzen. Otto 
Nuschke ließ sich nicht mißbrauchen.

Georg Dorn, Berlin

Auf die Kritik von Heidi Urbahn de Jauregui 
an meinem Beitrag „Ein Revolutionär ohne 
Seele?“ seien mir einige Einwände erlaubt. 
Die Seelsorge der Kirchen hätte ich als 
Vorbild empfohlen? Das steht nicht in mei-
nem Beitrag. Ich hatte statt dessen auf das 
Debakel der SED-Politik aufmerksam ma-
chen wollen, die (von mir nicht gewollten) 
konterrevolutionären Erfolge der Kirche 
schlicht übersehen bzw. total unterschätzt 
zu haben. Mit meinem Sistieren auf den 
Gefühlsanteil im Menschenbild wollte ich 
eigentlich auch nicht Komik verbreiten, 
sondern Nachdenken bewirken. Wenn ein 
christlicher Marxist andere Marxisten dar-
an erinnert – muß das komisch sein? 
Ich gebe Heidi Urbahn de Jauregui durch-
aus recht, wenn sie sagt: „Eine seelenvolle-

re Revolution ist eben schwer zu machen.“ 
Aber heißt es nicht auch in einem anderen 
Gedicht des von ihr zitierten Brecht, der 
Kommunismus sei das Einfache, das 
schwer zu machen ist? Bloß weil es schwer 
ist, freundlich, einfühlsam, psychologisch 
klug und nicht scholastisch-dozierend vor-
zugehen, sollen wir das Richtige nicht tun? 
Worin liegt da die Logik? Im übrigen ist es 
noch eine andere Sache, in einem Revolu-
tionskampf drinzustecken, als sich – wie es 
uns jetzt geht – in einem Vorbereitungssta-
dium der Sammlung zu befinden, in dem 
erst einmal viele Mitstreiter gewonnen wer-
den sollen. Wenn ich jemanden gewinnen 
möchte, will ich ihn doch nicht als Opfer 
behandeln oder zum Opfer machen?

Peter Franz, Weimar

Wir sollten alle dafür eintreten, daß die Ver-
brecher gegen die Natur, Menschheit und 
Kultur, die Kriegsverbrecher Bush, Blair und 
ihre in- und ausländischen Helfershelfer 
baldigst vor ein unabhängiges internatio-
nales Gericht („neues Nürnberg“!) gestellt 
werden, auch wenn dies nur symbolischen 
Charakter (vgl. das „Russell-Tribunal“) hat; 
denn das USA-Regime faschistoid imperia-
listischer Art und seine Vasallen in der EU 
werden eine Auslieferung dieser Politkrimi-
nellen notfalls mit militärischer Gewalt zu 
verhindern wissen.

Hansjörg Schupp, Appetshofen

Der April-„RotFuchs“ war wieder einsame 
Spitze. Für mich waren die beiden Bei-
träge von Prof. Dr. Erich Buchholz sowie 
von Oberstleutnant a. D. Dieter Skiba be-
sonders aufschlußreich, weil die Autoren 
mit Fakten dreiste Lügen, wie sie uns von 
Presse, Rundfunk und Fernsehen ständig 
präsentiert werden, ad absurdum führten.

Karl Landskron, Leuna

Über einen guten Freund kam ich mit dem 
„RotFuchs“ in Berührung. Er gefällt mir. Kein 
Herumgeeiere, keine gutbürgerliche Heu-
chelei und kein Schweinejournalismus à 
la BILD und BZ. Ihre Autoren haben immer 
Nachdenkenswertes zu sagen und gehen 
konkret zur Sache. Und Sie halten auch 
keine Distanz zum Leser. Der Leser ist als 
Mitgestalter seiner Zeitung höchst willkom-
men. Er soll sie bereichern, mitarbeiten und 
nicht „agitiert“ werden. Dies fiel mir wohl-
tuend auf. Ja, das ist freier, unabhängiger 
Journalismus bei klarer politischer Rich-
tung. (...) 
Obwohl ich ein Gegner der Weiterverbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen bin, 
verstehe ich doch die Nordkoreaner, wenn 
sie vor Stillegung ihrer Atomanlagen zuerst 
eine Nichtangriffserklärung der USA ver-
langen. Sie wollen nicht wehrloses Opfer 

von Kriegsdiktator Bush werden. Sie ha-
ben erlebt, wie es dem Irak ging (wobei ich 
Saddam Hussein nicht nachtrauere). Erst 
wird ein ganzes Land zum „Schurkenstaat“ 
erklärt, dann dichtet man ihm ungeheure 
Massenvernichtungswaffen an, anschlie-
ßend wird es gezwungen, seine Abwehr-
mittel selbst zu vernichten, und schließlich 
fällt man über es her.
Zu Zeiten des Warschauer Vertrages mit 
dem friedensgebietenden militärischen 
Gleichgewicht hätten es die USA nie ge-
wagt, so hemmungslos das Völkerrecht 
zu brechen und nach Gutdünken andere 
Länder anzugreifen.

Klaus Hoffmann, Apolda

Ich kenne nicht die Akten und die Gutach-
ten im Eschede-Prozeß vor dem Landge-
richt Lüneburg. Aber einiges ist auffällig. 
Das Gericht hat – im Laufe von acht Mona-
ten durch Staatsanwaltschaft, Nebenklage 
und Verteidigung zermürbt – das Handtuch 
geworfen. Die 13 Sachverständigen wider-
sprachen sich – nach Medieninformatio-
nen – in nicht unwesentlichen Punkten. Wie 
wollte das Gericht da ein revisionssicheres 
Urteil zustande bringen?
Nachdem die Deutsche Bundesbahn priva-
tisiert wurde, haben erfahrene Eisenbahner, 
vor allem Lokführer, eine solche Bahnkata-
strophe, wie sie sich vor fast fünf Jahren 
bei Eschede ereignete, vorausgesehen. Als 
privates Unternehmen zählt für dieses nur 
der Profit, vor allem durch Anhebung der 
Fahrpreise, Personalabbau und Einschrän-
kung der Verkehrssicherheit. 
Die Anklage gegen drei Ingenieure der 
Deutschen Bahn AG und eines Herstel-
lerbetriebes greift zu kurz. Aber in die 
Chefetagen zu greifen – das wagte die 
Staatsanwaltschaft nicht. Nach den Straf-
verfahren gegen führende DDR-Politiker, 
darunter den letzten Staatsratsvorsitzen-
den Egon Krenz, fällt so etwas besonders 
auf. Denn bei diesen DDR-Bürgern, die 
der Bundesgerichtshof als „Hintermänner“ 
vorsätzlicher Tötungen verurteilt hat, gilt: 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist 
um so größer, je höher der Angeklagte in 
der Leitungshierarchie stand. Wie jetzt 
anschaulich zu sehen ist, gilt dies nicht für 
Chefmanager im eigenen Staat, so die der 
Deutschen Bahn, sondern nur für politisch 
Verantwortliche der nicht mehr bestehen-
den DDR, nachdem Gorbatschow diese 
der bundesdeutschen Strafjustiz „zum 
Abschuß freigegeben“ hatte.
RA Prof. Dr. Erich Buchholz, Berlin

Zum Tschetschenienartikel des Genossen 
Bruno Mahlow (RF 63) möchte ich bemer-
ken: Bei aller Verachtung für die Geiselneh-
mer von Moskau bleibt vollkommen unklar, 
wie man im Zentrum einer gutbewachten 
Hauptstadt mit vielen Waffen und großen 
Mengen Sprengstoff (oder zumindest At-
trappen von solchem) sowie mit immerhin 
gut 50 Terroristen in ein zentrales Theater 
gelangen kann. Außerdem: Warum wurde 
von den Terroristen kein Versuch unter-
nommen, den Sprengstoff zu zünden (ein 
Betäubungsmittel wirkt nicht in Sekun-
denschnelle auf fünf Dutzend Menschen 
gleichzeitig)? Was bewog die Einsatzkräfte 
der Polizei zur sofortigen Erschießung aller 
Geiselnehmer? Es sollte nicht unerwähnt 
bleiben, daß sämtliche Toten – die Geisel-
nehmer wie die umgekommenen Geiseln 

– ausschließlich auf das Konto der „Befrei-
er“ kamen. Sie wurden vergiftet oder er-
schossen… Dr. Peter Tichauer, Berlin

„Reformen ja – Sozialabbau nein!“ heißt 
es auf einem Plakat. Seit 1989/90 haben 

wir begriffen, daß Reformen immer dazu 
mißbraucht wurden, das Leben eines 
großen Teils der Menschen unerträglicher 
zu machen. Schon der Begriff „Reform“ ist 
irreführend. Wie sich herausgestellt hat, 
dienen die sogenannten Reformen nur den 
oberen Zehntausend. Die Rechte der mei-
sten Leute werden immer mehr beschnitten 
und das Netto-Einkommen ständig nach 
unten reformiert. Peter Leder, Dresden

Im Mai-„RotFuchs“ befaßt sich Prof. Dr. 
Werner Roß in seinem Beitrag „Wo Kurz 
zu kurz greift“ mit der Schaffung von 
sozialistischem Gemeineigentum als 
Staatseigentum. Bei einer wahren sozia-
listischen Partei gehört das unweigerlich 
in ihr Programm. Man kommt auch nicht 
an der Frage der Erringung der politischen 
Macht durch die Werktätigen vorbei. Das 
schmeckt natürlich Leuten wie Gysi, Bisky, 
Brie, Liebich u. a. überhaupt nicht. Und 
genau wie es Genosse Roß darstellt, ist für 
die ökonomische staatliche Leitung im So-
zialismus das Prinzip des demokratischen 
Zentralismus bestimmend: Es geht um die 
organische Verbindung von zentraler staat-
licher Leitung und Eigenverantwortlichkeit 
auf Betriebsebene (keine Machtelite).
Mit dem Beitrag des Genossen Roß ist 
etwas anzufangen.

Hans-Georg Vogl, Zwickau

Ihr müßt aufpassen, daß Ihr nicht zu gelehrt 
statt massenwirksam schreibt. Diesen Ein-
druck hatte ich bei dem Artikel von Prof. Dr. 
Werner Roß „Ein radikaler Schnitt“ in Nr. 63 
des RF. Ob die Massen für eine „radikale 
Zäsur“ oder für Einzelelemente eines künfti-
gen Sozialismus eher zu gewinnen sind?

Karl-Fritz Zillmann, Freiberg

Jeder Krieg ist für die Schuldigen auch öko-
logisch ein Verbrechen. Die ersten toten Vö-
gel im 1. Golf-Krieg 1991 waren Kormorane 
an der mehr als 300 km langen verseuchten 
Küste. Es war schon zu spät, die Tiere noch 
durch Absaugen des Ölfilms zu retten. Ver-

gleichbar mit der Ostsee, ist der Persische 
Golf im Gegensatz zu den großen Ozeanen 
ein kleines flaches Gewässer. 
Tiere und Pflanzen sterben durch die Ver-
seuchung einen mehrfachen Tod: durch 
Sauerstoffmangel, Zugrundegehen von 
Vegetation und Zunahme der Plankton-
Produktivität an der Mündung des Shatt 
al-Arab, der Flußmündung zum Golf. Vor 
allem die Verschmutzung der natürlichen 
Ökosysteme  hat schwerwiegende Folgen. 
Auch Ölfundamentalismus verdrängt die 
schon überschrittenen Belastungsgrenzen. 
Fische und Vögel gehen ein. Angaben zur 
ornithologischen Lage im Luftraum der be-
troffenen Region gibt es nur spärlich. Aber 
es existiert eine artenreiche Vogelwelt. 
Lebensräume sind die Golfküste, die Oa-
sen und die Siedlungszentren, doch auch 
unmittelbar die Wüste. (...) Der ökologische 
Krieg am Golf geht weiter.

Jürgen Stage, Strausberg

35 deutsche und tschechische Antifa-
schisten hatten sich am 17. Mai im Meiß-
ner Zimmer der Burg Hohnstein, heute 
Naturfreundehaus, eingefunden. Vor 70 
Jahren war hier das „Schutzhaftlager“ der 
SA entstanden, und so gab es für unsere 
Internationale Gruppe Spurensucher bei 
der VVN-BdA Sachsen Anlaß, die Begeg-
nung zu organisieren. Bemerkenswert 
waren die Teilnahme von Vertretern aller 
Generationen und etliche Grußschreiben. 
Die Redebeiträge beeindruckten stark. Al-
fred Möbius sprach von seinem Vater, der 
dort vier Monate ertragen musste. Später 
ging er nach Spanien, war dort Gruppen-
führer im Thälmann-Bataillon, dann im 
Zuchthaus Waldheim, schließlich im 999er 
Strafbataillon. In Griechenland flüchtete 
er zur Partisanenarmee ELAS, in der er 
ehrenhaft diente. Auf dem Rückweg wurde 
er mit zwölf anderen „Heimkehrern“ in Ju-
goslawien erschossen. Sein Sohn sagte, er 
fühle sich dazu verpflichtet, den Kampf des 
Vaters fortzusetzen. (...) 

Berichtet wurde von Foltern und Qualen im 
KZ Hohnstein. Mancher konnte sie nicht 
ertragen. So durchbrach der Ottendorfer 
Kommunist Kurt Glaser am oberen Burghof 
die Postenkette und stürzte sich 80 Meter 
tief in den Tod. Der Schulleiter von Lohmen 
Gerhard Schubert wurde im März 1933 „tot 
aufgefunden“. Er war als Vorsitzender der 
örtlichen SPD in Haft genommen worden. 
(...)
Aufmerksam folgte das Forum den Gruß-
worten des Hauptamtsleiters Weishaupt 
von Hohnstein und dem Beitrag des Schul-
leiters Riedel. Im Mittelpunkt seiner Rede 
stand der Burgwart Konrad Hahnewald, 
der sich im März 1933 geweigert hatte, 
die Hakenkreuzfahne zu hissen. So wurde 
er zum ersten Häftling auf der Burg. Dem 
Gruß seines Enkels Dr. Michael Hahnewald 
dankten die Teilnehmer sehr herzlich. Auch 
er ist stolz darauf, daß die Grundschule 
Hohnstein bis heute den Ehrennamen Kon-
rad Hahnewald trägt. Nikolaj Chomenko, 
tschechischer Spurensucher, sprach zur 
Aktualität der Mahnung von Hohnstein im 
Lichte jüngster Entwicklungen. Der 14jäh-
rige Tino hatte die Ehrengäste mit einer 
Blume begrüßt und der den RF-Lesern 
bekannte 77jährige Werner Döring zitierte 
Brecht, mit dem er nach der geschichtli-
chen Wahrheit fragte, zumal vor 70 Jahren 
auch auf dem Sebnitzer Markt die Bücher 
der Weltliteratur den Flammen übergeben 
wurden. Dr. Heinz Senenko, Sebnitz

Ein schwerer Ver lust hat uns
getroffen. Am 27. April 2003 ist

GENER ALMAJOR a .  D.
Dr. Gerhard Niebling
der an hervorragender Stelle für 
den Schutz und die Sicherheit der 
Deutschen Demokratischen Repu-
blik wirkte, von uns gegangen. Er 
starb nach einer schweren Opera-
tion. Wir entbieten dem erprobten 
Kommunisten einen letzten Gruß.

Wir trauern um den standhaften und 
streitbaren Kommunisten

W I L L I  B E L Z
– eine Legende der Kasseler revolutio-
nären Arbeiterbewegung.
In hohem Alter von uns gegangen, 
stand er ein Leben lang an vielen 
Fronten des antifaschistischen Wi-
derstandes und des Klassenkampfes 
gegen die Macht des Kapitals. In 
Zeiten revisionistischer Versuchung 
blieb er dem Marxismus-Leninismus 
unerschütterlich treu.
Willi Belz, der mit dem „RotFuchs“ eng 
verbunden war, bleibt uns Vorbild.



Seite 32 ROTFUCHS / Juni 2003

Die Mitarbeit weiterer Autoren ist erwünscht. Die in namentlich gezeichneten Beiträgen zum Ausdruck gebrachten Auffassungen müssen nicht immer mit denen der Redaktion übereinstimmen.

I M P R E S S U M

Gegründet im Februar 1998
als Zeitung der Gruppe Berlin-Nordost
der Deutschen Kommunistischen Partei

Herausgeber:
RotFuchs-Förderverein e. V.

Chefredakteur: Dr. Klaus Steiniger (V.i.S.d.P.)
Teterower Ring 37, 12619 Berlin,
Tel. 030/561 34 04, Fax 030/56 49 39 65
(Redaktionsadresse, an die bitte auch alle                                          
Post zu richten ist)

Layout: Egon Schansker

Herstellung: Druckerei Bunter Hund

Internet: www.rotfuchs.net
E-Mail-Adresse:  rotfuchs.berlin@t-online.de
Redaktionsschluß ist jeweils der 25. des Monats.

A u t o r e n k r e i s :
Dr. Matin Baraki
Rolf Berthold
Isolda Bohler (Valencia)
Dr. Vera Butler (Melbourne)
Wolfgang Clausner
Dr. sc. Gerhard Feldbauer
Bernd Fischer
Walter Florath
Peter Franz
Günter Freyer
Dr. sc. Kurt Gossweiler
Dr. Ernst Heinz
Hans-Dieter Hesse
Werner Hoppe
Prof. Dr. Ulrich Huar
Dieter Itzerott

Gerda Klabuhn
Prof. Dr. Eike Kopf (Peking)
Dr. Hans-Dieter Krüger
Wolfgang Metzger
Dr. Annemarie Mühlefeldt
Frank Mühlefeldt
Sokrates Papadopoulos (Thessaloniki)
Dr. Norbert Pauligk
Prof. Dr. Werner Roß
Rainer Rupp
Prof. Dr. Horst Schneider
Fritz Teppich
Herbert Thomas
Dr.-Ing. Peter Tichauer
Prof. Dr. Ingo Wagner
Stefan Warynski (Warschau)

Künstlerische Mitarbeit:
Karlheinz Effenberger
Arno Fleischer
Heinz Herresbach
Klaus Parche
SHAHAR
Internet-Redakteurin:
Iris Rudolph
Webmaster der Vereinsseite:
Dr. Hartwig Strohschein
Versand und Vertrieb:
Armin Neumann
Salvador-Allende-Straße 35
12559 Berlin 030/654 56 34
arminneumann@web.de
Marianne Ahrens,
Sonja Brendel, Bruni Büdler,
Sylvia Feldbinder
Bernd Koletzki

Konto für Spenden und Beiträge: W. Metzger / RotFuchs
Berliner Sparkasse (BLZ 100 500 00), Konto-Nr. 220 160 759

Der Marx-Engels-Club der DKP Berlin
lädt für Mittwoch, den 11. Juni 2003,
um 19.00 Uhr, zu einer Veranstaltung mit

 Dr. Kurt Gossweiler
 und Walter Florath ein.

Sie findet im Blauen Salon des
alten ND-Gebäudes
am Franz-Mehring-Platz statt. 

Thema :

Volksaufstand oder Konterrevolution? 
Erlebnisse am 17. Juni 1953

Profit in Sicht! Grafik: Klaus Parche

Die Berliner Regionalgruppe
lädt für Dienstag,
den 27. Juni 2003,
um 16.30 Uhr,
in die Begegnungsstätte
der Volkssolidarität
Torstraße 203–205,
herzlich ein.

Was geschah am
17. Juni 1953?
Es spricht Hans Bentzien,
ehemaliger Kulturminister,
Intendant des
Fernsehens der DDR,
Historiker und Autor.

Stuhlgeld: 1 Euro

Eine „RotFuchs“-Reise
aus Anlaß des

Jahrestages der
Oktoberrevolution

nach Moskau?

Besuch des Lenin-Mausoleums,
anderer Gedenkstätten und Treffen
mit russischen Kommunisten? 

Diesen Vorschlag unterbreiteten
RF-Leser dem
Berliner Reisebüro tuk.
Fänden sich genügend
Interessenten, wäre es bereit,
die Fahrt auszurichten.

Meldungen bitte an

Frank Bochow

Touristik und Kontakte tuk
Danziger Straße 161–163
10407 Berlin
Telefon 030/423 33 30
Fax 030/423 33 22




